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Sehr geehrte Damen und Herren,
die nachste Sitzung des Kreistages des Landkreises Kusel findet am

Mittwoch, 1. Oktober 2025, um 15:00 Uhr,
in der Fritz-Wunderlich-Halle, Am Rol3berg, 66869 Kusel

statt.
Ich bitte Sie, an dieser Sitzung teilzunehmen.
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sitzungsdienst@kv-kus.de kurz mit, ob Sie an der Sitzung teilnehmen.
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Tagesordnung

der Sitzung des Kreistages am Mittwoch, dem 1. Oktober 2025, um 15:00 Uhr,
in der Fritz-Wunderlich-Halle, Am Rol3berg, 66869 Kusel

A) Offentlicher Teil

1. Einwohnerfragestunde

2. Arbeitsausschuss "Kreis- und Stadtbiicherei";
Hier: Besetzung von Gremien

3. EinfUhrung einer Ersthelfer-Alarmierungs-App im Leitstellenbereich Kaiserslautern;
Grundsatzbeschluss

4, Resolution zur Sanierung der Bahnunterfiihrungen entlang der Bahnstrecke
Saarbriicken-Mannheim;
»lnitiative faire Bahnquerungen*

5. Haushaltssicherungskonzept

6. Unterrichtung Uber die Prufungsmitteilung des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz tber
die Prifung der Gewéahrung von Unterhaltsvorschuss durch den Landkreis Kusel

7. Vollzug des Haushaltsplanes 2024;
Hier: Haushaltsuberschreitungen im Teilhaushalt 04 ,Jugend und Soziales*

8. Antrége / Anfragen
0. Informationen

B) Nichtoffentlicher Teil

10. Informationen

kkkkkkkkkkkkkkkkkkkkk

Die Beratungsunterlagen werden rechtzeitig vor der Sitzung im Ratsinformationssystem zur
Verfligung gestellt.

*k*% *k*% *kk*k



Kreistags-Sitzung am 01.10.2025 Gesetzliche Mitgliederzahl: 39
-6ffentlicher Teil- davon anwesend: -
Abstimmungsergebnis
TOP: 2 Sache / Beschluss Dafur Dagegen Enthaltung

Arbeitsausschuss "Kreis- und Stadtblcherei" ;

Hier: Besetzung von Gremien

Beschlussvorlage:

Neben dem Landrat des Landkreises Kusel (geborenes Mitglied) sind seitens des
Landkreises Kusel noch zwei weitere Vertreter/innen samt Stellvertreter/innen zu benennen.

Fir den Arbeitsausschuss ,Kreis- und Stadtblcherei”

vorgeschlagen:

Mitglied Stellvertreter
CDU Xaver Jung Dr. Stefan Spitzer
SPD Oliver KlalRen Dieter Schnitzer

wurden folgende Personen

Die Wahl erfolgt in offentlicher Sitzung im Wege geheimer Abstimmung mittels Stimmzettel,
sofern der Kreistag nicht ausdriicklich etwas anderes beschlief3t (§ 33 Abs. 5 LKO).



Kreistags-Sitzung am 01.10.2025 Gesetzliche Mitgliederzahl: 39
-Offentlicher Teil- davon anwesend: -

Abstimmungsergebnis

TOP: 3 Sache / Beschluss Dafur Dagegen Enthaltung

Einfuhrung einer Ersthelfer-Alarmierungs-App im Leitstellenbereich
Kaiserslautern; Grundsatzbeschluss

Beschlussvorlage:

In Rheinland-Pfalz erleiden jahrlich rund 6.000 Menschen einen Herz-Kreislauf-Stillstand
(plotzlicher Herztod). Die Mehrheit dieser Félle endet todlich. Studien zeigen, dass die
frihzeitige Einleitung von WiederbelebungsmalRnahmen durch Laienhelferinnen und -helfer
die Uberlebenschancen um das Zwei- bis Dreifache erhthen kann. Der Anteil der
Laienreanimation liegt jedoch deutlich unter 50 %. Grinde hierfir sind insbesondere die
mangelnde Sensibilisierung der Bevolkerung sowie die eingeschrénkte Erreichbarkeit
potenzieller Ersthelfer.

Moderne App-basierte Systeme ermdglichen es inzwischen, registrierte Laienhelfer tGber ihr
Mobiltelefon gezielt zu Notfallen in ihrer Nahe zu alarmieren. Diese Alarmierung erfolgt
automatisiert und parallel zur Rettungsdiensteinweisung Uber die Integrierte Leitstelle.
Verfugbare Nutzer koénnen den Einsatz annehmen und erhalten anschlieRend prazise
Einsatzinformationen (z. B. Einsatzort usw.).

Der Arztliche Leiter Rettungsdienst (ALRD) hat das Konzept einer solchen App den
Landraten und Beigeordneten im Leitstellenbereich Kaiserslautern vorgestellt. Die
Sinnhaftigkeit und Notwendigkeit wurden einvernehmlich befurwortet. Es handelt sich hierbei
jedoch nicht um eine Pflichtaufgabe der kommunalen Aufgabentrager. Der Landkreis
Kaiserslautern hat sich als zustdndige Rettungsdienstbehdrde fir den Leitstellenbereich
Kaiserslautern (Landkreise Donnersbergkreis, Kusel, Kaiserslautern sowie die Stadt
Kaiserslautern) bereiterklart, das Projekt federfihrend zu begleiten.

Zur Finanzierung soll die Pilotférderung ,Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ)“ genutzt
werden. Eine Voranfrage bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) wurde positiv
beschieden, eine Forderung in Aussicht gestellt.

Im Rahmen der Markterkundung sind folgende Kosten zu erwarten:

Kostenart Betrag (ca.)
Anschaffungskosten 15.000 €
Schnittstellenanbindung Leitstelle 11.000€
Jahrliche Servicekosten 10.000€

Die Kosten der ersten beiden Jahre werden bei positivem Foérderbescheid vollstandig durch
die IKZ-Férderung gedeckt. Ab dem dritten Jahr erfolgt die Kostenverteilung nach dem
ublichen Schlussel (mafigebende Einwohnerzahl) auf die beteiligten Gebietskorperschaften.

Alle Gebietskérperschaften des Leitstellenbereichs Kaiserslautern haben ihre Teilnahme
schriftlich zugesichert. Fir den Forderantrag ist ein positiver Beschluss in den jeweiligen



Gremien erforderlich.

Nach Beschlussfassung erfolgt die Antragstellung bei der ADD, der Abschluss einer
Vereinbarung mit den beteiligten Gebietskorperschaften sowie die Ausschreibung und
Vergabe des Projekts.

Beschlussvorschlag:

Entsprechend der Empfehlung des Kreisausschusses stimmt der Kreistag der Teilnahme an
der Pilotférderung ,Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ)“ zur Etablierung einer Ersthelfer-
Alarmierungs-App im Leitstellenbereich Kaiserslautern zu.



Kreistags-Sitzung am 01.10.2025 Gesetzliche Mitgliederzahl: 39

-Offentlicher Teil- davon anwesend: -

Abstimmungsergebnis

TOP: 4 Sache / Beschluss Dafur Dagegen Enthaltung

Resolution zur Sanierung der Bahnunterfiuhrungen entlang der Bahnstrecke
Saarbricken-Mannheim;
»Initiative faire Bahnquerungen,,

Beschlussvorlage:

Siehe beigefligtes Schreiben.

Beschlussvorschlaqg:

Aufgrund der Empfehlung des Kreisausschusses fasst der Kreistag des Landkreises Kusel in
seiner Sitzung vom 01.10.2025 folgende Resolution:

Sanierung der Bahnunterfiihrungen — Verkehrsrealitaten von heute missen Mafl3stab sein

1.

Die Deutsche Bahn wird aufgefordert, die geplanten SanierungsmalRnahmen der
Bahnunterfilhrungen entlang der Strecke Saarbricken—Mannheim auf Grundlage der
heutigen verkehrlichen Anforderungen (u. a. FulRgéanger, Radverkehr, motorisierter
Individualverkehr, OPNV) zu planen und umzusetzen.

Das derzeitige Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG) fiihrt dazu, dass
Bahnunterfiihrungen bei Sanierungen auf den Stand zurtickgebaut werden, den sie
beim urspriinglichen Bau der Bahnstrecke hatten — vielfach aus der Prinzregentenzeit
oder dem Kaiserreich (Ende des 19. Jahrhunderts). Moderne Verkehrsplanungen
oder die enorme Steigerung der Verkehrsmengen bleiben dabei unberiicksichtigt.

Die fatale Konsequenz: Wir bauen Bahnunterfiihrungen der 1880er Jahre wieder auf,
wahrend die Verkehrswelt des 21. Jahrhunderts andere Anforderungen stellt.

Fur jede Erweiterung auf heutige MalR3stdbe missen die Kommunen nach Angabe der
Deutschen Bahn die Mehrkosten allein tragen. Dies fiihrt zu absurden Situationen, in
denen veraltete Bauwerke erneuert werden, aber kein sicherer Verkehrsraum fiir
Radfahrer und FuRganger entsteht — es sei denn, die Stadte und Gemeinden
investieren Millionenbetrdge aus eigenen Mitteln.

Der Landkreis Kusel fordert Bund, L&nder und die Deutsche Bahn auf, die
gesetzlichen Rahmenbedingungen so zu &ndern, dass die Bahn bei Sanierungen die
tatsachlichen Verkehrsbedirfnisse des 21. Jahrhunderts bertcksichtigt und die
Finanzierung dafir nicht einseitig den Kommunen auferlegt.



6. Der Landkreis Kusel erklart seine Bereitschaft, sich der ,Initiative faire
Bahnquerungen® anzuschliefsen, um gemeinsam mit anderen betroffenen Kommunen
diese Anliegen mit Nachdruck zu vertreten.

Diese Resolution wird der Deutschen Bahn, den zustandigen Ministerien auf Landes- und
Bundesebene sowie dem Deutschen Stadte- und Gemeindebund Ubermittelt.



ST.INGBERT

An die

- Landrate

- Oberbirgermeisterinnen und Oberbirgermeister
- Burgermeisterinnen und Burgermeister

entlang der Bahnstrecke Saarbriicken-Mannheim

Juli 2025

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

die Deutsche Bahn plant fir die Jahre 2028/2029 eine umfassende Sanierung des
Streckennetzes zwischen Mannheim und Saarbriicken. Im Zuge dieser Malinahme sollen
auch samtliche Bahnunterflihrungen entlang der Strecke Uberprift und bei Bedarf saniert oder
erneuert werden. Fir unsere Stadte und Gemeinden ist dies grundsatzlich eine wichtige und
willkommene Investition in die Infrastruktur.

Allerdings sehen wir eine erhebliche Problematik: Nach aktueller Rechtslage (§ 12
Eisenbahnkreuzungsgesetz) werden die Unterfihrungen bei einer Sanierung auf den
.Bestand“ zurlckgebaut — das heilt, es wird nur das wiederhergestellt, was beim
urspringlichen Bau der Bahnstrecke vorhanden war. Konkret bedeutet das: Die
Bahnunterfuhrungen, die vielerorts aus der Prinzregentenzeit oder dem Kaiserreich stammen
(Ende des 19. Jahrhunderts), werden praktisch nach den damaligen Dimensionen wieder
aufgebaut. Moderne Verkehrsplanungen oder die gewaltig gestiegenen Verkehrsmengen
bleiben dabei vdllig unbertcksichtigt.

Kurz gesagt: Wir bauen Bahnunterfihrungen der 1880er Jahre wieder auf — obwohl wir
Bahnunterfihrungen der 2020er Jahre brauchen.

Wenn Kommunen eine Erweiterung auf heutige Anforderungen (z. B. breitere Geh- und
Radwege, sichere Verkehrsraume) erreichen wollen, mussen sie die Mehrkosten vollstandig
selbst tragen. Fir St. Ingbert bedeutet das z. B. bei den Unterfihrungen am Obi-Kreisel und
am CISPA-Gelande geschatzte 25-30 Millionen Euro.

Dieses Vorgehen halten wir fir nicht mehr hinnehmbar. Wir laden Sie daher herzlich ein,
gemeinsam eine Uberdrtliche Initiative zu griinden, um fir eine gesetzliche und politische
Losung einzutreten. Unser Ziel: Die Deutsche Bahn muss bei Sanierungen die heutigen
Verkehrsrealitaten berlcksichtigen — ohne die Kosten auf die Kommunen abzuwalzen.

Als Arbeitsbegriff schlagen wir vor: ,Initiative faire Bahnquerungen®.

UMever@st-ingbert.de | Marc.Speicher@saarlouis.de



mailto:UMeyer@st-ingbert.de
mailto:Marc.Speicher@saarlouis.de

Wir haben diesem Schreiben einen Entwurf flr eine gemeinsame Resolution beigefigt, die
Sie in Ihren Raten beraten lassen kénnten. Uber lhre Rickmeldungen und eine enge
Zusammenarbeit wirden wir uns sehr freuen.

Mit freundlichen GrifRen

gez. Prof. Dr. Ulli Meyer gez. Marc Speicher
Oberblrgermeister St. Ingbert Oberblrgermeister Saarlouis

gez. Markus Schmitt
Beigeordneter St. Ingbert

UMever@st-ingbert.de | Marc.Speicher@saarlouis.de
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Kreistags-Sitzung am 01.10.2025 Gesetzliche Mitgliederzahl: 39
-Offentlicher Teil- davon anwesend: -

Abstimmungsergebnis

TOP: 5 Sache / Beschluss Dafur Dagegen Enthaltung

Haushaltssicherungskonzept

Ubersicht tiber die bereits durchgefuhrten und geplanten KonsolidierungsmaRnahmen
im Haushalt des Landkreises Kusel

Beschlussvorlage:

A. Bereits durchgefihrte KonsolidierungsmalRnahmen

1. Personal Kultur und Kreismusikschule
Im Bereich der Kulturverwaltung und der Kreismusikschule konnten in den
vergangenen Jahren die vorhandenen Stellen um insgesamt 2,25 Stellen reduziert
werden. Diese Stellenreduzierung betrifft 0,75 VZA einer Sachbearbeiterstelle in der
Kulturverwaltung (E6), 1,0 VZA eines Kreisheimatpflegers (E10) und 0,5 VZA des
stellvertretenden Leiters der Kreismusikschule (E10). Durch diese
Stelleneinsparungen kdnnen jahrlich ca. 175 T€ an Personalkosten eingespart
werden.

2. Kulturprogramm
Beim gemeinsamen Kulturprogramm des Landkreises Kusel, der Verbandsgemeinde
Kusel-Altenglan und der Stadt Kusel konnten durch mehrere Punkte Einsparungen
erzielt werden. Zum einen zahlen die Verbandsgemeinde Kusel-Altenglan und die
Stadt Kusel eine Personalkostenerstattung an den Landkreis, da dieser das
Programm erstellt und verwaltet. Hierdurch werden jahrlich ca. 50 T€ an
Mehrertragen generiert. Weiterhin wurden die Veranstaltungen so gestaltet und
ausgewahlt, sodass diese ein gréf3eres Publikum ansprechen und erreichen. Dies
fuhrt dazu, dass das Kulturprogramm (ohne Personalkosten) in den letzten Jahren
einen Uberschuss erwirtschaftete, anstatt den Haushalt des Landkreises zu belasten.
Weiterhin konnte durch die Anpassung der Vertrdge zwischen dem Landkreis Kusel
und den Kunstlern ein garantierter Gewinn (prozentual) fir den Landkreis Kusel
erzeugt werden. Durch die oben beschriebenen MalRhahmen wird das Ergebnis um
ca. 60 T€ jahrlich verbessert.

3. Kreis- und Stadtbicherei
Bei der Kreis- und Stadtblicherei wurden im vergangenen Jahr die Geblhren von 6 €
auf 15 € erhdht. Dies war die erste Geblhrenanpassung seit dem Jahr 2008.
Weiterhin wurde ein bestehender Vertrag fur die Offentlichkeitsarbeit fir die Kreis-
und Stadtbilicherei gekuindigt. Insgesamt konnen durch die beschriebenen
Mafinahmen jahrlich 35 T€ eingespart werden.

4. Rechtsamt
Die Referatsleitung im Referat 15 (Rechtsamt und Kommunalaufsicht) des
Landkreises wird zurzeit durch die leitende staatliche Beamtin wahrgenommen.




10.

Hierdurch muss eine entsprechende Beamtenstelle (A12) nicht besetzt werden. Dies
fuhrt zu jahrlichen Einsparungen bei den Personalkosten (inkl. Versorgung und
Ruckstellungen) von rund 109 T€.

Draisine

Seit dem Jahr 2022 wird der Teil der Draisinenstrecken, welche aul3erhalb des
Landkreises Kusel liegt (Streckenabschnitt zwischen Staudernheim und Meisenheim)
durch die Verbandsgemeinde Nahe-Glan betrieben und unterhalten. Dies fihrt beim
Landkreis Kusel zu geringeren Unterhaltungskosten sowie zu geringeren
Personalkosten, da erhebliche Wegezeiten, welche bisher mit kreiseigenem Personal
abgedeckt werden musste, wegfallen. Es fallen jedoch auch Ertréage weg, da die
Einnahmen der Nordstrecke auch der Verbandsgemeinde Nahe-Glan zustehen.
Insgesamt wird jedoch von einer Verbesserung fir den Haushalt des Landkreises von
ca. 50 — 75 T€ ausgegangen.

Bauverwaltung

Bei der Bauverwaltung ist momentan die Stelle eines Architekten (E11) nicht besetzt,
da diese Stelle aufgrund der geringen Bauantrage nicht benétigt wird. Hierdurch
werden jahrlich ca. 90 T€ an Personalkosten eingespart.

Jugendzeltstatte Bamberger Hof

Auch bei der Jugendzeltstatte Bamberger Hof wurden in den letzten Jahren die
Gebihren um 50 — 75 % angehoben. Dies fuhrt zu jahrlichen Mehrertragen von 5-10
TE.

Erh6hung Kreisumlage

In den vergangenen vier Jahren hat der Landkreis Kusel seine Kreisumlage von
43,00 % im Jahr 2021 auf 46,25 % im Jahr 2025 angehoben. Dies entspricht einer
Steigerung von 3,25 Umlagepunkte bzw. 7,56 %. Hiervon waren 1,20 Umlagepunkte
notwendig, um die Tilgung der geplanten Investitionskredite (2022 — 2025) zu
finanzieren und dementsprechend 2,05 Umlagepunkte freiwillig zur Konsolidierung
des Haushaltes. Die Umlageerhéhung verbessert den Haushalt des Landkreises
Kusel im Jahr 2025 um 2,8 Mio. € (davon 1,05 Mio. € Pflichterhéhung zur
Finanzierung der Tilgung der geplanten Investitionskredite, 1,75 Mio. € freiwilliger
Konsolidierungsbeitrag fur den Haushalt).

Im gleichen Zeitraum stieg die Kreisumlage im Landesschnitt nur um 1,27
Umlagepunkte von 44,22 % in 2021 auf voraussichtlich 45,49 % im Jahr 2025
(Anstieg um 2,87 %)

SchlieBung Welcome-Center im Revilo

Der Landkreis Kusel hatte in der Fuf3gangerzone in Kusel ein Welcome-Center
eingerichtet. Dieses wurde im Jahr 2019 geschlossen. Durch die SchlieBung kénnen
jahrlich ca. 75 T€ eingespart werden.

Zusammenfuhrung Referat 10 und Referat 11

Durch die Zusammenfiihrung des Referats 10 und des Fachbereichs 1 des Referats
11 konnte eine Referatsleiterstelle (A11) eingespart werden. Weiterhin konnte im
neugeschaffenen Referat 10 eine Stelle im Bereich Organisation (A9) eingespart
werden. Dadurch kénnen jahrlich Personalkosten (inkl. Versorgung und
Ruckstellungen) von rund 150 T€ eingespart werden.




Geplante KonsolidierungsmaBnahmen in 2025

. TRAFO

Nach nun insgesamt vier Jahren wird das TRAFO-Projekt des Landkreises Kusel
zum 31.12.2025 beendet. Dies fuhrt ab dem Jahr 2026 zu Haushaltverbesserungen
von 80 T€ jahrlich.

SchlieBung Mobilitatszentrale zum 30.06.2025

Im Zuge der Neuausschreibung des OPNV im Landkreis Kusel zum 01.07.2025
wurde keine Mobilitatszentrale mehr mit ausgeschrieben. Somit schlief3t diese zum
30.06.2025 und die vom Landkreis Kusel beschéftigten Mitarbeiter konnen auf
vakante Stellen im Haus verteilt werden, welche dann nicht mehr extern
ausgeschrieben werden muissen. Hier ist mit einem Stellenwegfall von 2,0 VZA (E6)
zu rechnen, welche dann zu einer Haushaltverbesserung ab 2026 von ca. 120 T€
jahrlich fuhrt.

Eingliederung Jobcenter in die Kernverwaltung

Der Eigenbetrieb Jobcenter Landkreis Kusel soll zum 01.01.2026 in die
Kernverwaltung integriert werden. Durch die Integration kdnnen geschaffene
Doppelstrukturen (insb. in der inneren Verwaltung [Organisation, Beschaffung,
Finanzen, Abrechnungswesen]) reduziert werden, was zu einer entsprechenden
Stellenreduzierung fuhren wird. Weiterhin kdnnen durch die Zusammenlegung
Optimierungsprozesse im Bereich Beschaffung und EDV eingeleitet werden, was zu
einer Verringerung der Sachkosten fuhren wird. Die Verwaltung geht davon aus, dass
durch die oben beschriebenen Prozesse jahrlich ca. 300 — 500 T€ eingespart werden
koénnen.

Entwicklung Tourismus-GmbH

Im Rahmen der Neugestaltung der Tourismusforderung im Landkreis Kusel soll
aufgrund des Tourismuskonzeptes Rheinland-Pfalz zusammen mit den
Verbandsgemeinden Lauterecken-Wolfstein, Kusel-Altenglan, Oberes Glantal,
Otterbach-Otterberg sowie Bruchmuihlbach-Miesau eine Tourismus-Service-Center
(TSC) GmbH gegriindet werden. In diese GmbH soll das Personal, welches beim
Landkreis Kusel und den Verbandsgemeinden fir den Tourismus zustandig ist,
abgeordnet werden (Beim Landkreis Kusel: 1,0 E9c; 1,0 E9a; 1,0 E8). Weiterhin
tbernimmt die GmbH samtliches Tourismusmarketing fir die Gesellschafter.
Hierdurch sollen Synergieeffekte geschaffen werden, welche dann in geringeren
Sach- und Personalkosten resultieren. Die Finanzierung der GmbH erfolgt durch
einen Verlustausgleich durch die Gesellschafter. Es wird davon ausgegangen, dass
der zu zahlende Verlustausgleich um 100 T€ geringer als die bisherigen Sach- und
Personalkosten beim Landkreis Kusel ausfallt. Dies fuhrt zu einer entsprechenden
Verbesserung im Haushalt.

Neukonzeption Handwerklich Tatige

Durch die Neugliederung des neuen Referats 11 wurden samtliche handwerklich
tatigen Personen (allg. Hausmeisterpool, Hausmeister an kreiseigenen Gebauden
und Schulen, Draisinenwerkstatt, Hausmeister Asyl) diesem Referat zugeordnet.
Dadurch sollen eine Biindelung der handwerklichen Leistungen und eine
entsprechende Verrechnung mit den zusténdigen Abteilungen und Referaten
erfolgen. Durch die Blndelung der Leistungen soll auch ein entsprechendes
Optimierungspotenzial untersucht werden, was dann zu einer entsprechenden
Stellenanpassung in den Folgejahren fuhren soll. Wie hoch das
Konsolidieurngspotenzial ist kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abgeschatzt
werden.




6. Uberprifung des Softwareeinsatz in der Verwaltung
Im Zuge der verursachungsgerechten Verbuchung der Kosten in der Verwaltung wird
ab dem Jahr 2025 jede Rechnung fur sich im Betrieb befindliche Software durch den
zustandigen Referats- bzw. Abteilungsleiter freigegeben. Hierdurch konnte bereits
festgestellt werden, dass diverse Software nicht mehr genutzt wird und gekindigt
werden kann. Dieses Verfahren soll in den kommenden Jahren beibehalten werden,
um den Bestand an nicht mehr genutzter Software weiterhin reduzieren zu kénnen.
Hierdurch wird ein entsprechendes Einsparpotenzial von ca. 10 — 20 T€ jahrlich
erwartet.

7. Gemeindeanteile KiTa
Durch die Novelle des KiTaG zum 01.07.2021 wurde mit den freien Tragern fur den
Zeitraum vom 01.07.2021 bis 31.12.2024 eine 102,5 %ige Personalkostenerstattung
(99% fur Personalkosten, 3,5% fir Sachkosten) fir das in den KiTas eingesetzte
Personal vereinbart. Dies war notwendig, da zum 01.07.2021 kein allgemeingultiger
Satz fur die Personalkostenerstattung gesetzlich vorgeben war. Dieser Satz war bis
zum 30.06.2021 auf 90 % gesetzlich festgelegt. Um diese Erhéhung zu
kompensieren wird die Verwaltung den politischen Gremien des Landkreis
vorschlagen, die Gemeinden im Einzugsbereich einer Tageseinrichtung eines freien
Tragers zur Deckung der Kosten des drtlichen Tragers der offentlichen Jugendhilfe,
wie in 8 27 Absatz 3 KiTaG vorgesehen, an den Kosten zu beteiligen. Im Haushalt
2025 wurden entsprechend des Verwaltungsvorschlages Gemeindeanteile zur
Deckung der Kosten des ortlichen Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe fir den
Zeitraum 01.07.2021 — 31.12.2024 in Hohe von 3,00 Mio. € und fir den Zeitraum vom
01.01.-31.12.2025 0,65 Mio. € eingeplant. Dies wird in den kommenden Jahren zu
einer &hnlichen Verbesserung fuhren.

Beschlussvorschlag:

Aufgrund der Empfehlung des Kreisausschusses stimmt der Kreistag den vorgenannten
Konsolidierungsmafinahmen zu.
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Sehr geehrte Damen und Herren,

anbei sende ich Ihnen die Haushaltsverfligung fir den Landkreis
Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025 vorab per PC-Fax.
Das Original geht Ihnen in den nachsten Tagen per Post zu.

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag .

Daniela Hares

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
Kommunalaufsicht :
Referat 21
54290 Trier

Telefon: 0651/9494-884

Fax: 0651/9494-77884

Email; daniela.hares@add.rip.de



22 Mai 2025 12:53 ID: +49 651 9494-711884

Aufsichis. und Dienstlicistungsdirektion | Postfach 13 20 | 54203 Trier

Vorab per PC-Fax an 06381-424-440

Kreisverwaltung Kusel

i | RheinlandDfalz

AUFSICHTS-UND
DIENSTLEISTUNGSDIREKTION

Kurfarstliches Palais
Willy-Brandt-Platz 3
54290 Trier

Telefon DGE1 9494-0
Telefax 0651 9484-170
poststelle@add.rip.de

www.add.rip.de

Postfach 1255

66864 Kusel , 21.05.2025
Mein Aktenzeichen IThr Schreiben vom  Ansprechpartner/-in | E-Mail Telefon / Fax

1140- 17.03.2025 Ivonre Ammuldi-Maller +49 651 8494-869
0001#2025/0014-0382 1/901 Ivonne.Arnoldi-Musller@add.rip.de  +49 651 9494 711369

Ref 21 (Montag » Mittwoch)

Bitte immer angeben|

Vollzug der Landkreisordnung (LKO);

Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Landkreises Kusel fir das Haushalts-
jahr 2025 sowie Wirtschaftspldne der eigenbetriebséhnlichen Einrichtung , Ab-
i‘allenisorgung Landkreis Kusel” und des Eigenbetriebs ,,Jobcenter

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der vom Kreistag des Landkreises Kusel am 12.03.2025 beschlossenen Haushalts-
satzung und Haushaltsplan des Landkreiées Kusel fur das Haushaltsjahr 2025 sawie
zu den Wirtschaftspldnen ergehen hiermit folgende

Entscheidungen:

1. Derin § 2 der Haushaltssatzung des Landkreises Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025
festgesetzte Gesamtbetrag der Investitionskredite in Héhe van 6.382.900 € wird
genehmigt.

2. Derin § 3 der Haushaltssatzung des Landkreises Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025
in H6he von 24.166.160 € festgesetzte Gesamtbetrag der Verpﬂlchtungsermach-
tigungen wird genehmigt, soweit hierfir.

1728

Konto: } Besuchszeiten / teiefonische Erreichbarkeit:
Bundesbank Koblone Mo-De  9.00-12,00 Uhrund 14,00-15,30 Uhr
BiC: MARKDEF1570 IBAN: DE1S 5700 Q000 0057 0015 13 Fr 9,00 12,00 Uhr

= mimeio--000000L8-srccont-. docx / "CCO0.2288.120.4.2291428"

Clzrz7
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]

a) im Haushaltsjahr 2026 Investitionskredite bis zu " 5.120.440 €
b) im Haushaltsjahr 2027 Investitionskredite bis zu 4.903.210 €
c) im Haushaltsjahr 2028 Investitionskredite bis zu 4.408.050 €

Sa.: 14431.700€

aufgenommen werden miissen.

.- Der unler § 4 der Haushaltssatzung des Landkreises Kuse! fiir das Haushaltsjahr

2025 in Héhe von 115.000.000 € festgesetzte Héchsthetrag der Kredite zur Li-
quiditatssicherung wird in Hohe von 88.000.000 € genehmigt. Beziiglich des da-
nach verbleibenden Betrags in Hohe von 27.000.000 € wird die Genehmigung des
fir das Haushaltsjahr 2025 festgesetzten Hichstbetrages der Kredite zur Liquidi-
tﬁtssiaherur{g versagt.

Der Beschluss des Kreistages (ber die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan
des Landkreises Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025 wird beanstandet, soweit der
Ergebnishaushalt und der Finanzhaushalt beziglich der Planungsjahre 2026 bis
2028 gegen das Gebot des Haushaltsausglecichs verstolRen.

Der Beschluss des Kreistages tber die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan
des Landkreises Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025 wird beanstandet, soweit im
Tilgungsplan nach dem Muster 29 [zu § 105 Abs. 4 GemQ] der Anlage 3 zur Ver-
waltungsvorschrift Gemeindehaushaltssystematik (VV - GemHSys) fiir die Jahre
2026 bis 2028 die Mindest—RUckfuhrungsbetréige nur mit jeweils 0 € ausgewiesen
und die zum 31.12.2023 bestehenden Kredite zur Liquiditdtssicherung insofern
nicht getilgt werden.

Die unter den vorstehenden Nrn. 1 und 2 erteilten Genehmigungen ergehen jeweils
mit der MaRgabe, dass Investitionskredite und Verpflichtungsermichtigungen nur
fur Investitionen und InvestitionsférderungsmaRnahmen aufgenommen bzw. in An-

spruch genommen werden diirfen, welche die dauernde finanzielle Lelstungsfahig-

keit des Landkreises Kusel und seiner Eigenbetriebe nicht beeintrachtigen oder die

Voraussetzungen fir eine Ausnahme nach der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 Gemeinde-

ordnung (GemO)' erfilllen.

T Nach § 57 Landkreisordnung (ILKQ) gelten die Paragraphen der GemQ und die hierzu ergangenen Rechts-und
Verwaltungsvarschriften entsprechend.
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7. Unbeschadet der vorstehenden Entscheidungen diirfen def Landkreis Kusel und
seine Eigenbetriebe Auszahlungs- und Verpflichtungserméchtigungen fiir Investiti-
onen und InvestitionsforderungsmaBnahmen - auch wenn es fiir deren Finanzie-

rung keiner Kreditaufnahmen bedarf ~ nur in Anspruch nehmen, soweit die geplan-
ten MaBBnahmen die dauernde finanzielle Leistungsféhigkeit des Landkreises Kusel
und seiner Eigenbetriebe nicht beeintrachtigen oder die Voraussetzungen fiir eine
Ausnahme nach der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO erflllt sind.

8. Die dem Landkreis Kusel im laufenden Haushaltsjahr zuflieRenden Investitions-
einzahlungen aus der Verduflerung von Grundstiicken und Beteiligungen so-
wie aus Rickfliissen von Kapitaleinlagen sind in voller Héhe zur Verminderung
des Liquidi‘t;’itskreditbédarfs bzw. der bestehenden Liquiditatskreditverschuldung

. des Landkreises zu verwenden, soweit keine anderweitige Zweckbindung der Mittel
unmittelbar kraft Gesetzes besteht. Ausgenommen hiervon werden die Riickflisse
aus der Kreditgewahrung an das Westptalz-Klinikum (2025: 2,05 Mio. €).

Begriindung:

1, Vorbemerkungen

1.

In seiner Sitzung am 12,03.2025 hat der Kreistag des Landkreises Kuscl dic Haushalts-
satzung des Landkreises Kusel fiir das Haushalisjahr 2025 mit dem dazugehdrigen
Haushaltsplan 2025 sowie den Wirtschaftsplénen der eigenbetriebsahnlichen Einrich-
tung ,Abfallwirtschaft" sowie dgs Eigenbetriebs ,Jobcenter” beschlossen. Mit Schreiben
vom 17.03.2025, hier postalisch eingegangen am 07.04.2025, haben Sie diese der Auf-
sichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) zur Prifung vorgelegt und die notwendigen
Genehmigungen beantragt.

2. :

Die mir mit lhrem o0.a. Schreiben vorgelegten Haushaltsunterlagen habe ich Uber-
schlagsmdRig einer formellen und materiellen RechimafRigkeitskentrolle unterzogen.
Dabei erfolgte meinerseits keine Detailbegutachtung aller Festsetzungen und Mittelver-
anschlagungen in kammunalrechtlicher, insbesondere geméindehaushaltsrechtlicher,'

3/26
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und mathematischer Hinsicht. Etwaige festgestelite Unzulénglichkeiten von .geringer
Bedeutung, welche ich lhnen im Rahmen der Haushaltspriifung bercits crértert habe
und bei denen erwartet werden kann, dass Sie meine dazu ergangenen Hinweise und
Erwartungen kiinftig beachten werden, habe ich in diese Haushaltsverfliigung nicht auf-
genommen.

Il. Haushaltssatzung des Landkreises Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025

= Bezliglich der unter den §§ 1 bis 3 sowie 5 und 6 der Haushaltssatzung des Landkreises
Kusel fir das Haushaltsjahr 2025 getroffenen Festsetzungen verweise ich auf meine
nachstehenden Ausfilhrungen unter den Gliederungspunkten il und 1V,

Zu § 4 Hochstbetrag der Kredite zur Liquiditdtssicherung; -

Nach §§ 95 Abs. 4 Nr. 3, 105 Abs. 3 1. HS GemO bedarf der in der Haushaltssatzung
festgesetzte Hochstbetrag der Kredite zur Liquiditatssicherung der Genehmigung der
Aufsichtsbehdrde. Die Genehmigung des festgesetzten Héchstbetrages der Kredite zur
Liquiditdtssicherung kann von der Aufsichtsbehdrde erteilt werden, sofern der Héchst-
betrag auf einer sachgerechten Liquiditatsplanung der Gemeinde beruht. Nach § 93
Abs. 5 GemO und § 1 Abs. 1 Nr. 10 Gemeindehaushalisverordnung (GemHVO) ist die
Liquiditidtsplanung zu dokumentieren und der Vorlage an die Aufsichtsbehorde nach
§ 97 Abs. 2 Satz 1 GemO beizufiigen. Dabei ist das Muster 31 ,Ermittlung Héchstbetrag
Liguiditatskredite” der Anlage 2 [zu § 93 Abs. 5 GemOQ)] zur VV - GemHSys zu verwen-
den. Auf dieser Grundlage habe ich den von [hnen unter § 4 der Haushaltssatzung des
Landkreises Kusel filr das Haushaitsjahr 2025 in H6he von 115.000.000 € festgeseizten
Héchstbetrag der Kredite zur Liguiditatssicherung nur in Héhe von 88.000.000 € geneh-
migt. Dabei wurden die unter id. Nr. 8 des Musters 31 benannten Abweichungen .Ein-
zahlungen aus Liquidititskrediten 2025° sowie ,Schuldiibernahme PEK-RP* als nach-
vollziehbar anerkannt. Die dariiberhinausgehenden angefihrten Abweichungen be-
grinden keinen anderen Genehmigungsbetrag. Daher wird die Genehmigung fir einen
Teilbetrag in Héhe von 27.000.000 € zunidchst versagt. Sollte sich im Haushaltsvollzug
abzeichnen, dass an einem Kalendertag des laufenden Haushaltsjahres der von mir
genehmigte Hochstbetrag der Kredite zur Liguiditdtssicherung nicht auskommlich er-
scheint, stelle ich lhnen auf einen begriindeten Antrag unterjahrig die Genehmigung
eines haheren Héchstbetrages durch Abanderung meiner heutigen dieshexziglichen
Genehmigungsentscheidung in Aussicht. Im Bedarfsfall bitte ich Sie, mich rechtzeitig

4(26
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vor einer Uberschreitung des genehmigten Héchstbetrages der Kredite zur Liguiditats-
sicherung zu kontaktieren und mit mir das Nachgenehmigungsverfahren abzustimmen.
In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass aufsichtsbehordlich eine Nach-
genehmigung regelmaRig nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres in Betracht gezogen
wird.

Keiner naheren Rechtskontrolle habe ich die ibrigen Normen der Haushaltssatzung
2025 unterzogen.

lll. Haushaltsplan des Landkreises Kusel fiir das Haushalisjahr 2025

A. Ergebnishaushalt.sowie Teilbereich der ordentlichen und auBerordentlichen
Tatigkeiten des Finanzhaushaltes

Die aufsichtsbehdrdliche Prilfung des Ergebnishaushaltes sowie Teilbereichs der or-
dentlichen und aulerordentlichen Tatigkeit des Finanzhaushaltes des Landkreises Ku-
sel fiir das Haushaltsjahr 2025 hat insbesondere zu folgenden Feststellungen gefiihrt:

1. Der Ergebnishaushalt des Landkreises Kusel schlieft in allen Planungsjahren
2025 bis 2028 mit beachtlichen Jahresfehlbetrdgen ab und verstéfit damit gegen
das Haushaltsausgicichsgebot (§ 93 Abs. 4 GemO i. V. m. § 18 Abs. 1 Nr. 1

GemHVO).
— e —— _._1:_“__._. e et e
Landirais usgisich Erpebnishaushalt gem. § 18 Abs 1 KL 1 GemHVO
Kuznl Ergabnie 203 2024 2026 2026 2027 2021
Geramibelsg Erlidige . 154,888,605 € 02028 € 169.070.212 £ 164,251,920 € 161,280,202 &} 161.507.600
Gagamiheimg AWhwendingen 158.078.851 € 180.322.033 € 132802 287 € 191.B84.242 & 183.604.282 €| 181.855.056 €|
Janhreseryebnis 5
{Jahreeiberschrs/fehlbeirag)
gom. § 18 Abe 7 Nr. 1 GemHVOD 4,381,220 € -15.900.007 € «23.813.074 Gi 28232516 € -28 243,960 € 0.118.038 (]

2. Der Finanzhaushalt des Landkreises Kusel schliet in allen Planungsjahren 2025
bis 2028 mit einer Unterdeckung ab und verstdfit damit gegen das geseizliche
Gebot des Haushaltsausgleichs (§ 93 Abs. 4 GemO i. V. m . § 18 Abs. 1 Nr. 2
GemHVO).

5/26
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Landkrois Auggleich Finanzhaushalt gom, § 18 Abs. 1 N. 2 GemHVQ
Kol Ergobniz 2021 | w78 [ 2025 2026 W27 . 2028

Salde ordentl. und sufieroment!, ! i

Eiti- vind Avszshiungen (F23) SM200€  AZE11.213€) . W1B23B2TE] . 31.944/m8€ 22038217 € 25.783.374 €
" VAvazahlungen 7o planmaiiven e P a

Tiigung (F38 3.837.554 G 2651.007 €| U 010,843 € 3210113 € 3.561.1C4 € 2,090,082 €
. S 1 "

Saldo F23 und Fli 4,118,665 € 5202225 € 1 . 21.177.080 € 25 165,201 € 2raveserel  waesryoe

bz, Mindeatnomoliguag KET-RE Y 5

FCPAngud whizs. (hlnoest. i A

|ttiswsatieangzbetrag ab 2624 . 3,580,520 € Ve v L 0k 0€ ne i

Bher/Unterdeekung, (gemst §.18, : S

Ab= 1 Nr. 2 GemHVvO) i DL At et ]

-7.703.473 €/ 15202206 € | WRATTOR0E 20.185.201 € 2(.199.321 € :20.697.796 €]

3. Infolge der planmaRigen Jahresfehlbetrdge im Ergebnishaushalt in den Finanzpla-
nungsjahren ist eine Uberschuldung zu verzeichnen. Das negative Eigenkapital
zum 31.12.2023 i. H. v. 155,8 Mio. € (It. vorlaufiger Bilanz) wirde - sollten sich die

= : Planzahlen bis 2028 bewahrheiten - zum 31.12.2028 auf 280,1 Mio, € ansteigen.
Dies stellt einen schwerwiegenden Versto gegen das in § 93 Abs. 6 Satz 1 GemO
normmierte Verbot der bilanziellen Uberschuldung dar. Aus dieser Entwicklung
kann abgeleitet werden, dass der Landkreis zulasten kiinftiger Generationen wirt-
schaftet und dadurch das Prinzip der intergenerativen Gerechtigkeit verletzt. Die
Uberschuldung schrankt den finanziellen Handlungsspielraum zukiinftiger Genera-
tionen erheblich ein. : '

4. Die Bercchnung der sogenannten freien Finanzspitzen (nach VV - GemHSys, An-
lage 3, Muster 14) weist fiir die Planungsjahre 2025 bis 2028 folgende Ergebnisse

aus:
dkrei Unersieht zur Bourteliung der douerndon Leiztungsrahigken
L";u'"';" N (Ecrechnung der zog. "freicn Anorezpitze™; Ausgicloh AnonzhaushaR
: i 14 2075 2026 22t 7i1oR
Fraia Finsrespirze . | 15.202.226,00 € |- 21.177.08000 € |- 2518520100 C (- 27499.321,00C |- "20.607.TEB00€
darin calhalizn:
MindestRudethrungsbetma gemdl Tilgungzplan nach g )
dem Musier 29 (zu § 105 Abz. 4 GemO) der Anlage 3 der \We 0% o5 Be Rt 29
GemHByz - ! .
AchHehifich: e : apE e s
[OrtRanunaswar nach § 105 Abs. 4 Gat:? Gsm 125782100 € 1257.02:,00€ LES7.HEIL0DE 125702100 € 125792100 &

Danach bestehen keine Reserven fiir Unabwégbarkeiten (duRere Einfliisse) und
kommunalpolitische Spielrdaume. Vielmehr weist die Berechnung der so genannten
freien Finanzspitze fiir den Planungszeitraum 2025 bis 2028 in allen Planungsjah-
ren immense Fehlbetrage aus. '

Auf der Grundlage insbesondere der vorstehenden Ergebnisse der Berechnung der
sogenannten ,freien Finanzspilze® und unter weiterer Beriicksichtigung insbeson-
dere der bestehenden Liquiditatskredifverschuldung und deren planmaRigen Ent-
wicklung (beziiglich letzterem s. auch unter Ill. B) stelle ich fest, dass eine dau-
ernde finanzielle Leistungsfdhigkeit des Landkreises Kusel nicht gegeben ist.
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5. Mit den o.g. RechtsverstdRen geht ein VerstoB gegen das Gebot der Sicherung
der stetigen Aufgabenerfiillung (§ 93 Abs. 1 Satz 1 GemO) einher.

6. Die Haushal’gsp[anung 2025 (mit der darin integrierten mittelfristigen Ergebnis- und
Finanzplanung) steht daher nicht im Einklang mit den Grundsétzen einer unein-
geschrankt geordneten Haushaltswirtschaft.

— Vor dem Hintergrund der 0. a. PrOfungsfeststeliungen und der bestehenden rechtswid-
rigen Liquiditdtskreditverschuldung, auf die spater unter Punkt B eingegangen wird,
miissen Oberziele des Landkreises Kusel beziiglich seiner Haushaltswirtschaft auch
weiterhin sein, stets einen in allen Haushaltsjahren ausgeglichenen Haushalt in Pla-
nung und Rechnung zu erreichen und die bestehende rechtswidrige Liquiditatskredit-

- verschuldung bis zu ihrem vollstdndigen Abbau in jedem Haushaltsjahr im groRtmogli-
chen Umfang sukzessive zuriickzufiihren.

Bei dem Gebot des Haushallsausgleichs handelt es sich um ein tragendes Prinzip der
kommunalen Haushaltswirtschaft, dass seinen Ursprung im ethischen Leitbild der Ge-
nerationengerechiigkeit hat, nach dem jede Generation nur so viele Ressourcen ver-
brauchen soll wie sie auch selbst zu erwirtschaften vermag. Diesbezilglich hat das
Oberverwaltungsgerichls Rheinland-Pfalz in seinem Urteil vom 17. Juli 2020 - 10 A
11208/18 -, juris unter der Rn. 57 ausgefilhrt: ,Der Haushalt ist geméll § 93 Abs. 4
GemQ, der nach § 57 LKO auch fiir Landkreise anzuwenden ist, in jedem Haushaltsjahr
in Planung und Rechnung auszugleichen. Der Haushaltsausgleich bildef dabei zum ej-
nen das Instrument, eine intergenerativ gerechte Finanzpolitik umzusetzen, zum ande-
ren dient er als Mafstab der Uberpriifung fir die kommunalen Vertretungskérperschaf-
fen und die Staafsaufsicht, inwieweit dieses Zjel errejchf wurde (Gargon in: Praxis der
Kommunalverwalfung — PdK —, Kommentar zu § 18 GemHVO, Anm. 1., 3., S. 3 fi)".

Es ergeht daher ausdriicklich die aufsichtsbehérdliche Forderung, in den kommenden
Haushaltsjahren weitere Einsparungen zu erzielen, sich bietende Chancen zur Konso-
lidierung zu ergreifen sowie den Schuldenabbau konsequent umzusetzen. Hierfur wer-
den weitere einschneidende MaRnahmen erforderlich sein.
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Eine Ausnahme van der grundsatzlichen gesetzlichen Pflicht, den Haushalt in jedem'
Haushaltsjahr in Planung und Rechnung auszugleichen, besteht nach der Rechtspre-
chung nur dann, wenn — in extremen Fallen — von vornherein objektiv keine Méglichkeit
dazu bestand, den Haushaltsausgleich zu erreichen bzw. die Haushaltssituation zu ver-
bessemn?. Ein solcher Ausnahmefall ist von der Kommune gegeniiber der Aufsichtsbe- |
hérde substantiiert darzulegen. Unabhéngig davon ist von der Kommune auch in die-
sem Fall das Defizit im Haushalt so gering wie méglich zu halten®. Die Kommune ist
verpflichtet, einen Haushaltsausgleich herbeizufithren, jedenfalls sich ihm so weit wie
_ moglich anzunahern. Auf welchem Weg das Ziel des Haushaltsausgleichs erreicht wird,
liegt dabei - soweit unterschiedliche KonsolidierungsmaRnahmen in Betracht kommen -
in der Gestaltungsfreiheit des kommunalen Tragers®.

Aus dem Haushaltsrundschreiben 2025 vom 25.11.2024 (Az.: 1142 -0004#2024/0001-

0301 334) geht weiter hervor, dass jede Kommune, die einen unausgeglichenen Haus-

halt vorlegen muss, darzustellen hat, in welchen Teilhaushalten der Fehlbetrag im We-

sentlichen verursacht wird. Dariiber hinaus wird erwartet, dass fir die so bestimmten
- Teilhaushaite dargestellt wird, bei welchen Produkten der Fehlbetrag des Teilhaushalts

im Wesentlichen verursacht bzw. veranschlagt wird. Dem sind Sie mit lhrem Schreiben

vom 17.03.2025 sowie den vorgelegten Unteda,ge'n nachgekommen. Die von lhnen de-

zidiert dargesteliten Ursachen fiur die prognoéﬁzierten Ergebnisverschlechterungen,

insbesondere : :

— die Verschiechterung betreffend den Bereich Schilerbeférderung / OPNV

— die voraussichtlichen Mehrbelastungen in den Bereichen Soziales und Jugend

- den Wegfall der Sondermittel Fluchtaufnahme sowie

- die Personalmehraufwendungen

habe ich in diesem Kontext zur Kenntnis'genommen, Auch habe ich thre Ausfubrungen

zur Kenntnis genommen, dass der Kreistag - trotz der hohen Liguiditatsverschuldung

der kreisangehdrigen Gemeinden (bei 40 von 98 Gemeinden - 39,6 % - liege die Liqui-

ditatskreditverschuldung iiber 1.000 € pro Einwohner) - eine Anhebung der Kreisumlage

um 0,25 % beschlossen habe und mit einem Hebesatz von sodann 46,25 % tiber dem

Landesdurchschnitt von 45,5 % liege.

? OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v, 07.06.2011, 4 L 216/08, juris Ra. 37.

*VerfGH RP, Urt. v. 14.02.2012, VGH N 3/11 und vom 16 12.2020, VGH N 12/19 Rn. 103, BVerwG Ur-
teil v. 16.06.2015, 10 C 13/14, Rn. 20; QVG RP Urt. v. 17.07.2020, 10 A 11208/18.

4 BVerG, Urt. v. 16.06.2015, 10 C 13/14, Rn. 21.
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Im Rahmen des von mir auszuiibenden Ermessens sehe ich daher davon ab, gegen
den Beschluss des Kreistages iiber die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan des
Landkreises Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025 im Hinblick auf den o.a. VerstoR des
Ergebnis- sowie Finanzhaushaltes des Haushaltsjahres 2025 gegen das gesetzliche
Haushaltsausgleichgebot mit kommunalaufsichtsbehérdlichen Mitteln nach den §§ 64
ff. LKO einzuschreiten. Den Beschluss des Kreistages (ber die Haushaltssatzung und
den Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr 2025 habe ich unter Ziffer 8 meiner Entschei-
- dung nach § 64 Satz 1 LKO unter Ausilbung meines pflichigemafken Ermessens bean-
standet, soweit der Ergebnishaushalt und der Finanzhaushalt bezuglich der Planungs-
jahre 2026 bis 2028 nicht dem gesetzlichen Haushaltsausgleichgebot (§ 93 Abs. 4
CemO i. V. m. § 18 Abs. 1 GemHVQ) enfsprechen. Zur Emmessensbegriindung ver-
weise ich auf meine Auéfﬁhrungen auf S, 17 f. dieses Schreibens.
Ich darf Sie bitten, spadtestens im Rahmen der Aufstellung des Haushaltsplans fiir das
Haushaltsjahr 2026 und der Beschlussfassung iiber die Haushaltssatzung und den
Haushaltsplan des Landkreises Kusel flr das Haushaltsjahr 2026 die Einhaltung der
gesetzlichen Haushalisausgleichsgebote in allen Planungsjahren im Ergebnishaushalt
und Finanzhaushalt sicherzustellen. Zudem ist auch ein konkretes vom Kreistag be-
schlossenes Haushaltskonsolidierungskonzept entsprechend des Schreibens von
Herrn Staatsminister Ebling vom 12. September 2023 ,ergédnzende Hinweise" vorzule-
gen und in threr zukﬁn'ftigen Haushaltsplanung zu beriicksichtigen. Mit lhrem Schreiben
vom 17.03.2025 teilen Sie mit, dass ein solches berelts im Entwurf erarbeitet sei und
nach Berafung in der Haushaltskommission und dem Kreisausschuss bzw. dem Kreis-
tag vorgelegt wird. Den Haushaltsunterlagen 2025 lag bereits eine erste Ubersicht iiber
bereits . durchgefithrte und geplante KonsolidierungsmaBnahmen bei. Das beschlos-
sene Haushaltskonsolidierungskonzept bitte ich umgehend nachzureichen.

Es darf nicht grundsétzlich davon ausgegangen werden, dass bereits alle Bereiche
uberpriift und die Ausgaben auf ein Minimum reduziert wurden. Der Landkreis ist ge-
halten, im laufenden Haushaltsvollzug auf eine konsequente und duRerst sparsame
Mittelbewirtschaftung zu achten (Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschafilichkeit,
§ 83 Abs. 3 GemQ). Samtliche Aufwendungen/Leistungen, insbesondere im Bereich
der Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung und Auftragsangelegenheiten, sind fortlau-
fend auf jhren Umfang/Standard hin zu {iberpriifen und sofern méglich, auf das unbe-
dingt Notwendige einzuschrdnken. Gleiches gilt far dic Folgejahre, in denen es auch zu
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Uberlegen gilt, mdglichen Fehibetragen durch Einnahmesteigerungen oder Ausgaben-
einsparungen entgegenzuwirken, E£s sollte beachtet werden, dass eine Pflichtaufgabe
nicht automatisch eine Pflichtausgabe darstellt. Hier hat sich der Landkreis aufgrund
seiner akiuellen Haushalts-und Finanzlage bei der Erbringung von Leistungen auf die:
Bereitstellung der erforderlichen Grundausstattung zu beschrénken.

Die Gebietskérperschaft muss ihre Haushaltswirtschaft so filhren und planen, dass die
stetige Erfiillung ihrer Aufgaben gesichert ist, wobei die haushaltsrechtlichen Grund-
sétze zu beachten sind. Der Landkreis muss daher unter gréRtmdalicher Kraftanstren-
gung alle ihm mdglichen Vorkehrungen treffen, um die Aufwendungen zu reduzieren
und die Einnahmen durch nachhaltige, nachweisbare und strukturelle Veranderungen
zu steigern, denn nur so kann er seinen kommunalen Gestaltungsspielraum fiir die Zu-
kunft sichern (vgl. auch Urteil des VGH vom 14.12.2012, VGI4 N 3/11).

Bereits mit Vorlage der Haushaltsunterlagen hat der Landkreis sich hierzu geauliert.
Detailliert legen Sie dar, bei welchen Produkten und aus welchen Griinden sich Ande-
rungen zum Vorjahr ergeben haben. Ebenfalls schildern Sie die nach dem Haushalts-
gesprich erarbeiteten weiteren MaRnahmen, mit denen sich gegenilber dem Haus-
haltsentwurf nochmals Defizitverbesserungen ven rd. 6,9 Mio, € ergeb‘en haben, Nach
der vorgelegten Ubersicht konnten durch die bereits durchgefithrten Konsolidierungs-
maBnahmen rd. 3,5 Mio. € eingespart werden. Durch mégliche bereits in der Pla-
nung/Prifung befindliche Malnahmen sehen Sie ein Verbesserungspotential von wei-
teren rd. 4,4 Mio. €. |

Hinsichtlich der erforderlichen Einnahmeoptimierung steht der Landkreis zwingend in
der Pflicht, die ihm zur Verfugung stehenden Ertragsméglichkeiten vollstédndig abzu-
schépfen. Dabei kommt der Erhebung der Kreisumlage nach § 58 Abs. 4 LKO i. V. m.
§ 31 Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) eine zentrale Bedeutung bei der Finanzie-
rung der Aufgaben des Landkreises zu. Daher hat ein defizitarer, Uberwiegend umlage-
finanzierter Landkreis stetig zu priifen, ob die umlagepflichtigen Kommunen eine wei-
tere Erhéhung der Kreisumlage stemmen kénnen. Der Landkreis nimmt Gberwiegend
Aufgaben fiir den kreisangehdérigen Bereich wahr, weshalb unter den gegebenen Vo-
raussetzungen die kollektive Mithilfe der Verbands- und Ortsgemeinden erwartet wer-
den muss. Alle Ebenen miissen Anstr.éngungen unternehmen, um die Dynamik von
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Ausgabensteigerungen zu bremsen und den erneuten Aufwuchs der Liquiditdtskredite
Zu vermeiden.

Der Landkreis Kusel hat den Kreisumiagesatz im Haushaltsjahr 2025 um 0,25 % erhéht
und auf 46,25 % festgesetzt und somit die Forderung aus dem Schreiben des Ministe-
riums des Innern und fiir Sport vom 12.01,2022 umgesetzt. Zu einer weiteren Anhebung
sieht sich der Landkreis im Hinblick auf das Urteil des OVG RLP vom 17.07.2020 (10 A
11208/18) rechtlich auBer Stande. . ' _
Nach dem zuvor genannten Urteil des OVG RLP kommt eine Anhebung des Kreisum-
lagesatzes nur dann in Betracht, wenn die kreisangehérigen Kommunen durch die An-
hebung nicht in ihrem verfassungsmaRig garantierten, Recht auf eine aufgabenada-
quate Finanzausstattung verletzt werden. MaRgeblich hierfiir sind die Betrachtung ei-
nes Zehn-Jahres-Zeitraums sowie als wesentlicher Indikator die Entwicklung der Liqui-
ditatskredite. Eine Unterfinanzierung ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn mehr als
ein Viertel der umlagepflichtigen Gebietskérperschaften trotz mindestens den Nivellie-
rungssétzen entsprechenden Realsteuerhebesatzen und unter Berlicksichtigung einer
Querschnittsbetrachtung der Hebesétze im Kreisgebiet dauerhaft Liquiditétskredite von
tiber 1.000 € je Einwohner aufweist. Unter Zugrundelegung der mir iibersandten Uber-
sicht lber die Liguiditdtskreditverschuldung der Kommunen wejsen bei Betrachtung el-
nes Zehn-Jahres-Zeitraumes (2016-2025) 26 % der Gemeinden durchgehend eine Li-
quiditatskreditverschuldung von {ber 1.000 € je Einwohner aus.

Dabei gilt es jedoch zu beachten, dass eine Unterfinanzierung des kreisangehdrigen
Raumes nur dann korrekt beurteilt werden kann, wenn die kreisangehérigen Gemein-
den mindestens den Nivellierungssatzen entsprechende Realsteuerhebesatze festge-
setzt haben. Insbesondere gebe ich zu bedenken, dass sich die Realsteuerhebesétze
der Ortsgemeinden nach der Rechtsprechung nicht an den Nivellierungssatzen, son-
dern am Finanzbedarf der jeweiligen Gemeinde arientieren miissen. Verfassungsrecht-
lich zuldssig sind Hebesétze weil oberhalb der Nivellierungssatze®. Insoweit solite der
Landkreis die Finanzen der kreisangehdrigen Kommunen einer fortlaufenden Priifung
unterziehen. |hre entsprechenden Auswertungen zur Finanzlage der kreisangehdrigen
Kommunen im Landkreis Kusel sowie die Umlagebelastung bitte ich auch zukinftig den
Haushaltsunterlagen beizufiigen.

% Siehe etwa VG Darmstadt, Beschluss vom 24.08.19 -4 L 1004/19 zur Anhebung des Hebesatzes der GrSt B auf
995 %-Punkte oder VG Amsberg, Urteil vom 17.08.17 -5 K 3626/16, Rn. 54 ff. zur Anhebung auf 910 % -Punide.
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In diesem Zusammenhang méchte ich die Kommunalaufsicht des Landkreises aus-
dricklich auf ihre staatsaufsichtlichen Mittel hinweisen. Als untere Behérde der allge-
meinen Landesverwaltung hat die Kommunalaufsicht des Landkreises gegen unausge-
glichene und daher rechtswidrige Haushalte der kreisangehdrigen Gemeinden einzu-
schreiten. Die Tolerierung unausgeglichener Haushalte durch die Kreisverwaltung als
untere Landesbehdrde engt die Dispositionsmdglichkeiten des Landkreises bei der Er-
hebung der Kreisumlage selbst ein®. Die Kommunalaufsicht des Landkreises ist daher
angehalten, eine angemessene Ertragsabschépfung, erforderlichenfalls durch Anhe-’

. bung der Realsteuerhebesitze, ihrer kreisangehdrigen Gemeinden - und damit eine
angemessene Erhéhung der kommunalen Finanzausstattung insgesamt - sicherzustel-
len.

B. Investitions- und Finanzierungstﬁﬁgkeit

Die Mittelveranschlagungen im Teilbereich der Investitions- und Finanzierungstatigkeit
des Finanzhaushaltes 2025 habe ich zur Kenntnis genommen.

Ausweislich des Finanzhaushaltes belaufen sich die Einzahlungen und Auszahlungen
aus der Investitionstétigkeit sowie die sich danach ergebenden Salden aus der Investi-
tionstéatigkeit im Haushaltsjahr 2025 sowie in den Finanzplanungsjahren auf folgende

Betrage:
Landkreis Firtneisison
Vernd= ;
Kusel FH 2024 s | B 1 by s FHZ0 . F2028
Einzahiungen aus investtionzaligkett (F2T) T4 RE18 ¢ TG0 E|  TAATAE 34,730,650 € 25,170,690 € 1395258 ¢
Autahlungen aus InvediEonsBlligheit (F2) 24.062200 € TeRaEE| 000320 € &.08300 € SLGLBE | nedAze”
‘Saldp der Bin- und Auta hiuARen aus INVEHARel 9.238.85 € 5382900 &) 286670 & SA0TANE S804 4788156 6|

Flr das Haushaltsjahr 2025 ergibt sich eine Finanzierungsiiicke in Héhe von
6.382.900 €. Die Finanzierung der Deckungsliicke erfolgt planmaRig durch die Auf-
nahme von Investitionskrediten in dieser Hohe. Den korrespondierend dazu unter § 2
der Haushaltssatzung 2025 festgesetzten Gesamtbetrag der Investitionskredite habe
ich in H8he von 6.382.900 € genehmigt.

Die Investitionskreditverschuldung entwickelt sich im Planungszeitraum voraussichtlich
wie folgt:

& Vgl. Rechnungshof RLP, Themenbeitrag Landkreise — Haushaltsausgleich, Kreisumlage und Kommunalaufsicht
vom 05.10.2021, 8. 5. .
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Landiceis Investiionskredite .
Kuzel 024 2025. 20253 2027 2028
Aufnahme v. Investitonzaediten (F35) 0238.685 & 6.362,900 € £.307.450 € €.264.010 €| 4.288.18a (f
Tgung (nv kredite (F36) 2610076 2miaMBE 2240413 € 2,601,104 €] 3MeRRE
Nemo-Neuvsrezhul dung () I Entschuidung () B547.07B€|  2.484.067C 567037 € 2702006€] _ s74said|

Unter § 3 der Haushaltssatzung 2025 haben Sie fiir das Haushaltsjahr 2025 den Ge-

samtbetrag der Verpflichtungserméchtigungen und die Summe der Verpflichtungser-

machtigungen, fUr die in den kiinftigen Haushaltsjahren voraussichtlich Investitionskre-
-~ dite aufgenommen werden miissen, wie folgt festgesetzt:

— ~ Verpflichtungserméchtigungen ,
‘ Haushaltsjahr2025

Gesamtbetrag der Verpflichtungserméchtigungen [t. Satzung 2025 24.166.160 €
korrekter Gesamtbetrag der Vamﬁnchtungsermachtmgungen It. VE-und :
Investitionsiibersicht 205.1000¢€
Summe der Verpflichtungsermachtigungen, fir die in den kiinfligen Haushalts-
jahren wraussichtlich Investitionskredite aufgenammen werden massen 14.431.700 €
(= regelmaiig genehmigungspfiichtiger Gesamtbetrag der Verpflichtungs- A
ermachtigungen)
Uaruriler
voraussichtl. im Haushaltsjahr 2026 aufzunehmende Investitionskredite: 5,120.440 €
\voraussichtl. im Haushaltsjahr 2027 aurzunehmende Investitionskredite: 4.903.210 €
VUraUSSIChH im Haushaltsjahr 2028 aufzunehmende Investitionskredite: 4.408.050 €

Der in § 3 der Haushaltssatzung 2025 festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermachtigungen in H6he von 24.166.160 € ist um 3.000 € zu hoch gegeniiber des nach
der varliegenden VE-Ubersicht bzw. Investitionstibersicht korrekten Betrages von
24.163.160 €. Die Summe der genehmigungspflichtigen Verpflichtungserméchtigun-
gen, fir die in kinfligen Haushaltsjahren voraussichtlich Investitionskredite aufgenom-
men werden miissen, ist jedoch mit 14.431.700 € korrekt in der Haushaltssatzung 2025
abgebildet. Daher habe ich die fiir das Haushaltsjahr 2025 festgesetzte Summe der
Verpflichtungsermachtigungen, fur die in den kiinftigen Haushalisjahren voraussichtlich
Investitionskredite aufgenommen werden missen, nach § 98 Abs. 2i. V. m. § 95 Abs.
4 Nr. 1 GemO genehmigt. '

Wegen der unverdndert und auf absehbare Zeit nicht gegebenen dauernden finanziel-
len Leistungsfédhigkeit des Landkreises Kusel und seiner bestehenden rechtswidrigen
Verschuldung aus der Aufnahme von Liquiditédtskrediten habe ich meine Genehmi-
gungsentscheidungen zu den festgesetzten Gesamthetragen der Investitionskredite
und der fesigesetzten Summe der Verpflichtungsermachtigungen, fir die in klnftigen
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Haushaltsjahren voraussichtlich Investitionskredite aufgenommen werden missen,
- wie bisher und gegeniiber den Haushaltsvorjahren unverandert - jeweils mit der In-
haltsbestimmung versehen, dass Investitionskredite und Verpflichtungserméachtigun-
gen nur fir investitionen und Investitionsforderungsmalnahmen aufgenommen bzw. in
Anspruch genommen werden dlrfen, welche nachweislich die dauernde finanzielle
Leistungsfahigkeit des Landkreises und seiner Eigenbetriebe nicht beeintrachtigen oder
die Voraussetzungen fiir eine Ausnahme nach der VV'Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO erfiillen.
Aus demselben Grund wird auch fiir die nicht kreditfinanzierte Investitionstétigkeit des

- Landkreises und seiner Eigenbetriebe bestimmt, dass diese nur dann durchgefiihrt wer-
den darf, wenn diese nachweislich die Leistungsféhigkeit des Landkreises und seiner
Eigenbetriebe nicht beeintrachtigt oder die Voraussetzungen fiir eine Ausnahme nach
der VV Nr. 4,1.3 zu § 103 GemO erfilllt sind.

Mit der aufsichtsbehérdlichen Genehmigung der voraussichtlich benﬁtigteri Investitions-
kredite erfolgt zudem keine Einze!fallbeweﬁung der veranschiagten Investitionsmaf3-
nahmen im Hinblick auf das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen der VW Nr.
4.1.3 zu § 103 GemO. Das Vorliegen dieser Tatbestandsvoraussetzungen ist in jedem
Einzelfall vor einer Mittelinanspruchnahme durch den verantwortlichen Bediensteten
des Landkreises unter Anlegung strenger MaBstébe, also im Rahmen einer restriktiven
Prifung und ggf. unter Einbindung der zustandigen Fach- oder Sonderaufsichtsbehtrde
festzustellen und zu dokumentieren. ich behalte mir vor, diese Dokumentation zukiinftig
stichprobenartig zu Uberpriifen. Bezlglich der einzelnen Ausnahmeregelungen nach
der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO verweise ich auf die lhnen dazu in den Vofjahren
gegebenen Hinweise.

Die - wie in den Vorjahren - angeordnete Verwendung der Investitionseinzahlungen aus
der VerauBerung von Beteiligungen und Rickflissen aus Kapitaleinlagen sowie aus
der Verduflerung von Grundsticken zur Verminderung des Liquiditatskreditbedarfs
bzw. der bestehenden Liquiditédtskreditverschuldung, soweit keine anderweitige Zweck-
bindung der Mittel kraft Gesetzes besteht, begriindet sich in der bestehenden Verschul-
dung des Landkreises aus der Aufnahme von Liquiditatskrediten und des damit vorlie-
genden RechtsverstoRes gegen den Grundsatz des § 105 Abs. 2 GemO, wonach Li-
quiditatskredite nur aufgenommen werden diirfen, um den verzégerten Eingang von
Deckungsmitteln zu Giberbriicken (vgl. auch Nr. 10 der VV zu § 93 GemO).
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Nach der vom Landkreis Kusel vorgelegten Ubersicht iiber den voraussichtlichen Stand
der Kreditaufnahmen belaufen sich die Verbindlichkeiten zu Beginn und zum Ende des
Haushaltsjahres 2025 wie folgt:

" Uibersicht iiber den voraussichfiichen Stand der Kreditaufnahmen
Art (gem. §'47 Abs. 5 Nr. 4 GemHVQ) Beginn 2025 Ende 2025

Verhindlichkeiten aus Kreditaufnahmen fur investitionen 46.232.858 € 49.696.916 €

Verbindlichkeiten aus Kreditaufhahmen zur

Liguiditatssicherung PRI Viaspns
i darunter: Liquiditatskredite bis zum 31.12.2023 37.737.641 € 37.737.641 €

darunter: Liquiditdtskredite ab dem 01.01.2024 1 8 26‘2 359 E 39.439.439 €

Summe der Kreditaufnrahman : 1{]2 2"2 856“' 126.873.996 €

Basierend auf den o0.a. Angaben errechnet sich unter Zugrundelegung der Zah! der Ein-
wohner im Landkreis Kusel zum 30.06.2024 (70.962) folgende voraussichtliche Ver-
schuldung des Landkreises aus der Aufnahme von Krediten je Einwohner:

Voraussichiliche Verschuldung je Einwohner aus Kreditaufnahmen

Beginn 2025 ] Ende 2025
aus der Aufnahme von Investitionskrediten ! . 651,52 € 700,33 €
aus der Aufnahme von Liquidititskrediten 789,15 € 1.087,68 €
weraussichtliche Gesamtverschuldung je Einwohner 1.440.67 € 1.787,91 €

Beziiglich der bestehenden und sich weiler aufbauenden Verschuldung aus der Auf-
nahme von Krediten zur Liquiditdtssicherung zum Ende des Haushaltsjahres verstdit
der Landkreis gegen den Grundsatz aus § 105 Abs. 2 GemQ, wonach Liquiditatskredite
lediglich zur Uberbrickung des verzégerten Eingangs von Deckungsmitteln zu verwen-
den sind. Eine am Ende des Haushaltsjahres vorhandene Liquiditatskreditverschuldung
beurteilt sich regelmafig als rechtswidrig.

Aus § 105 GemO leitet sich fiir die Gemeinde die Verpflichtung ab, eine bestehende
rechtswidrige Liquiditatskreditverschuldung bis zu ihrem volistdndigen Abbau in jedem
Haushaltsjahr im hdchstméglichen Umfang zuriickzufiihren. Dazu sind von ihr - wie fiir
die Einhaltung des gesetzlichen Haushaltsausgleichsgebots - alle Méglichkeiten zur
Ausgabenreduzierung und zur Ausschépfung der eigenen Einnahmequellen zu nutzen.

Die Liquiditatskreditverschuldung wird sich planméRig wie folgt entwickeln:

Landkrejz Uquidititiaeats
Kuzel P 2u25 2025 [ 2027 [ zo28
Netto-Neuverschuldung (+) / Entschuldung () 15.202,226C) . °..31,177,080 C w.05.201€] O 2ras.aziel 25,687,786 €
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Demnach ist erkennbar, dass der Landkreis zur Sicherstellung seiner Zahlungsfahigkeit
nach derzeitigem Planungsstand jahrlich bis zum Planungsjahr 2028 emeut Kredite zur
Liquiditatssicherung aufnehmen muss. In diesem Zusammenhang verweise ich auf die
Regelung des § 105 Abs. 5 GemO wonach die von der Gemeinde nach dem 31.12.2023 .
aufgenommenen Kredite zur Liquiditatssicherung innerhalb von 36 Monaten nach Ab-
lauf des Haushaltsjahres, fir das sie aufgenommen worden sind, volistandig getilgt wer-
den sollen. Demnach missen die im Haushaltsjahr 2025 neu aufgenommenen Liquidi-
tatskredite bis zum 31.12.2028 vollstandig getilgt werden.

Nach § 105 Abs. 4 GemO soll die Gemeinde ihre zum 31.12.2023 bestehenden Kredite
Zur Liquiditétssicherung7 bis spétestens zum Ablauf des Jahres 2053 tilgen und dazu
einen Tilgungsplan entwickeln, der einen Betrag enthélt, der jahrlich mindestens getilgt
werden soll (Mindest-Rickfuhrungsbetrag) und der sich an einem DreiRigstel der zum
31.12.2023 bestehenden maRgeblichen Liquiditidtskreditverschuldung orientiert. Hierzu
hat sich der Landkreis mit der Teilnahme am Programm PEK-RP verpflichtet (§ 14
Abs. 2 LGPEK-RP). Eine Unterschreitung des Mindest-Riickfuhrungsbetrags unter den
Orientierungswert ist nach der VV Nr. 3 zu § 105 GemO in begriindeten Einzelfillen im
Einvernehmen mit der Aufsichtsbehoérde zulassig und im Tilgungsplan zu dokumentie-
.ren.

Im von lhnen vorgelegten aktualisierten Tilgungsplan werden fiir die Haushaltsjahre
2024 bis 2028 jahrlich Mindest-Ruckfihrungsbetrage in Hohe von 0 € festgesetzt. Dass
es sich vorliegend um einen begriindeten Einzelfall i. S. d. VV Nr. 3 zu § 105 GemO
handelt, haben Sie nicht darzulegen vermocht. Ab dem Haushaltsjahr 2029 bis zum
Haushaltsjahr 2053 sollen die Mindest-Ruckfihrungsbetrdge tber den Orientierungs-
wert hinaus dementsprechend jahrlich hoher liegen. Dies scheint nach der derzeitigen
mittelfristigen Finanzplanung allerdings nicht realisierbar.

Aus den vorstehenden Griinden habe ich in Austibung meines pflichtgemafien Ermes-
sens unter Ziffer 5 meiner Entscheidung den Beschluss des Kreistags {iber die Haus-
haltssatzung und den Haushaltsplan des Landkreises Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025

7 Bei Kemmunen, die am Programm PEK-RP teilnehmen, ist der far § 105 Abs. 4 Satz 1 GemO maRgebliche Liqui-
ditatskreditbestand um das endgiiltige Entschuldungsvolumen der Kemmune nach § 8 LGPEK-RP zu mindern (§ 11
Abs. 1 LVOPEK-RP).
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gem. § 64 Satz 1 LKO beanstandet, soweit im Tilgungsplan nach dem Muster 29 [zu
§ 105 Abs. 4 GemOQ] der Anlage 3 der VV - GemHSys fir die Jahre 2026 bis 2028 die
Mindest-Riickfithrungsbetrage nur mit jeweils 0 € ausgewiesen und die zum 31.12.2023
bestehenden Kredite zur Liquiditdtssicherung insofern nicht entsprechend § 105 Abs. 4.
GemO getilgt werden. Es ist sicherzustellen, dass die Mindest-Riickfihrungsbetrige
fats@chlich geleistet bzw. im Rahmen des § 105 Abs. 4 Satz 3 GemO zun&chst einer
zweckgebundenen Ricklage zur Tilgung zugefiihrt werden kénnen.

Die korrekte Anwendung der Rechtsgrundiage aus § 64 Satz 1 LKO auf den vorliegen-
den Fall sieht vor, dass ich die Frage nach dem ,Ob* und nach dem ,Wie" meines Ein-
greifens infolge reiflicher Uberpriifung der Sach- und Rechtslage entsprechend beant-
worte und somit mein (EntschlieRungs- und Auswahl-) Ermessen pflichtgemaRl ausiibe.
Dabei habe ich stets sowohl gemaR dem Prinzip der Opportunitét als auch kommunal-
freundlich zu agieren. Insbesondere habe ich nach § 60 Satz 2 LKO die Aufsicht so zu
fihren, dass die Entschlusskraft und Verantwortungsfreude der Kreisorgane geférdert
und nicht beeintréchtigt werden. Die Kommunalaufsicht darf vor diesem Hintergrund
nicht im Wege einer sich zur Fachaufsicht verdichtenden ,Einmischungsaufsicht” in sol-
che Entscheidungsspielrdaume eindringen, die origindr den kommunalen Aufgabentra-
gern eréffnet sind®, Bei der Entscheidung, ob und in welchem Umfang aufsichtsbehérd-
liche Mittel nach den §§ 63 ff. LKO angewandt werden, habe ich in jedem Einzelfall
abzuwdégen, ob und inwieweit die Beseitigung einer Rechtsverletzung im Sffentlichen
Interesse liegt. Ein Einschreiten im Wege der Beanstandung nach § 64 Satz 1 LKO
halte ich vorliegend fiir geboten, um sicherzustellen, dass Sie lhrer gesetzlichen Ver-
pflichtung zum Haushaltsausgleich nachkommen. Zugleich verfolgt die Beanstandung
das Ziel, durch das Vorgenannte die stetige Aufgabenerfiillung sicherzustellen, die
gréltmdégliche Tilgung der bestehenden Kredite zur Liquiditéitssiéherung sicherzustel-
len sowie eine Neuverschuldung aus Krediten zur Liquiditatssicherung zu verhindern.
Vorliegend handelt es sich um gewichtige Rechtsverstée. Diese wiegen als Verstofie
gegen fundamentale Vorschriften des Kommunalhaushaltsrechts besonders schwer, da
sowohl das Haushaltsausgleichsgebot als das lberragende Prinzip kommunaler
Selbstverwaltung als auch die Ubrigen kommunalrechtlichen Haushaltsgebote (Siche-
rung der stetigen Aufgabenerfillung aus § 93 Abs. 1 Satz 1 GemO und Verbol der Auf-

& BVeriG, Beschl. V. 21.06.1988, Z BVR £02/83, 9743/83 BVerfGE 78, 331 (341, 213).
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nahme von Liquiditatskrediten als DeckDHQSmiﬁeI fiir konsumtive und investive MaR-
nahmen aus § 105 Abs. 2 GemO) verletzt werden. Hierdurch ist das Gemeindehaus-
haltsrecht nicht nur am Rande tangie&, sondern in seinem Kernbereich getroffen.. Die
- strikte gesetzliche Verpflichtung zum Haushaitsausgleich dient der Sicherstellung des
_Gestaitu ngsspielraums des Tragers der kommunalen Selbstverwaltung in der Zukunft.
Sie schrankt zwar den gegenwartigen Entscheidungsspielraum der Kommune ein,
kommt jedoch dem langfristigen Erhalt ihrer Handlungsmdglichkeiten zugute und dient
damit der Gewahrleistung der in Art. 28 Abs. 2 Satz 2 GG und Art. 49 Abs. 3 Satz 2 LV
geschitzten Autonomie. Zur Sicherung der stetigen Aufgabenerfiillung sowie der komn-
munalen Selbstverwaltung liegt es zudem im 6ffentlichen Interesse, der bestehenden
Uberschuldung entgegenzuwirken, indem der Haushaltsausgleich erreicht bzw. mittel-
fristig die Fehibetrage mindestens so gering wie méglich® gehalten werden. Mit der Aus-
fertigung und Unterzeichnung der Haushaltssafzung erkidrt der Unterzeichner, dass
diese mit den gesetzlichen Regelungen formell als auch materiell im Einklang steht.
Aufgrund der festgestellten Rechtsverstéle gegen das geltende Gemeindehaushalts-
recht, ist der Beschluss tber die Haushaltssatzung rechtswidrig erfolgt und kann durch
die Kommunalaufsichtsbehdrde beanstandet werden. Nach alledem sind vorliegend
einschlédgige und schwerwiegende VerstéRRe gegen die genannten Vorschriften gege-
ben, die mit einer Beanstandung zu ahnden waren. Die Beanstandung nach § 64 Satz 1
LKO ist geeignet, die RechtsverstoRe zu beseitigen. Anderweitige gleich geeignete mil-
dere Mittel zur Beseitigung der Verstéle waren nicht ersichtlich. Die Beanstandung
greift auch nicht unverhaltnismaRig in die kommunale Selbstverwaltungsgarantie lhres
Landkreises ein. Denn die Ausibung sowohl der kommunalen Satzungs-, Finanz- als
auch Personalhoheit im Rahmen des Rechts zur Selbstverwaltung stehen den Kommu-
nen gemal Art. 28 Abs. 2 Satz 2 GG und Art, 49 Abs. 3 Satz 2 LV und nur im Rahmen
der Gesetze — in Gestalt der hier einschlagigen gemeindehausrechtliichen Bestimmun-

gen — zu.

9 Ist sin vollstandiger Ausgleich trotz Aulerster Sparsamkeit und Ausschépfung aller Einnahmequellen nicht moglich,
so besteht jedenfalls die Pflicht, das Haushaltsdefizit so gering wie mdglich zu halten; vgl hierzu VGH Hessan, Urt.
v. 14.02.2013 - 8 A 816/12, juris Rn. 50; BVerw(, Urt. v. 16 06,2015 - 10 C 13/14, juris Rn. 20 .
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C. Stellenplan des Landkreises Kusel

Entsprechend den Vorgaben des § 5 Abs. 1 GemHVO sind die erforderlichen Stellen
getrennt nach den einzeinen Teilhaushaiten ausgewiesen. Die im Stellenplan ausge-
wiesenen Stelien halten sich jm Rahmen der nach § 28 Landesbesoldungsgesetz gel-
tenden Obergrenzenregelungen.

Die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen verandert sich wie folgt:

Rl e it L s Zahl deT | v Zahl der ) -Verdnderung.:
Bedienstetenaruppen. .| Steilen 2024.Stellen 2025| | 202412025 -
o e s Landkreisverwaltung s o o
Beamte/Beamtinnen 105,30 102,35 -2,95
tariflich Beschéftigte 266,59 27524 - 8,65
Gesamt: | 371,89 37759 | 5,70
Lo o Sondervermogen - .
tariflich Beschaftigte | 7526 | 7526 | 0
:nsfgeéglntt im0 44T -5 |y 462,85 o] - 570 .. ..

Die Gesamtzahl der Stellen erhdht sich im Haushaltsjahr 2025 gegeniiber dem Vorjahr
um 5,7 Stellen auf 452 85 Stellen. Damit ist der in den vergangenen Jahren zu verzeich-
nende bedenkliche Stellenaufwuchs das zweite Jahr infolge vergleichsweise moderat.
Jedoch ist die Anzahl der Stellen in Relation zu der Einwohnerzahl im Landkreis Kusel
im Vergleich zu Kommunen dhnlicher GréRenordnung sehr hoch. Da die durch Gesetz
und Tarif\{ertrégé bewirkten Steigerungen der Personalausgaben von den Kommunen
nur begrenzt beeinflussbar sind, ist es daher umso wichtiger, die Personalausstatiung
an den Anforderungen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auszurichten. Ich gehe.
grundséatzlich davon aus, dass die Zahl der zusatzlichen Stellen, insbesondere unter
Beriicksichtigung des Grundsatzes der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit, auf das er-
forderliche MaB begrenzt wurde, Im Hinblick auf die Finanzlage des Landkreises Kusel
gilt es, die Erforderlichkeit jeder einzelnen zusétzlichen Stelle vor deren Besetzung kri-
tisch zu hinterfragen und deren Bedarf sorgfaltig zu prifen. Dabei ist ferner zu beden-
ken, dass auch bei der Teilnahme an Férderprogrammen, welche grundsétzlich zu be-
grien ist, etwaige Folgekosten und Eigenanteile zu beriicksichtigten sind, insbeson-
dere bei personalintensiven Mafthahmen.
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Den Stellenplan 2025 des Landkreises Kuse! habe ich einer kursorischen Prisfung un-
terzogen. Dabei habe ich inshesondere die von thnen in der Anderungsiibersicht ge-
genlber dem Vorjahr aufgezeigten Abweichungen iiberschlagsmaRig darauthin tber-
priift, ob diese im Einklang mit dem geltenden Haushaltsrecht stehen. Aufgrund weite-
rem Informationsbedarf erhebe ich gegen die folgenden Stellenausweisungen vorldufig
Bedenken wegen Rechtsverletzung im Hinblick auf den Grundsatz der funktionsge-
rechten Besoldung gem. §§ 21 und 26 LBesG bzw. gem. § 61 Abs. 3 S. 1 GemO i. V.
m.§§ 1 Abs. 1, 12 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 des TVéD-V:

z ' Stilenplan 2028
itd Nr. THI" Bumrhlwng der Sralla Slalleryusweizung (B::.Gn'_im;.c:n'

T i 84 Fonming ond | aling der [Ankesuing sirar Stells der Enla. Gr. E 10 iech Emg.Gr E 14
1 Krelsverwalluog/Blro Landmt; kejpe weilcyon
Angeben zum Stellenjrhan

lAlgwaizung viner STelin nach EMg. G, C1Z, Vensnpening dus Ke-Vernnanks vom 20,06,7024 auf 51,12 2025
120 bille uen Mitteliung b daz Firderpmgramm “TRAFQ" vediingna wunds und de Landkmeiz dementsprechend

* | THEUS Sanderprojekle: Letung Prejekl TRAFQ |y ciiiiin cing 80 %-gs Bunasstirderung zur Finsnsery dieser Stele nihak, Aufmein Scineiben vom 09,03.2023

walsa [ch hin.
4 |THH 015 Scndeprjokie; Frojektmamalter Auswsisung einter Stelle der Entg. 3, £ 12 kw QU/2/ "
| Abscrptionafahigkelt = ! . v
THH 04, Ret 43 Varwsilung und Socisls Dionsle  |Wagtall siner Stefle dar Ase.5r. A 8 LBucG, Newsuzweizung eincr Sizlic dor Has,Gr. A € LRasG :
4 | Jugendsint: krine waiiernn Angaben zum (richt in Slelenploniinderungsibarzicht srthalinn)
Stellerinhalt

Weiterhin offen sind auch noch mehrere Stellen fiir die mit der Haushaltsverfiigung
2024 vom 13.05.2024 aufgrund weiteren Informationsbedarfs Unterlagen angefordert
wurden. Stellenbeschreibungen und -bewertungep wurde bisher nicht vorgelegt. Mit
E-Mail vom 09.04.2025 hat sich die Kreisverwaltung jedoch kurz zu den einzelnen Stel-
len geduBert. Den weiteren Verfahrenslauf bitte ich der nachfolgenden Tabelle zu ent-

nehmen:
[~ i Stellenglan 2024 P R
. Nr |THH. Bezaichirning dey Siaile J‘:tﬂlm wwaiang (s GrFn0.Go
THH 01 Fihrang und Leitung der KV/B0ro Landral. ewaisAng elqer Stalle in dar Entg.Gr. E 12
CCO Smad City Berelts mit der HeushaltevaMigung 2022 vurde iim Vorlags der Stellcnbaschraibung Und ewsring gabaten. I
1 Aushrungen In def E-Mell vam 09,04,2025 hebe Ich 7ur Kentnis genommen, Dannoch pine ioh um Vieriage ter
Stellanhaschreiblng uned hawanung ods sllemaiiv dar matgatichan Famarichlfinie,

THH OV/S Suridw riivkis; St Gily, Verie und |Auswoisung sitier 0,55tellicii v Ena.Gr, E % hw 31, 12,2025

|Proiekiasnistonz Dic Stelle wiwde bereitz im Vusjahr von £G 8 nsch EG 8¢ aripebwben. Im He-lahr 2023 wurde sine Slallenbawsrting
nach EG 9a wrgeiegt, Mil C-Mal vem 03,04,2025 teilen Sie mil, dag2 Sie sulyiund von ANQazsungen in te
Aulgahenzitaliung aowle dor Versphwortlich'<alt von ainer hihemn Wermgke nach k4 Do ausgeron. kh bilo um
Vorlage der angepasaian Sicllenbeschraibung urid bowsartung.

[T a7, Jermr THIH O Foring und Leilug dey |Ausweieuis wiver Stalle it dw EN.Gr E 11, ke 1220 e
KviBnom Lancret Zukuntez-Choek-Laorf Soit dem M1 1 Johr 2022 wird un Vorlage siner Stellenbazcneibung und -bewertung gebetsn. Eins Vorage erblgre

a . bisher nicht. Mit E-Mail vom 08.04.2225 lellen Sie mil, d2ee Sia sich bal der Alswelaung an den Pmjeichvorgaben dris
Formergebers onenhert Fabec, Dennocr bitke 1 um Vortage der gefordarten Unradagen oder altomativdar

mafi geblichen #ordcmchilinie.

f_" " 119, REr 11 (o) Drgariz=ton, =enlrales Stallenanisbung v Dez. GF. A 71 el Bae.far A 12 | Raals i S i
4 |cebRusemanagemern, Tawismus; FBL I Zentrales [Mit hier C-Pisll vom 08.04.2025 (3en Sie mil, daas dia Stalls In dieser Fomm nacn der erblgten Umztradunerwy
Gehaudemanrpemem nichl mehr exielent ikl Das K. Prifedalyan Or dieze Sielir wing daher emgesicii,
THH 01, Ral, 11 (ally, |ct78 Red, 10 (ne) Trrvandiung einer Stells von Entg.Gr, E 96 la Bes.5r, A -0 LBERG i .

«a

OmenisAalon, Zentrale Dlenate, Dialtalis|erung: Dic Gadenken vverden aufyiund [irer Ausfihungan vom 09, 04,2025 7urcirgeateilt,
Aughlldungsieitung s
THH %, shem Fet. 14- Hausmnizter Jobeenter und [anhebung siner Stelie dor Enlg.Gr. C 5 nz2eh Entg.Gr, 2 8
welten [ingenschaten Die Budunken werden aufsnind Ihrer AugEibvungsn vom 03,04,2025 7umMckgestalit, Dis won |hnen angemhne rnsus

. Emgetardnung emrdert 10r sine Cingruppierung in uis Entasiigruppe: §, dass de Stallm mindeatena cine:

8 Faugmeistedn oder ein Hauzmeister durch susdricklichs Anondnung sténdg unterstailt Ist, FNQG‘HE'IWK% 7 erfordent
oine Tétipheit, de zich sufiiad erhihlas l:ul:niscnarAnlnfﬂmrmn RMcRllch sus der EMa,Gr. 5 hemusheht. Dies
[5t joweils I Cinzeifall zu prafer,

TS Y TR RE—
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THH 03. Réf 32 Gesundheitzwosen; gelirionts. | Uniwaallung clier STie won Bes G, A3 In A8 ENlp.Gr, E €6 * -

v |Stelle nuch OGD Pavt Mil E-fdail vom 04.04 2025 (eilen Sis mil, dots cine Stellanbesanmibung Angslottiert wuith:, welche dann aurch dap

. ienztiriater bewartet werden soll. Sobald diese vorlingan, bitta [sh diegs nashzursicnsn.

THIH 02, Ref 41 Hilfe 2ur Pliage, |Crmvwandiung einer Stelle von Gl Gr. F 5ihin dis FAR.GF, A 10 LDesG '

a i?lmmgsamr_,mn: Kkaine waiteren Angaben um Mt E-Mall vom 09.04.2025 (gjl=n Sic mit. dess sire aklug)glere Slellenbeschmibung gofrrtiot wird, weichs dsnn
Stalleninha't dureh den #xlemen Cienstiniter Eowgrtst werten aoll. [oh zille sodann um Vadags,
THITO4, Ref, 44 Vermunadschaten, ) |Awzwrizung dar Stells nazh Des.Gr. A 12 | BesG

9 |Relstindschamen, Unlaralissngelegenhaita: | A 11£2,04.2025 tallen Sie irit, dags dic Stalle im Setsnplan 2025 In die Bes.Gr. A 11 LBexG zurickgefthn wird,
Referateheiiing \

Ich bitte Sie mir die sachgerechte Bewertung bzw. tarifliche Eingruppierung der o. a.
Stellen nachzuweisen. Sofern eine Stelle bzw. ein Dienstposten keinen standardisierten
einer Musterstelle: (beispielsweise nach dem KGSt-Gutachten) zuzuordnenden Zu-
schnitt aufweist, ist hierbei zwingend auf die einzelnen Bewertungsstufen und Wertzah-
len bzw. zuerkannten Tatigkeitsmerkmale einzugehen. BewertungsmiRige Abweichun-
gen von Musterstellen oder typischerweise bei Kommunen vergleichbarer GréRenord-
nung eingerichteten Stellen aus dem jeweiligen Sachgebiet um mindestens eine Besol-
dungsgruppe bzw. Entgeltgruppe sind im Rahmen eines wertenden Vergleichs ausfihr-
lich zu begriinden. Hierbei sind die einzelnen, eine im Vergleich zu diesen Stellen hi-
here Bewertung oder Eingruppierung rechtfertigenden Griinde anzufilhren. Dariiber
hinaus erstreckt sich der wertende Vergleich auch auf die Einordnung der Stellen in das
(organisatorische) Gesamilgefiige der Kreisverwaltung. Bitten reichen Sie zusétzlich die
Stellenbeschreibungen sowie das Organigramm des jeweiligen Bereiches mit den aus-
gewiesenen Wertigkeiten aller relevanten Stellen ein,

Bis zur abschlieenden Entscheidung gehe ich davon aus, dass Sie von personalrecht-
lichen MaRnahmen absehen.

Unterstellt, dass die stellenmaRigen Verdanderungen auf dem Ergebnis einer vorab
durchgefuhrten und dokumentierten Organisationsuntersuchung/Stellenbedarisberech-
nung beruhen und deren Wertigkeit — gemessen an dem jeweiligen Stelleninhalt — zuvor
ordnungsgemaR ermittelt wurde, werden im Ubrigen keine Bedenken wegen Rechts-
verletzung gegen die stellenmaBigen Veranderungen erhoben. Es ergeht der ausdriick-
liche Hinweis, dass beim Vollzug des Stellenplans und der Stelleniibersicht die beam-
tenrechtlichen Vorschriften sowie die tarifrechtlichen Bestimmungen zu beachten sind.

IV. Wirtschaftspléine 2025

Wirtschaftsplan 2025 der eigenbetriebsihnlichen Einrichtung . Abfallwirtschaft”

Der Festsetzungsbeschiuss 2025 der eigenbetriebsdhnlichen Einrichtung ,Abfallwirt-
schaft* weist im Erfolgsplan Erirdge in Hohe von 10.616.000 € und Aufwendungen in
Héhe von 10.543.200 € aus, so dass sich ein Jahresergebnis von 72.800 € ergibt (Vor-
jahr -66.400 €). Der urspriinglich vorgelegte Erfolgsplan 2025 selbst wies Ertrdge und
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Aufwendungen aus, welche jeweils in Summe um 7.000 € niedriger lagen. Nach telefo-
nischer Riickfrage und mit E-Mail vom 20.05.2025 legten Sie einen korrigierten Erfolgs-
plan vor. Der Vermégensplan der Einrichtung Abfaliwirtschaft schlielt nach dem Fest-
setzungsbeschluss mit Einnahmen und Ausgaben in Héhe von 1.107.300 € ausgegli-
chen ab.

Die eigenbetriebsahnliche Einrichtung ,Abfallwirtschaft" ist schuldenfrei. Nach dem Fi-
nanzplan sind auch im Finanzplanungszeitraum keine Neuaufnahmen von |nvestitions-
krediten vorgesehen. In den Planungsjahren 2026 bis 2029 rechnen Sie jedoch mit Jah-
resverlusten, was zu einer negativen Entwicklung des Eigenkapitals fihren wird.

Nach § 11 Abs. & EigAnVO soll der Eigenbetrieb einen Jahresgewinn erwirtschaften.
Der Jahresgewinn soll so hoch sein, dass neben angemessenen Rlcklagen nach § 11
Abs. 3 EigAnVO mindestens eine marktlibliche Verzinsung des Eigenkapitals erwirt-
schaftet wird. Hiervon kann insbesondere abgesehen werden, soweit dies durch eine
Rechtsnorm ausdricklich zugelassen ist, in Vorjahren aus Gebiihren-/Beitragserhebun-
gen gebildete Gewinnricklagen im Rahmen der Einhaltung des Kosteniiberschrei-
tungsverbots abgebaut werden sollen oder Abgaben/Leistungsentgelte bereits in recht-
lich héchstzulassigen Rahmen (soweit vertretbar und geboten / Grundsatz der Verhalt-
nismdRigkeit) erhoben werden. Ich bitte um Beéchtung.

Zukiinftig bitte ich dem Wirtschaftsplan die aktuellste Bilanz sowie eine Ubersicht iiber
die Entwicklung des Eigenkapitals der letzten 5 Jahre beizufiigen. '

Gem. §15 Abs. 2 EigAnVO ist dem Wirtschaftsplan soweit erforderlich ein Erlduterungs-
bericht als Anlage beizufigen. Hierin sollen insbesondere Aussagen zum Zeitpunkt der
Grundung des Eigenbetriebs, Stammkapital, Gegenstand des Eigenbetriebes bzw. der
jewelligen Betriebszweige des Eigenbetriebes, Uberblick iber die Wirtschaftslage und
die voraussichtliche wirtschaftliche Entwicklung des Eigenbetriebs (Eigenkapital, Jah-
resergebnisse der letzten 5 Jahre, Verschuldung, Bilanzsumme e{c.) getroffen werden.
§ 16 Abs. 2 EigAnVO verlangt ausdriickiich eine Begriindung der veranschlagten Er-

~ frage, Aufwendungen und Zufuhrungen zu Riicklagen. Der vorgelegte Wirtschaftsplan
enthalt — wie auch bereits.in den Vorjahren — diesbeziglich keine Erlduterungen. Ermeut
bitte ich um kiinftige Beachtung.
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_ Die Stellenﬁibersicht2025 weist unverandert 14,85 Stellen fiir tariflich Beschéftigte aus.
Dariiber hinaus weist die Stellentibersicht entsprechend der Regelung des § 18 Abs. 1
EigAnVO nachrichtlich unverdndert zum Vorjahr 3,35 Stellen fir Beamte aus und weicht
damit geringfligig um 0,1 Stellen vom Stellenplan der Kreisverwaltung des Landkreises
ab, wonach 3,45 Planstellen ausgewiesen werden. Ich gehe davon aus, dass beim Voll-
zug der Stelleniibersicht den einschlégigen tarif- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen
entsprochen wurde.

£ Genehmigungspflichtigen Teile enthalt die Haushaltssatzung fiir das Haushaltsjahr
2025 im Hinblick auf den Wirtschaftsplan der eigenbetriebséhnlichen Einrichtung ,Ab-
fallwirtschaft” nicht.

Wirtschaftsplan 2025 des Eigenbetriebs , Jobcenter Landkreis Kusel“

Das Gesamtvolumen des in Ertragen und Aufwendungen ausgeglichenen Erfolgsplans
2025 belauft sich auf 36.623.089,23 € (Vorjahr; 36.762.599,30 €). Die Finanzierung der
vom Eigenbetrieb wahrzunehmenden Aufgaben erfolgt durch entsprechende Zuwen-
dungen des Bundes und der Kommunen. Das Volumen des in Einnahmen und Ausga-
ben ausgeglichenen Vermdgensplans betragf wie im Vorjahr 5.000 €.

Die Stelleniibersicht 2025 weist unverdandert 60,41 Stellenanteile fiir tariflich Beschaf-
tigte aus. Die entsprechend der Regelung des § 18 Abs. 1 EigAnVO nachrichtlich aus-
gewiesenen finf Stellen fir Beamte entsprechen ebenfalls dem Vorjahr.

[ch gehe davon aus, dass die in der Stellen(bersicht ausgewiesenen Stellen zur ord-
nungsgemaRen Aufgabenerledigung erforderlich sind und beim Vollzug der Stellen-
iibersicht den einschlagigen tarif- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen entsprochen
wurde.

Genehmiéungspﬂichtigen Teile enthdlt die Haushaltssatzung fur das Haushaltsjahr
2025 im Hinblick auf den Wirtschaflsplan des Eigenbetriebs ,Jobcenter Landkreis Ku-
sel” nicht.
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V. Eigen- und Beteiligungsgesellschaften des Landkreises Kusel

Zundchst gehe ich davon aus, dass die Wirtschaftsplane der Eigen- und Beteiligungs-
gesellschaften im Anwendungsbereich des §§ 57 LKO i. V. m. 87 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7
Buchst. a GemO in sinngeméaler Anwendung der fir Eigenbetriebe geltenden Vor-
schriften aufgestellt und den Wirtschaftsfilhrungen der Geselischaften fiinfiahrige Fi-
nanzplanungen zugrunde gelegt werden. Soweit dies nicht der Fall sein sollte, bitte ich
Sie, dies fiir die Zukunft in geeigneter Weise sicherzustellen.

Angesichts der Haushalts- und Finanzlage des Landkreises Kusel sehe ich es fiir ge-
boten an, dass Sie inshbesondere die Eigen- bzw. Beteiligungsgesellschaften in die not-
wendigen Bemthungen zur Konsolidierung der kommunalen Finanzen einbeziehen.
Auf die Bestimmung der §§ 57 LKO i. V. m. 85 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz und Satz 2
GemQ, nach der wirtschattliche Unternehmen der Kommune einen Uberschuss fiir den
kommunalen Haushalt abwerfen sollen, soweit dies mit der Erfilllung des offentlichen
Zweckes in Einklang zu bringen ist, und die Ertrige jedes Unternehmens mindestens
s0 hoch sein sollen, dass

— alle Aufwendungen und kalkulatorische Kosten gedi—}ckf werden,

— die Zufiihrungen zum Eigenkapital (Riicklagen) ermdglicht werden, die zur Er- .
haltung des Vermégens des Unternehmens sowie zu seiner technischen und
wirtschaftlichen Fortentwicklung notwendig sind, und

— eine marktibliche Verzinsung des Eigenkapitals erzielt wird,

weise ich an dieser Stelle besonders hin.

Auch gilt es lhrerseits sicherzustellen bzw. darauf hinzuwirken, dass

— seitens der kommunalen Eigen- und Beteiligungsgeselischaften, insbesondere
jener, die regelméRig Jahresverluste erwirtschaften oder nur aufgrund von lau-
fenden Betriebskostenzuschiissen (— vorweggenommene Verlustausgleichs-
zahlungen) ihre Jahresergebnisse ausgeglichen gestalten kdnnen (so genannte
"Dauerzuschussbetriebe"), grundsédtzlich nur solche Investitionen geplant und
durchgefiihrt werden, welche die dauernde finanzielle Leistungsfidhigkeit des Un-
ternehmens nicht beeintréchtigen oder die Voraussetzungen fiir eine Ausnahme
nach der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO erflillen und
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— die kommunalen Eigen- und Beteiligungsgeselischaften sich regelmaRig nur in-
nerhalb fhrer Kerngeschéfte betatigen, insbesondere daneben keine nicht ren-
tierlichen Vorhaben realisieren.

Vi. Sonstiges

Auf § 97 Abs. 2 GemO weise ich ausdriicklich hin. Danach soli die Haushaltssatzung
spatestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres der Aufsichtsbehrde vorge-
legtwerden. Die verspatete Vorlage der Haushaltsunterfagen stelit einen Rechtsverstoft
dar.

Zudem weise ich auf die Bestimmungen des § 57 LKO i. V. m. §§ 108 ff. GemO hin,
Danach ist der Jahresabschluss innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Haus-
haltsjahres aufzustellen. Der letzte festgestellte Jahresabschluss betrifft das Haushalts-
jahr 2020. Ich erwarte eine zeitnahe Feststellung der ausstehenden Jahresabschliisse.

Soweit aufgrund meiner o. a. Entscheidungen oder nach meinen vorstehenden Ausfih-
rungen die Haushaltssatzung bzw. der Haushaltsplan oder auch nur dem Haushaltsplan
beigeflgte Anlagen zu andern bzw. zu korrigieren sind, bitte ich dies vor der Ausferti-
gung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung vorzunehmen. Die hierfiir nach der
Rechtsordnung geltenden Zusténdigkeits- und Verfahrensvorschriften sind einzuhalten.

Die Verwaltung, insbesondere die Kdmmerei, hat dafir Sorge zu tragen, dass bei der
Ausfiihrung des Haushaltsplans 2025 und der Wirtschaftsplane 2025 sowie der Fort-
" schreibung der Planungsdaten (§ 1 Abs. 2 GemHVO) bzw. der Finanzplanungen und
“mittelfristigen Investitionsprogramme die Entscheidungen und Erwartungen der Auf-
sichtsbehérde beachtet werden.

Ich gehe davon aus, dass Sie die kommunale Vertretungskorperschaft sowie alle mit-
telbewirtschaftenden Stellen lhres Hauses tiber die mit dieser Haushaltsverfiigung er-
gangenen Entscheidungen und Ausfithrungen in geeigneter Weise unterrichten.

Unter Hinweis auf Ziffer 1 der VV zu § 98 GemO wird gebeten, etwaige Nachtrags-
haushaltssatzungen mit den dazugehérigen Nachtragshaushaltspldnen, nebst
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Anlagen, méglichst bis zum 31. Oktoher 2025 gemal § 57 LKO i. V. m. §§ 98 Abs. 1
Satz 2, 97 Abs. 2 Satz 1 GemO vorzulegen.

Den Valizug der affentlichen Bekanntrhachung der Haushaushaltssatzung des Land-
kreises Kusel fiir das Haushaltsjahr 2025 bitte ich mir zu gegebener Zeit anzuzeigen.
Die Vorlage eines Belegexemplars ist dabei nicht erforderlich.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch
erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
einzulegen. Der Widerspruch kann

1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion,
Kurfurstliches Palais, Willy-Brandi-Platz 3, 54290 Trier, oder

2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur’® an die virtuelle Poststelle
Rheinland-Pfalz, deren Nutzung auf der Grundlage der Nutzungsbedingungen der VPS
erfolgt, die auf der Internetseite httips:/imdi.rip de/service/konfakifvirtuelie-posistelle/
zum Download bereitstehen oder

3. durch Dbermiﬂl_ung einer von dem Erklarenden signierten Erklarung an die Behdrde
aus einem besonderen elektronischen Anwaltspostfach (besonderes Behérdenpost-
fach — beBPo) nach den §§ 31a und 31b der Bundesrechtsanwaltsordnung

erhoben werden.

Mit freundlichen GriiRen e
In, Vertretung X - e

3
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Christiane Luxem /-

PRS-

10 ygl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr, 910/2014 des Eurapéischen Parlaments und des Rates vam 23. Juli
2014 tber elektranische Identifizierung und Vertrauensdienste fiir elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und
zur Authebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. EU Nr, L 257 S. 73), Hierbei sind besondere technische Rahmenbe-
dingungen zu beachten, die im Intemet aufder Seite hils.//add fp. do/de/servica/alekironisshe-kommunikation/ aus-
gefihrt sind. ‘
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Abstimmungsergebnis

TOP: 6 Sache / Beschluss Dafur Dagegen Enthaltung

Unterrichtung tber die Prufungsmitteilung des Rechnungshofs Rheinland-
Pfalz Uber die Prifung der Gewéhrung von Unterhaltsvorschuss durch den
Landkreis Kusel

Der Rechnungshof hat im Rahmen einer Querschnittsprifung die Gewahrung von
Unterhaltsvorschuss durch den Landkreis gepriift. Die Ergebnisse werden voraussichtlich im
Kommunalbericht 2025 veréffentlicht. Sie sollen den Kommunen Hinweise fir eine
rechtmafige Leistungsgewahrung sowie sachgerechte Organisation und
Personalausstattung liefern.

Das Schwergewicht lag auf Geschéftsvorfallen der jingeren Zeit. Die Prifung beschrankte
sich auf Stichproben. Die 6rtlichen Erhebungen wurden von Oktober 2023 bis Juni 2024 mit
Unterbrechungen durchgefiihrt. Der Entwurf der Prufungsmitteilungen wurde der
Kreisverwaltung mit Schreiben vom 28.11.2024 Uibersandt. Zu den 69 Prifungsfeststellungen
aullerte sich die Verwaltung am 11.03.2025 in einer ausfuhrlichen Stellungnahme. Die
AuRerungen der Verwaltung sind — soweit erforderlich — in den Priifungsmitteilungen kursiv
dargestellt.

In den nunmehr vorliegenden endgultigen Prufungsmitteilungen des Rechnungshofs vom
13.07.2025 sind noch 10 Randnummern gegeniiber dem Rechnungshof sowie der
Aufsichtsbehotrde zu erlautern. Hierzu hat die Verwaltung die nachfolgende Stellungnahme
erarbeitet. Es ist davon auszugehen, dass die Priufungsfeststellungen hiermit als erledigt
angesehen werden.



Stellungnahme
zur

Prafungsmitteilung des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz Giber die Prifung der
Gewahrung von Unterhaltsvorschuss durch den Landkreis Kusel

Randnummer 1

Eine Automatisierung ist nach Auskunft des Anbieters der Fachsoftware nicht méglich. Die
neu eingerichtet Geschaftsstelle hat Ende Juni 2025 in allen Fallen mit Halbwaisen die
aktuellen Rentenbescheide zum 01.07. bei den Empfangern angefordert und tiberwacht
auch deren Rucklauf.

Randnummer 2

Die starkere Systematisierung der Befragung der Kindsmutter erfolgt kiinftig unter
Verwendung des seitens des Landesjugendamtes Rheinland-Pfalz zur Verfligung gestellten
Fragenkataloges. Die seit der Prifung durch den Rechnungshof vorgenommen Befragungen
wurden mit zwei Mitarbeitern durchgefiihrt und das Protokoll von einer Sachbearbeiterin
erstellt. Die Protokollierung soll sich kiinftig an dem o0.g. Fragenkatalog orientieren und unter
Beachtung der Hinweise im Prifbericht vorgenommen werden.

Randnummer 3

Schon bei der Antragserfassung wird nunmehr durch die neu eingerichtete Geschéaftsstelle
eine intensivere Aufenthaltsermittlung vorgenommen. Die Sachbearbeiterinnen sind
aulBerdem angehalten, die gesetzlich zustehenden Mdéglichkeiten zu Aufenthaltsermittiung
starker zu nutzen, wenngleich diese oft sehr zeitaufwéndig sind und auch nicht unbedingt
zum Erfolg fihren. Auch Soziale Medien wurden bislang schon zu Recherchezwecken
genutzt, aber davon soll kiinftig noch starker Gebrauch gemacht werden. Dem Hinweis der
Prifungsmitteilung folgend, sollen Suchvermerke erwogen werden, wenn die vorgenannten
Bemuhungen fehlgeschlagen sind.

Randnummer 4

Die Sachbearbeiter werden angewiesen die Steuerbescheide bei allen Unterhaltspflichtigen
anzufordern. Entbehrlich sind selbstverstandlich nur die in der GegenaulRerung genannten
Falle.

Randnummer 5

Nachdem zwischenzeitlich der angesprochene automatisierte Mahnlauf erfolgt ist, ist es das
vorrangige Ziel, bis zum Jahresende systematisch die Titulierung der nicht titulierten
Ruckstande, ggf. auch durch die angesprochene Anerkennung des Anspruchs durch den
Schuldner, vorzunehmen, um einer drohenden Verjahrung im jeweiligen Einzelfall
entgegenzuwirken.

Randnummer 6

Der Kindsvater stammt wie die Kindsmutter aus Kolumbien und hat sich nach unserem
Wissen nie in Deutschland aufgehalten. Dennoch wurden Abfragen tber das AZR, EWOIS
sowie die DRV vorgenommen, die jedoch allesamt erfolglos waren. Eine Recherche tber die
sozialen Medien wird schon alleine dadurch erschwert, dass auch der Kindsmutter kein
aktuelles Bild des Kindsvaters vorliegt. Dennoch wurde sie diesbeztglich kontaktiert, um auf
diesem Wege evtl. einen Ansatzpunkt zu erhalten.

Randnummer 7
Es wurden seit 2022 die angesprochenen einfachen Ermittlungen durchgefiihrt. So brachten
Abfragen tUber DRV und die ehemalige Krankenkasse des Pflichtigen im April 2023 keinen



Angaben zum Arbeitgeber und keine aktuelle Adresse. Das gleiche kam bei einer EWOIS-
und DRV-Abfrage im Februar 2024 heraus. Nach einer Kontenabfrage im Januar 2025
wurde eine Kontenpfandung veranlasst, bisher aber ohne Erfolg. Die Kontenabfrage ergab
zudem eine Adresse des Pflichtigen in der Schweiz. Daraufhin wurde ein Verfahren nach
dem UN-Ubereinkommen in der Schweiz eingeleitet.

Randnummer 8

In den Fallen 4.UVG.02.005101 und 5102 hat die Mutter im April diesen Jahres
Beistandschaften eingerichtet. Die Aufenthaltsermittlung der Vater wurde daraufhin Giber das
Bundesamt fur Justiz in Auftrag gegeben. Sollten zustellfahige Anschriften ermittelt werden,
wird die Unterhaltsvorschusskasse die Titulierung ihrer Anspriiche vornehmen.

Randnummer 9
Es ist nunmehr geplant, die Vollstreckungsmaflnahmen der Kreiskasse zu tbertragen.

Randnummer 10
Die Mitarbeiter wurden angewiesen — bis Umsetzung der unter Randnummer 9 genannten
Aufgabenibertragung — regelmafig Kontopfandungen zu nutzen.

Kusel, den 02.09.2025
KREISVERWALTUNG
gez.

Otto Rubly

Landrat



RECHNUNGSHOF
RHEINLAND-PFALZ

Prifung

der Gewahrung von Unterhaltsvorschuss
durch den Landkreis Kusel

Az.: 6-914-12/2023-0001
Speyer, 13. Juli 2025

Diese Prufungsmitteilungen des Rechnungshofs sind nach § 110 Abs. 6 GemO
ffentlich auszulegen. Einer zusétzlichen Internetversffentlichung der ausgelegten
Fassung durch die gepriifte Stelle stehen Rechte des Rechnungshofs nicht entgegen.
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Allgemeines

Der Rechnungshof hat aufgrund § 110 Abs. 5 GemO in Verbindung mit § 111 Abs. 1
LHO im Rahmen einer Querschnittspriifung die Gewadhrung von Unterhaltsvorschuss
durch den Landkreis gepriift. Das Schwergewicht lag auf Geschéftsvorfallen der junge-
ren Zeit. Die Priifung beschrankte sich auf Stichproben.

Die Prufung wurde von Herrn Utsch, Direktor beim Rechnungshof, geleitet. Mit der
Durchfiithrung waren Herr Ministerialrat Flick als Referatsleiter und Herr Oberrechnungs-
rat Freytag als Prifer beauftragt.

Die ortlichen Erhebungen wurden von Oktober 2023 bis Juni 2024 mit Unterbrechungen
durchgeftihrt. Die wesentlichen Sachverhalte, die dem Entwurf der Priifungsmitteilungen
zugrunde liegen, wurden mit den Verantwortlichen der Verwaltung wahrend der Erhe-
bungen erdrtert. Der Entwurf der Pritfungsmitteilungen wurde der Kreisverwaltung mit
Schreiben vom 28. November 2024 Ubersandt. Die AuBerungen der Verwaltung vom
11. Méarz 2025 sind — soweit erforderlich — in den Priifungsmitteilungen kursiv dargesteilit.

Feststellungen, die von der Verwaltung wahrend der értlichen Erhebungen ausgerdaumt
wurden, sowie Feststellungen von geringerer Bedeutung, bei denen erwartet werden
kann, dass sie nach den Erérterungen bei der Priifung kiinftig beachtet werden, sind in
den Prifungsmitteilungen nicht enthalten.

Die zitierten Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften des Bundes und des
Landes kénnen bei Bedarf im Internet unter folgenden Adressen aufgefunden werden:

Bundesrecht: hitp://Mmww.gesetze-im-internet.def/index.hitml.

Landesrecht: hitp://www.landesrecht.rlp.de/iportaliportal/page/bsripprod.psml.

Soweit auf Kommunalberichte des Rechnungshofs verwiesen wird, kénnen diese unter
hitps:/rechnungshof.rip.de/de/veroefientlichungen/ abgerufen werden.




Wesentliches Ergebnis

Die Auszahlungen des Landkreises fur Unterhaltsvorschuss stiegen von 2016 bis 2023
von 0,7 Mio. € auf 2,7 Mio. € und die Anzahl der laufenden Falle am Jahresende von
348 auf 849. Das war im Wesentlichen Folge der Reform des UVG in 2017 und gestie-
gener Unterhaltsbetrége.

Die Verwaltung fuhrte noch viele abzuschlieBende Fille (Nr. 3.1.). Die Anspriiche be-
standen teilweise nicht, weil der Unterhaltsvorschuss als Ausfallleistung zu gewahren
war, oder sie waren verjahrt (Nr. 5.9). Sie fuhrte auch Falle weiter, die aufgrund regel-
maBiger Unterhaltszahlungen zu beenden gewesen wéren (Nr. 4.3.1).

Mangel in der Aktenflihrung, wie z. B. fehlende Falliibersichten, Nachweise liber die
Sorgerechtssituation (Nr.3.2.2) und Wiedervorlagen (Nr. 3.2.3), sowie fehlende
elektronische Abfragemdglichkeiten (Nr. 3.3) erschwerten die Aufgabenwahrneh-
mung. Auch der Informationsaustausch zwischen der Unterhaltsvorschussstelle und
den Beistdnden war verbesserungsbedirftig (Nr. 6.2 bis 6.4).

Die Unterhaltsvorschussstelle priifte nicht immer, ob Kinder noch die Schule besuchten
(Nr. 4.1.1) sowie ob und in welcher Héhe Halbwaisenrenten (Nr. 4.1.2.1) und Ausbil-
dungsvergiitungen (Nr. 4.1.2.2) anzurechnen waren. Sie setzte Riickforderungen bei
unterbliebenen Mitteilungen leistungsrelevanter Anderungen nicht immer zeitnah fest
(Nr. 4.2.1).

Die Priifung, ob Mutter inren Mitwirkungspflichten im Rahmen der Feststellung der Va-
terschaft ausreichend nachkamen, war zu intensivieren (Nr. 4.3.2).

Die Riickgriffsquote war im Vergleich zu anderen Landkreisen niedrig. Dies dirfte zu
einem erheblichen Teil auf Defizite in der Aufgabenwahrnehmung zurtickzuftihren sein
(Nr. 5.1).

Die Verwaltung nutzte nicht alle Méglichkeiten zur Ermittlung des Aufenthalts von Un-
terhaltspfiichtigen (Nr. 5.2). Sie priifte deren Einkommen regelméafiig nur unvolisténdig
und entschied haufiger nicht Uber die Leistungsfdhigkeit (Nr. 5.4, 5.5 und 5.6.1). Un-
terhaltsberechnungen waren héaufig falsch. Dies betraf insbesondere Mangelfalle und
die fehlende Beriicksichtigung von Steuererstattungen (Nr. 5.6.2 bis 5.6.4). In Folge feh-
lender Titel und Umschreibungen (Nr. 5.7.1 und 5.7.2) sowie mangelnder Rickgriff-
maflnahmen, nicht vorgenommener Forderungsverbuchungen (Nr. 8.1) und unterbliebe-
ner Zahlungskontrollen (Nr. 5.8) waren in vielen Fallen Forderungen verjahrt (Nr. 5.9).

Die Unterhaltsvorschussstelle nutzte nicht alle Méglichkeiten, Auskunfts- und Zahlungs-
pflichten durchzusetzen. Das betraf beispielsweise die Verhdngung von Verwarnungs-
und BuBgeldern (Nr. 5.10) und die Erhebung von Stundungs- und Verzugszinsen
(Nr. 5.12). Starben Unterhaltspflichtige, prifte sie mégliche Anspriiche gegen Erben
nicht (Nr. 5.13). Der Ruckgriff im Ausland war insgesamt verbesserungsbedurftig
(Nr. 5.14).

Machten Beistdnde die Unterhaltsanspriiche fir die Unterhaltsvorschussstelle mit gel-
tend, fehlten in der Regel wirksame Riickiibertragungsvertrage (Nr. 6.1).
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Dass die Unterhaltsvorschussstelle statt der Kreiskasse Forderungen vollstreckte,
erwies sich als nachteilig (Nr. 7.1). Das Jugendamt nahm zu selten Kontopfédndungen
vor (Nr. 7.4) und verfolgte Lohnpfadndungen nur unzureichend (Nr. 7.5). Es pfandete
bei Strafgefangenen nicht immer Eigen- und Uberbriickungsgeld (Nr. 7.6) und prifte
nicht die Vollstreckung in das Grundvermogen Unterhaltspflichtiger (Nr. 7.8).

Im Fachverfahren gebuchte Unterhaltsforderungen tbergab die Unterhaltsvorschuss-
stelle an das Kassenverfahren nur, wenn sie zeitnah mit einem Geldeingang rechnete.
Im Kassenverfahren und der Bilanz fehlten die Forderungen (Nr. 8.1).

Bei in Insolvenzverfahren befindlichen Schuldnern prifte die Verwaltung nicht, ob die
Forderungen als privilegiert anzumelden waren (Nr. 8.3.1).



Unterhaltsvorschuss

Die Leistung nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG)' ist eine staatliche Sozialleis-
tung, die den Ausfall von Unterhaltszahlungen fir minderjahrige Kinder und ihren allein-
erziehenden Elternteil abmildern soll.

Fur die Zeit, fur die dem Kind Unterhaltsvorschuss gezahlt wird, geht dessen Unterhalts-
anspruch in Héhe der Leistungen auf das Land tber (§ 7 Abs. 1 UVG). Neben der Ge-
wahrung der Leistungen kommt der Uberpriifung der Leistungsfahigkeit des unterhaits-
pflichtigen Elternteils sowie — soweit moglich — der Heranziehung und zwangsweisen
Durchsetzung der Unterhaltsforderungen (sog. Rickgriff) besondere Bedeutung zu. Der
Ruckgriff entféllt, wenn es keinen leistungsfahigen Unterhaltsverpflichteten gibt. Dann
wird Unterhaltsvorschuss als Ausfallleistung erbracht. Dies ist beispielsweise der Fall,
wenn die Leistungsunfahigkeit des Unterhaltsverpflichteten festgestelit wird? oder dieser
verstorben ist und keine ausreichenden Anspriiche gegen Dritte (insbesondere auf Halb-
waisenrente) vorhanden sind.

Von den Aus- und Einzahlungen entfallen 40 % auf den Bund, 30 % auf das Land und
30 % auf die Landkreise, kreisfreien Stidte und grofien kreisangehdrigen Stadte mit
eigenem Jugendamt.® hre Verwaltungskosten tragen die Kommunen selbst.

Seit 1. Juli 2017 haben Kinder bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres bei Vorliegen
der Voraussetzungen Anspruch auf Leistungen. Vorher war der anspruchsberechtigte
Personenkreis auf Kinder bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres und die Leistungs-
dauer auf maximal 72 Monate begrenzt. Der monatliche Unterhaltsvorschuss betrégt ab
1. Januar 2025 fir Kinder bis zum Alter von funf Jahren 227 €, von sechs bis elf Jahren
299 € und ab zwdlf Jahren 394 €

In Folge der Reform und gestiegener Unterhaltsbetrdge haben sich die Zahl der laufen-
den Fille mehr als verdoppelt und die Leistungsausgaben nahezu vervierfacht:®

Zur Durchfilhrung des UVG hat das zusténdige Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend Richtlinien
erlassen (UVG-RL), die jahrlich aktualisiert werden.

Nach von Juli 2017 bis Dezember 2024 geltendem Recht (§ 7a UVG) galt dies insbesondere bei Beziehern von SGB |i-
Leistungen ohne Einkommen.

§ 8 UVG L V. m. § 1 Landesgesetz zur Ausflihrung des Unterhaltsvorschussgesetzes.
Mindestunterhalt (§ 1612a BGB) fir die jeweilige Altersstufe abzlglich Kindergeld fur ein erstes Kind (§ 2 Abs. 1 UVG).

Erhebungsbdgen zur UVG-Geschéfisstatistik und Abrechnungen mit dem Landesamt (LSJV). Die Daten des
Ubergangsjahres 2017 sind nur schwer mit den Ubrigen Jahren vergleichbar und fehlen daher in der Tabelle.
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Fallzahlen und Leistungsausgaben

Jahr Fille Leistungsausgaben *
am 31.12. beendete © gesamt -€-
laufende
2016 348 1.194 1.542 711.329
2018 742 682 1.424 2.004.088
2019 799 821 1.620 2.049.447
2020 835 695 1.530 2.217.876
2021 826 735 1.561 2.396.425
2022 819 916 1.735 2.413.472
2023 849° 679 1.528 2.701.189

a  Auszahlungen nach § 2 UVG abz{glich Einzahlungen nach § 5 UVG (Ruckzahiungen)

b Falle, in denen keine laufenden Leistungen mehr gewdhrt werden, im Berichtsjahr jedach noch die Verpflichtung zur Rackzahlung
nach § 7 UVG Obergegangener Anspriche besteht und weiterverfolgt wird, unabhangig vomn Janhr der Einstellung bzw. Fallabgabe.

& Einschliefilich Fallen, in denen die Verwaltung Leistungen wegen fehlender Rickmeldungen im Rahmen der jahrlichen Uberprafun-
gen voriubergehend eingestellt und spater wieder aufgenommen hatte

Darstellung: Rechnungshof Rheinland-Pfalz, Quelle: UVG-Geschifisstatistik.

AbzuschlieRende Fille, Meldung zur Statistik

Far den 31. Dezember 2022 meldete die Kreisverwaltung 916 Rickgriffsfalle zur Statis-
tik. Darin enthalten waren 317 Falle, die zu archivieren waren, sich physisch aber noch
in den Aktenschréanken befanden und im Fachverfahren noch nicht abgeschlossen wa-
ren. Aufgrund deren statistischer Bereinigung® meldete die Verwaltung fir das Folgejahr
nur noch 679 Falle. Auch in vielen der verbliebenen Falle erfolgte keine regelméatige
Sachbearbeitung. Ein Grolteil der Forderungen war verjéhrt (vgl. Nr. 5.9} und in einigen
Féllen” waren die Forderungen bereits ausgebucht. Weitere Félle bedurften keiner wei-
teren Sachbearbeitung, da die Verwaltung diese als Ausfallleistung definiert hatte.®

In der Geschéftsstatistik anzugebende Altfalle sind solche, in denen keine laufenden
Leistungen mehr gewahrt werden, im Berichtsjahr jedoch noch die Verpflichtung zur
Riickzahlung nach § 7 UVG libergegangener Anspriiche besteht und weiterverfolgt wird.
Das Fihren von Féllen, in denen auller dem Abschluss der Akten und ggf. dem Ausbu-
chen von Forderungen nichts mehr zu veranlassen ist, ist nicht sachgerecht. Es emp-
fiehlt sich, den Bestand der Ruckgriffsfalle auf Werthaltigkeit der Forderungen zu unter-
suchen und zu bereinigen. Eine Stichprobenerhebung im Bereich der Altfélle ergab, dass
37,5 % der gepriften Félle zu archivieren war. Unter Annahme dieses Mallstabs wiirden
sich lediglich noch 424 tatsachliche Altfalle ergeben.

Die Verwaltung solite ihre Rickgriffsfialle — insbesondere die ,Altfalle” — bereinigen.
Falle, in denen eine weitere Sachbearbeitung nicht mehr geboten ist, sollte sie abschlie-
fen und archivieren sowie noch erfasste Forderungen ausbuchen. Auf zutreffende Mel-
dungen zur Statistik ist zu achten.

& Aufgrund eines Hinweises wéhrend der drilichen Erhebungen. Inwieweit diese Faile die gemeldeten Fallzahlen der Vor-

jahre beeinflusst haben, wurde nicht nachvolizogen.
7 Z B.Az:4.UVG.02.005572, 4.UVG.04.005181, 4.UVG.02.005585 und 4.UVG.02.005586.

8 7 B Az:4.UVG.01.003382, 4.UVG.01.003383, 4.UVG.02.004603 und 4.UVG.02.005065.
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AuBerung der Verwaltung:

Die Bereinigung der Altfélle werde seit Februar 2024 durch eine Sachbearbeiterin antei-
lig zentral wahrgenommen. Die Uberpriifung dauere noch an, da letztlich die Umstellung
der Forderungsverbuchung (Nr. 8) bis zum Stichtag 31. Dezember 2024 vorrangig zu
bearbeiten gewesen sei. Bearbeitet seien bislang 127 Félle. Hiervon seien ca. 85 Félle
archiviert worden. Unter Beriicksichtigung der in 2024 (neu) beendeten Fiélle betrage der
Bestand aktuell 670. Die Bereinigung werde nach Abschiuss der o. g. Umstellung der
Forderungsverbuchung weiter intensiv verfolgt.

Organisation und Aktenfiihrung

Der Volizug des UVG (Leistungsgewahrung und Riickgriff) oblag vier Sachbearbeitern
mit Arb_e'rtszeitanteilen von insgesamt 3,36 VZA.®

Zudem machten zwei Beistinde nach treuhanderischen Rickibertragungen' Unter-
haltsanspriiche in 155 Fallen mit Unterhaltsvorschussleistungen geltend (vgl. Nr.6.1).
Ein Stellenanteil hierfur war nicht definiert. Rechnerisch ergab sich ein Anteil von
0,39 VZA fiir RiickgriffmaRnahmen in Féllen, in denen auch Unterhaltsvorschuss geleis-
tet wurde. Einer der Beistande nahm zudem die Aufgabe als Referatsleiter wahr.

Bei 849 laufenden Fillen und einem bisherigen Personaleinsatz von insgesamt
3,75 VZA ergaben sich rund 225 Félle bzw. (ohne Zeitanteile der Beistande) 251 Félle
pro VZA.

Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dem UVG, einschlieRlich der monatlichen
Zahlungsvorbereitung an die Leistungsempfénger, der Einbehalte bei Uberzahlungen
(Ersatz- und Rickzahlungspflicht nach § 5 UVG) und der Bearbeitung des Rickgriffs
gegeniiber Unterhaltspflichtigen nach § 7 UVG, setzte das Jugendamt seit 2010 das IT-
Fachverfahren LogoData ein. Dieses ermdglichte es den Verwaltungskraften, elektro-
nisch Akten zu fiihren und Falle zu bearbeiten. Buchungen wurden fallbezogen ohne
manuelle Zusatzarbeiten auf Personenkonten {iber eine Schnittstelle von LogoData ins
Finanzwesen (C.I.P) Gibertragen."

Aufteilung der Aufgaben

Die Fille waren nach Wohnorten der Antragsteller auf die Sachbearbeiter verteilt. Son-
deraufgaben hatte kein Mitarbeiter, thematische Schwerpunkte waren nicht gebildet.'?

Stand: 31. Mai 2023.

10 pei der treuhanderischen Ruckibertragung wird dem unterhaitsberechtigten Kind (bzw. dem Elternteil, bei dem es lebt)

gestattet, den nach § 7 UVG auf das Land Ubergegangenen Unterhaltsanspruch selbst geltend zu machen (§ 7 Abs. 4
Satz 3 UVG). Dann kann der Unterhaltsanspruch durch einen Beistand verfoigt werden.

Der amtsinterne Teil der Administration des Fachverfahrens oblag einer Kraft der wirtschaftiichen Jugendhilfe.

2 Eine Kraft war nur fur auBergerichtlichen Ruckgriff zustandig, die anderen leiteten auch gerichtliche MaRnahmen ein.
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Zum Jahresende 2023 hatten die Sachbearbeiter zwischen 141 und 261 laufenden Fal-
len zu bearbeiten, umgerechnet auf den jeweiligen Stellenanteil der Kréfte ergab das
zwischen 184 und 298 Féllen je VZA.

Die Arbeitsbelastung unterschied sich stark. Fir diese erheblich unterschiedliche Belas-
tung gab es keine organisatorischen Begrindungen. Zu hohe Fallbelastungen bergen
die Gefahr einer nicht sachgerechten Aufgabenerfillung.

Die Falle sollten gleichmafiiger verteilt werden.

AuBerung der Verwaltung:

Die entsprechende Neuverteilung nach Bezirken sei ab Februar 2024 vorgenommen
worden. Dabei hétten auch die Stellenanteile fiir die Bereinigung der Altfalle Berticksich-
tigung gefunden.

Aktenfiihrung

Der aktuelle Sachstand zum Fallverlauf und die Historie der Bemiihungen und Ergeb-
nisse beim Rickgriff waren weder in einem Aktenvorblatt noch in einer Falliibersicht
festgehalten. Abschlussberichte der Beistande fehlten zumeist in den Akten. Sach-
standsanfragen bei und Riucksprachen mit den Unterhalisbeistdnden waren nicht doku-
mentiert. Unterhaltsvorschussstelle und Beistédnde gaben an, sich liber die zu bearbei-
tenden Félle regelmafRig mindlich auszutauschen.

Es empfiehlt sich, auf einem Aktenvorblatt Falliibersichten mit allen relevanten Informa-
tionen zum Sachverhalt (insbesondere zum Stand des Rickgriffs) zu fiihren. Die Sach-
standsanfragen und Riickmeldungen missen nachvollziehbar dokumentiert und im Op-
timalfall im Aktenvorblatt eingetragen werden. Dies erleichtert z. B. bei Sachbearbeiter-
wechseln oder im Vertretungsfall eine ziigige Einarbeitung durch einen schnellen Uber-
blick Giber Fallverlauf und Stand der Riickgriffsbemithungen.

Es sollten Fallubersichten entwickelt und verwendet werden. Fallrelevante Anderungen
sind kenntlich zu machen. Der sich aus Riicksprachen ergebende Sachstand sollte
dokumentiert werden.

AuBerung der Verwaltung:

Ein entsprechende Falltibersicht solle eingefiihrt werden.

In den Akten fehiten regelménig

— Schlussberichte der Unterhaltsbeistande,

— Nachweise (iber die Sorgerechtssituation der Eltern (vgl. Nr. 6.1} und

— Nachweise (Grundbuchausziige) zu méglichem Immobilienvermégen der Pflichtigen.
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Teilweise fehlten auch weitere aktuelle, fallrelevante Unterlagen, z. B.
— Sozialleistungsbescheide,™

— Bescheide tber die Gewahrung von Halbwaisenrenten,*

— Forderungsanmeldungen fur Insolvenzverfahren,™

— Unterhaltsberechnungen der Beistdnde'™ und

— Schulbesuchsbescheinigungen (vgl. Nr. 4.1.1).

Grundlage jeder Entscheidung der Unterhaltsvorschussstelle ist eine sorgféltige und um-
fassende Sachverhaltsermittlung, deren Ergebnis in den Akten zu dokumentieren ist.
Bescheide {tber Halbwaisenrente und andere Sozialleistungen sowie Schulbesuchsbe-
scheinigungen sind zur gesetzeskonformen Leistungsgewahrung erforderlich. Die Ver-
waltungsentscheidungen, fur welchen Zeitraum die Leistungen als VVorschuss- oder Aus-
fallleistungen gezahlt werden, sind durch unterhaltsrechtliche Vermerke zu dokumentie-
ren. Fur den Abschluss wirksamer Rickibertragungsvertrage ist die Kenntnis Uber die
jeweilige Sorgerechtssituation notwendig. Schlussberichte der Beistande ermdglichen
eine korrekte Weiterverfolgung von auf das Land Ubergegangenen Unterhaltsansprii-
chen. Grundbuchausziige zu Immobilien kénnen Hinweise fiir eine Realisierung'” in das
unbewegliche Vermdégen liefern.

Samtliche fir die Leistungsgewahrung relevanten Unterlagen sind zeitnah zu ermitteln
und zu den Akten zu nehmen.

AuBerung der Verwaltung:

Alle Sachbearbeiter seien erneut angewiesen worden, die angesprochenen Unterfagen
zu ermitteln und diese entsprechend aktenkundig zu machen. In der Regel gebe der
Beistand einen Abdruck seines Schiussberichts an die Unterhaltsvorschussstelle. In den
Féllen, in denen dies nicht erfolgte, werde der Schiussbericht nachgereicht. Bis zur BGH-
Entscheidung vom 18. Mérz 2020 sei die Sorgerechtssituation nicht relevant gewesen
und deshalb nicht abgefragt worden. Nach Bewilligung der Félle 4.UVG.02.004241 bis
004243 habe die Mutter angegeben, nicht mehr im Bezug von SGB ll-Leistungen zu
sein. Nachdem entsprechende Anhaltspunkte vorgelegen hétten, seien die Jobcenter-
bescheide angefordert und zur Akte genommen worden. Zu Unrecht gewéhrte Leistun-
gen seien zurtickgefordert worden. Bei Akte 4.UVG.02.005065 habe das Jobcenter be-
stétigt, dass sich die unterhaltspflichtige Mutter bis zur Einstellung des Unterhaltsvor-
schusses weiterhin im Bezug von SGB Il-Leistungen befand. Der Nachweis liege inzwi-
schen vor. Im Fall 4.UVG.03.003831 sei der fehlende Rentenbescheid angefordert und
die Leistungsgewéhrung angepasst worden. Dass im Fall 4.UVG.02.003106 ein Insol-
venzverfahren erdffnet wurde, sei nicht bekannt gewesen (siehe auch Nr. 8.3.2). Folglich

3 7 B. Az 4.UVG.02.004241, 4.UVG.02.004242, 4.UVG.02.004243 und 4.UVG.02.005065.
4 7. B. Az 4.UVG.03.003831.
Z.B. Az.: 4.UVG.02.003106.
8 7. B. Az 4.UVG.03.004769.

Im Wege der Vallstreckung oder durch Zahlungen des Schuldners zu deren Abwendung.
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sei keine Forderungsanmeldung gemacht worden. Die Unterhaltsberechnung des Bei-
stands im Fall 4.UVG.03.004769 sei zur Akte nachgereicht worden.

Wiedervorlagen

Das Jugendamt versdumte haufiger die Bearbeitung von Wiedervorlagen. Die weitere
Fallbearbeitung unterblieb in Einzelféllen bis zu einer zufalligen Akteneinsicht' oder so-
gar dauerhaft.'® Wiedervorlagen waren oftmals nicht im Fachverfahren eingetragen. Die
aktuellen wirtschaftlichen Verhéaltnisse der unterhaltspflichtigen Elternteile waren daher
6fter nicht dokumentiert. In vielen Fallen drohte aufgrund der unregelméaBigen Bearbei-
tung Verjahrung einzutreten.

Zur Beachtung von Fristen und fiir eine zeithahe Weiterbearbeitung ist eine funktionie-
rende Wiedervorlage unerldsslich.?° Hierflr bietet das Fachverfahren Méglichkeiten.

Wiedervorlagen sind sorgfaltig zu fihren. Die technischen Méglichkeiten des Fachver-
fahrens sollten genutzt werden.

AuBerung der Verwaltung:
Die Wiedervorlage von LogoData werde genutzt und die Sachbearbeiter wiirden erneut
angewiesen, Wiedervorlagen sorgféltig zu fihren.

Elektronische Abfragemdéglichkeiten

Die Unterhaltsvorschussstelle konnte nicht auf Daten des Ausldnderzentralregisters
(AZR) und des elektronischen Grundbuchs zugreifen. In Einzelféllen richtete sie Anfra-
gen an die Ausldanderbehorde bzw. an einen Mitarbeiter des Sozialamts. Auf registrierte
Bankverbindungsdaten beim Bundeszentralamt flr Steuern (BZSt) konnten die Krifte
zwar zugreifen, nutzten dies aber nur sehr selten.

Anspriche insbesondere von Flichtlingen hdngen vom jeweils aktuellen ausldnderrecht-
lichen Status ab. Dessen Kenntnis ist unabdingbare Voraussetzung fiir eine rechtskoen-
forme Sachbearbeitung. Hierzu kann die Méglichkeit automatisierter Abrufe von. Daten
aus dem AZR eingerichtet werden (§§ 18d und 22 AZR-Gesetz). Zudem werden Aufent-
haltsermittlungen im Rahmen des Riickgriffs erleichtert (vgl. Nr. 5.2).

Behorden kénnen Grundbuchdaten automatisiert abrufen (§ 139 Abs. 3 GBO i. V. m.
§ 80 ff. GBV). Die Teilnahme am Verfahren muss beantragt werden und ist in Rheinland-
Pfalz gebiihrenfrei (§ 2 JVKostG). Zugriffe auf das elektronische Grundbuch in Rhein-
land-Pfalz erweitern die Mdglichkeiten, Auskiinfte iber vorhandenes Grundvermégen
von Unterhaltsschuldnern zu erhalten.

8 7 B.Az:4.UVG.01.003147 und 4.UVG.02.005393.

% 7 B. Az:4.UVG.01.002854 und 4.UVG.01.003147.

20 Sie erinnert nicht nur den Sachbearbeiter an die zu erledigenden Aufgaben, sondern erméglicht gerade auch bei Sach-

bearbeiterwechseln und Vertretungen die weitere Bearbeitung.
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Kontenabrufersuchen dirfen im begriindeten Einzelfall (zur Subsidiaritat des Abrufs vgl.
UVG-RL 6.3.1) nach § 93 Abs. 8 Abgabenordnung (AQ) unmittelbar an das BZSt gerich-
tet werden. Die zur Verfiigung stehenden elektronischen Abfragemdglichkeiten dienen
insbesondere der Aufkidrung der Vermégensverhaitnisse des Unterhaltsschuldners und
der Ermittlung von Mdglichkeiten zur Vollstreckung.

Bei der Unterhaltsvorschussstelle soliten umgehend die technischen Voraussetzungen
fr automatisierte Abfragen beim AZR und dem elektronischen Grundbuch geschaffen
werden. Die Méglichkeiten des Kontenabrufverfahrens sollten intensiver genutzt werden.

AuBerung der Verwaltung:

Zugédnge zum elektronischen Grundbuch, die bei Bedarf genutzt werden kénnen, seien
im Sozialamt vorhanden. Da die Zugangszahl in der Verwaltung derzeit insgesamt aus-
geschdpft sei, befinde sich eine Anbindung der Unterhaltsvorschussstelie in Priifung.
Am automatisierten Abrufverfahren des Ausldnderzentralregisters nach § 22 AZRG
nehme die Unterhaltsvorschussstelle inzwischen teil.
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Leistungsgewahrung
Priifung der Anspruchsvoraussetzungen
Schulbesuch und Einkommen der Kinder

Die Verwaltung ermittelte nicht immer, ob Jugendliche noch die Schule besuchten oder
Einkommen erzielten. So unterliel sie haufiger z. B. die Anforderung von Schulbeschei-
nigungen,?' kontrollierte deren Riicklauf nicht?? oder stellte keine Riickfragen hinsichtlich
einer Arbeitsaufnahme.?* Die Bescheinigungen verlangte die Verwaltung nicht grund-
satzlich zu Beginn des neuen Schuljahres, sondern im Rahmen der jahrlichen Uberprii-
fungen.

Im Rahmen der Prifung der Anspruchsberechtigung sind bei Kindern ab Vollendung des
15. Lebensjahres Schulbescheinigungen und ab Beendigung des Schulbesuchs Ein-
kommensnachweise anzufordern (UVG-RL zu § 1 — Anspruchsberechtigte). Es emp-
fiehlt sich die Einrichtung einer entsprechenden Wiedervorlage zu den Sommerferien.
Die regelmaRige Priifung tragt auch dazu bei, hohe Rickforderungen zu Unrecht ge-
zahlter Unterhaltsvorschussleistungen zu vermeiden.

Ab Vollendung des 15. Lebensjahres ist jahrlich rechtzeitig die Vorlage von Schulbe-
scheinigungen zu verlangen.

AuBerung der Verwaltung:

Der Empfehlung folgend, wiirden Schulbescheinigungen kinftig zum neuen Schuljahr
angefordert. Im Fall 4.UVG.02.002305 habe die Schulbescheinigung des Jahres 2021
gefehit. Allerdings sei aus den nachfolgenden Bescheinigungen ersichtlich, dass das
Kind durchgehend die Schule besucht habe. Zum Fall 4.UVG.04.005290 werde auf die
Antwort zu Nr. 4.1.2.2 verwiesen.

Anrechnung von Waisenbeziigen und Einkiinften des Kindes
Anrechnung von Waisenrenten

Das Jugendamt kontrollierte nicht konsequent die Neuvorlage der Bescheide von Halb-
waisenrenten. Es hinterfragte die Hohe der Halbwaisenrente beispielsweise nicht, ob-
wohl trotz allgemeiner Rentenerhéhung kein neuer Bescheid vorgelegt wurde.

Waisenrenten werden, wie andere Renten auch, in der Regel zum 1. Juli des jeweifigen
Jahres erhoht. Soweit Rentenerh8hungen nicht automatisiert Gber die |T beriicksichtigt

21 7 B. Az: 4.UVG.02.002305.
22 7 B.Az:4.UVG.01.003147 und 4.UVG.01.003148.
23 7 B.Az.: 4.UVG.04.005290.

2 Az 4.UVG.03.003831.
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werden, ist von den Leistungsempféngern die Vorlage der Rentenanpassungsmitteilun-
gen zu fordern.

Nach entsprechendem Hinweis wahrend der &rtlichen Erhebungen hat die Verwaltung
im gepriiften Fall den Bescheid angefordert, die Leistungen neu festgesetzt und die
Uberzahlung zuriickgefordert.

Die Hohe der Anspriiche auf Waisenrenten ist regelmaig zu prifen.

AuBerung der Verwaltung:
Es werde gepriift, inwieweit eine Automatisierung mdglich sei.

Wir bitten, weiter zu berichten, wie die Priffungen kiinftig erfolgen werden.

Das Jugendamt gewahrte zwei Geschwisterkindern (Az.: 4.UVG.01.003147 und
4.UVG.01.003148) Unterhaltsvorschuss. Nach dem Tod des Vaters sollte die Mutter mit-
teilen, ob die Kinder Halbwaisenrente oder &hnliche Leistungen erhalten. Er war US-
Amerikaner und hatte nie in Deuischland gearbeitet. Die Mutter erkldrte, dass die Kinder
keine Halbwaisenrente erhielten und ihr auf Nachfrage wegen einer eventuellen ameri-
kanischen Rente weder ein Anwalt, noch das amerikanische und deutsche Konsuiat hat-
ten Auskunft geben kdnnen. Das Jugendamt gewahrte die Leistungen ohne Beriicksich-
tigung von Halbwaisenrente weiter. Es wirkte nicht auf eine Antragstellung hin. Vom Tod
des Vaters bis zur Einstellung der Leistungen zahite es 27.400 € Unterhaltsvorschuss
fir beide Kinder.

Nach dem Sozialversicherungsabkommen mit den USA kénnen Rentenanspriiche
— auch auf Hinterbliebenenrente — im jeweils anderen Land und unabhangig von der
Staatsangehérigkeit des Antragstellers geltend gemacht werden. Zustédndige Verbin-
dungsstelle fiir die Geltendmachung ist die Deutsche Rentenversicherung (DRV), bei
Anspriichen in den USA die DRV Nord.?® Der antragstellende Elternteil hat den Kindern
zustehende Anspriiche geltend zu machen.?®

Auf eine zeitnahe Antragstellung von Halbwaisenrenten, auch in Staaten mit denen
Sozialversicherungsabkommen geschlossen sind, ist hinzuwirken.

AuBerung der Verwaltung:

In der Praxis seien die Unterhaltsvorschussempfédnger selbst daran interessiert, die enf-
sprechenden Antrdge auf Halbwaisenrente zu stellen und spétestens nach entsprechen-
dem Hinweis durch die Unterhaltsvorschussstelle erfolge dies Ublicherweise auch. Im
genannten Fall sei die Kindesmutter entsprechend informiert und aufgefordert worden,
sich mit der DRV Nord in Verbindung zu setzen. Da sie voraussichtlich nicht die gefor-
derten Informationen (ber den Vater liefern kénne, habe der Antrag laut DRV nur wenig

25 hitps:/iveww.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Ausland/Ansprechpartner-und-

Verbindungsstellen/USA/USA.himl.

% DlJuF-Rechisgutachten vom 11. August 2020, JAmt 2021, 148 zu moglichen Folgen bei unterlassener Antragstellung.
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Aussicht auf Erfolg. Fiir beide Kinder seien die Leistungen wegen Volljahrigkeit bzw.
Auszug aus dem Haushalt der Mutter inzwischen eingestellf worden.

Anrechnung der Ausbildungsvergiitung

Die Unterhaltsvorschussstelle prifte nicht ausreichend, in welchem Umfang unterhalts-
berechtigte Kinder Einkommen erzielten. Beispiele:

— Im Rahmen der jahrlichen Abfrage teilte eine betreuende Mutter mit, dass das Kind
nicht mehr zur Schule gehe (Az.: 4.UVG.04.005290). Als Einkiinfte gab sie eine
Halbwaisenrente und Betriebswaisenrente an. Angaben zur Berufsausbildung des
Kindes fehlten. Im vorliegenden SGB |I-Bescheid war Einkommen des Kindes aus
einer Berufsausbildung ausgewiesen. Eine Anrechnung auf den Unterhaltsvor-
schuss unterblieb.

~ Die Ausbildungsvergiitung des Kindes (Az.: 4.UVG.04.002158) beriicksichtigte die
Verwaltung auf Basis einer eigenen Berechnung des zu erwartenden Nettobetrags.
Weder glich sie diesen mit dem tatsédchlich héheren Auszahlungsbetrag ab, noch
beriicksichtigte sie im ersten Lehrjahr die Tariferhéhung.

Einklinfte des Kindes, u. a. Arbeitslohn und Ausbildungsvergiitung, mindern unter Be-
achtung der Abzugsbetrage haélftig den Unterhaltsvorschuss (§ 2 Abs. 4 UVG). Erzielen
Kinder wéhrend des Bezugs von Unterhaltsvorschuss Einkommen, entsteht ggf. eine
Ruckzahlungspflicht des Kindes nach § 5 Absatz 2 UVG (UVG-RL 5.4). Ist bei der Be-
willigung des Unterhaltsvorschusses nur das Bruttoeinkommen bekannt, ist die Scht-
zung des Nettobetrags nachtraglich zu Gberprifen (UVG-RL 2.5.4.1).

Auf die rechtzeitige Vorlage von Nachweisen ist hinzuwirken. Einkommen des Kindes ist
zeitnah und in zutreffender Héhe leistungsmindernd zu beriicksichtigen.

AuBerung der Verwaltung:
In den genannten Féllen seien die zu viel gewéhrten Leistungen von 256 € und 121 €
von den Mlittern zuriickgefordert und gezahlit worden.

Ersatz- und Riickzahlungspflicht nach § 5
Riickforderungsbescheide

Nach Kenntnis des Zusammenlebens der Eltern von drei Geschwisterkindern
(Az.: 4.UVG.02.004241, 4.UVG.02.004242 und 4.UVG.02.004243) im Marz 2020 hérte
das Jugendamt die Mutter zu einer méglichen Rickforderung an. Nach unterbliebener
Rickmeldung stellte die Unterhaltsvorschussstelle die Zahlungen ab April 2020 ein. Der
Bescheid Uber die erneute Bewilligung ab dem Auszug des Vaters im Oktober 2020 ent-
hielt einen Hinweis auf das zwischenzeitliche Zusammenleben der Eltern vom 28. Sep-
tember 2019 bis 31. Marz 2020. Die Leistungen beliefen sich in diesem Zeitraum auf
5.019 €. Ein Riuckforderungsbescheid erging nicht.

Lagen die Voraussetzungen fur die Zahlung von Unterhaltsvorschuss in dem Kalender-
monat, fir den er gezahlt worden ist, nicht oder nicht durchgehend vor und hat der
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Elternteil, bei dem der Berechtigte lebt, die Zahlung insbesondere dadurch herbei-
geflihrt, dass er falsche oder unvolistdndige Angaben gemacht hat, haben er oder der
gesetzliche Vertreter des Berechtigten den geleisteten Betrag zu ersetzen (§ 5 Abs. 1
UVG). Der Riickzahlungsanspruch ist mit einem Verwaltungsakt durchzusetzen, der
zeitnah bei Bekanntwerden des Zusammenlebens der Eiltern hatte erlassen werden
missen. Aufgrund eines Hinweises wahrend der drtlichen Erhebungen hat die Verwal-
tung inzwischen einen Rickforderungsbescheid erlassen.

Ruckforderungen sind zeitnah geltend zu machen. Zu dem beschriebenen Fall bitten wir,
Uber das Ergebnis zu berichten.

AuBerung der Verwaltung:

Der Riickforderungsbescheid sei mittlerweile bestandskréftig. Zahlungen seien von der
Mutter bisher keine geleistet worden. Eine Steueraufrechnung sei veranlasst. Die wei-
tere Beitreibung erfolge (ber die Kreiskasse, welche inzwischen die Forderung ange-
mahnt habe.

Schriftform
Ratenzahlungsvereinbarungen erfolgten regelmaRig nicht schriftlich.

Bei der Vereinbarung einer Ratenzahlung handelt es sich um eine Stundung. Diese ist
schriftlich zu vereinbaren.?”

Vereinbarungen Uber Ratenzahlungen sind schriftlich zu schlieen.

AuBerung der Verwaltung:
Ratenzahlungsvereinbarungen bei Forderungen nach § 5 wiirden kiinftig ausschlieflich
schriftlich festgehalten.

Realisierung der offenen Anspriiche

Bei Ruckforderungen nach § 5 UVG beantragte die Verwaltung keine Aufrechnungen
mit Auszahlungsanspriichen der Schuldner gegen das Finanzamt.?®

Die Realisierung ist ggf. auch in Form einer Abtretungserklarung zum Zwecke der Auf-
rechnung mit Auszahlungsanspriichen gegen das Finanzamt anzustreben.?

Aufrechnungsersuchen sind auch bei Riickforderungen nach § 5 UVG zu nutzen.

T Nr.23 Dienstanweisung des Landkreises zur Regelung des Verfahrens bei Stundung, Niederschiagung und Erlass von

Ansprichen (Forderungen) des Landkreises Kusel sowie § 55 Abs. 1. V. m. § 56 SGB X (hierzu: Hartmeyer in: Schle-
gelVoelzke, jurisPK-SGB X, 3. Aufi., § 55 SGB X, juris Rn. 36).

28 B Forderungen nach § 7 UVG nutzte die Verwaltung dieses Instrument zur Realigierung der Unterhaltsanspriiche.

2% Zur hierfar ggf. erforderlichen Abfretung der Anspriiche nach § 5 UVG ans Land vgl. UVG-RL 7.9.2.
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AuBerung der Verwaltung:
Kiinftig werde auch bei Riickforderungen nach § 5 das Aufrechnungsersuchen an die
Finanzémter gestelit.

Ablehnung, Einstellung oder Kiirzung der Leistung
Bei regelmaRiger Zahlung

Die Unterhaltsvorschussstelle leistete zum Teil unverdndert weiter, wenn Unterhalts-
pflichtige den geforderten Unterhalt regelméRig und deutlich langer als drei Monate zahl-
ten. Sie unternahm keine Anstrengungen, die Pflichtigen zur Direktzahlung an das Kind
oder den Beistand zu bewegen. Sie fihrte auch Félle weiter, in denen Beistande die
Zahlungen weiterleiteten. Dies betraf sowoh! Fallkonstellationen, in denen vom barun-
terhaltspflichtigen Elternteil der volle Unterhaltsvorschussbetrag geleistet wurde, als
auch Falle mit regelmafigen Teilzahlungen entsprechend der jeweiligen Leistungsfahig-
keit. In beiden Varianten zahlte die Unterhaltsvorschussstelle weiterhin den voilen Be-
trag aus. Aktenvermerke tiber die Griinde der (vollstdndigen) Fortgewéhrung lagen nicht
vor. Beispiele®:

Voller Betrag:

— Der Beistand vereinnahmte mittels Lohnpfdndungen die vollen Betrdge und reichte
diese an die Unterhaltsvorschussstelle weiter:

— Das Jugendamt zahlte Uber 45 Monate  insgesamt  14.475€
(Az.: 4. UVG.01.002866). EinschlieBlich Rickstédnden vereinnahmte es im selben
Zeitraum 17.969 €.

— Das Jugendamt gewédhrte 28 Monate Unterhaltsvorschuss von insgesamt
9.232 € und vereinnahmte diese in voller Héhe (Az.: 4.UVG.03.004727).

— Das Jugendamt zahlte in 13 Monaten insgesamt 3.852 € und vereinnahmte in
diesem Zeitraum 4.738 € (Az.. 4.UV(G.02.003580).

— In einem Fall von zwei Geschwisterkindern wurden die Unterhaltsvorschusszah-
lungen trotz Pfandungsbetrdgen in voller Héhe®' tber 25 Monate weitergezahlt
(Az.: 4.UVG.04.004013 und 4.UVG.04.004014). Dies entsprach einem Auszah-
lungsbetrag von 13.059 €.

Teilzahlungen:

— Ein unterhaltspflichtiger Vater (Az.: 4.UVG.03.002226) zahlte mindestens seit
November 2021 monatlich 212 €. Eine Anrechnung auf den Auszahlungsbetrag
erfolgte nicht.

30 Weitere Beispiele:

Mit Zahlung des vollen Betrags Az. 4.UVG.01.003924 und mit Teilzahiungen Az. 4.UVG.04.003757.

¥ Bei Erhéhungen mit zeitlichem Versatz.
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— Der unterhaltspflichtige Elternteil (Az.: 4.UVG.01.002866) zahlte Uber 13 Monate
den geforderten Teilbetrag von 50 € pro Manat; eine Anrechnung erfolgte nicht.

Nimmt der familienferne Elternteil die Zahlung der Unterhaltsleistung nach Aufforderung
an die Unterhaltsvorschussstelle vor, ist dieser in der Regel spatestens nach drei Mona-
ten des regelmaligen und volistéandigen Eingangs des geforderten Unterhalts bei der
Unterhaltsvorschussstelle zu einer Zahlung an das Kind zu bewegen. Die Leistungsbe-
willigung ist dann ggf. aufzuheben (§ 48 SGB X). Dies gitt auch bei Unterhaltszahlungen,
die den Unterhaltsvorschussbetrag unterschreiten; die Leistungen sind in diesem Fall in
entsprechend reduzierter Héhe neu festzusetzen. Abweichungen vom Regelfall sind mit
Begriindung aktenkundig festzuhalten (UVG-RL 2.4.2). Gibt der Elternteil, bei dem das
Kind nicht lebt, zu erkennen, dass er regelmafig und ausreichend Unterhalt an das Kind
zahlen will und macht er seine Zahlungsfahigkeit und Zahlungsbereitschaft — etwa durch
Erteilung eines Dauerliberweisungsauftrags — glaubhaft, ist die Bewilligung der Unter-
haltsleistung ebenfalls aufzuheben (UVG-RL 9.14).

Bei einer bestehenden Beistandschaft spielt die Problematik einer verschiedentlich nicht
gewiinschten Direktzahlung an den betreuenden Elternteil keine Rolle. In diesen Fallen
ist eine Einstellung und Weiterleitung der Unterhaltszahlungen durch den Beistand
grundsatzlich mdglich. Besteht noch keine Beistandschaft, kann es — zur Erhaltung der
Zahlungsbereitschaft des familienfernen Eliternteils — ggf. sinnvoll erscheinen, deren Be-
antragung gegeniiber dem betreuenden Elternteil anzuregen.

Leistungsbewilligungen fur Félle, in denen die geforderten Unterhaltszahlungen tber
drei Monate lang eingehen, sollten zeitnah aufgehoben werden. Bei Teilzahlungen die
l&anger als drei Monate eingehen, sind die Leistungen entsprechend zu kirzen.

AuBerung der Verwaltung:

Die Félle 4.UVG.01.003924 (im August 2023), 4.UVG.01.002866 (zum April 2024),
4.UVG.02.004727 (zum August 2024) und 4.UVG.03.002226 (im September 2024 we-
gen Volljadhrigkeit) seien eingestellt worden.

Nach Einschétzung des Beistandes werde im Fall 4.UVG.02.003580 dauerhaft nicht auf
Unterhaltsvorschuss verzichtet werden kénnen. Der Unterhaltspflichtige werde nie frei-
willig Unterhalt leisten. Sdmtliche Zahlungseingédnge miissten zwangsweise erwirkt wer-
den und in einzelnen Monaten seien trotz Lohnpféndung Zahlungen ausgeblieben, die
erst im Nachhinein héatten realisiert werden kénnen. Aufgrund Umzugs der Mutter ins
Saariand, wiirden seit Februar 2025 keine Leistungen durch den Landkreis gew&hrt.
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Unbekannte Vaterschaften
Befragung der Kindsmutter fiir Vaterschaftsfeststellungen

War die Vaterschaft nicht festgestellt, ibermittelte das Jugendamt den Mattern ein Merk-
blatt mit hierfur relevanten Fragen. Es enthielt einen Hinweis auf die gesetzliche Emp-
fangniszeit und auf die Mitwirkungspflicht nach § 60 Abs. 1 SGB | hinsichtlich der Vater-
schaftsfeststellung. Die Interviews mit den Kindsmuttern fuhrte der zustandige Sachbe-
arbeiter alleine.®? Das gefertigte Protokoll zeichnete die Mutter mit ab. Es umfasste
regelmdafig die wesentlichen Inhalte des Gesprachs in Form einer kurzen Zusammenfas-
sung. Eine systematische Befragung erfolgte nicht, jeder Sachbearbeiter fihrte das
Gesprach mit individuellem Ablauf.

Gesprache mit der Mutter sind durch ein Wortprotokoil aktenkundig zu machen (UVG-
RL 1.11.4). Dabei sind zunachst Datum, Uhrzeit, Gesprachsort und die Anwesenden zu
protokollieren. In das Protokoll sind die Fragen der Unterhaltsvorschussstelle, insbeson-
dere auch die Kontrollfragen, aufzunehmen. Die Antworten der Mutter sind ebenfalls
festzuhalten. Fragen und Antworten sind wortlich aufzuschreiben (beispielsweise Unter-
haltsvorschussstelle: ,Haben sie ... ?*, Mutter: ,Ich habe ..."). SchlieRlich ist in einer Ge-
samtschau eine Bewertung der Glaubhaftigkeit der Aussage und der Glaubwiirdigkeit
der Mutter durch den Bearbeiter vorzunehmen und in die Akte aufzunehmen. Aufgrund
der Wichtigkeit dieser Aufgabe empfiehlt es sich, dass die Befragung durch zwei Mitar-
beiter erfolgt. Der zustandige Sachbearbeiter kénnte hierbei die Gespréchsfithrung iiber-
nehmen, ein weiterer Sachbearbeiter das Protokoll filhren. Die Fragen soliten sich an
einer Checkliste orientieren. Nach dem Interview entscheiden die beiden anwesenden
Sachbearbeiter, ob die Angaben der Kindsmutter glaubhaft und schliissig waren. In
Zweifelsféllen solite ein zweites Interview durchgefiihrt werden. AbschlieRend sprechen
sich beide fiir eine Bewilligung oder Ablehnung des Antrags aus und protokollieren das
Ergebnis. Aus Griinden der Beweissicherung kann, die Einwilligung der Mutter voraus-
gesetzt, eine Tonaufzeichnung erfolgen.

Die Befragung der Kindsmutter sollte starker systematisiert, ein zweiter Mitarbeiter bei-
gezogen und ein Wortprotokoll erstellt bzw. eine Tonaufzeichnung vorgenommen wer-
den.

AuBerung der Verwaltung:
Die Befragungen wiirden inzwischen mif zwei Mitarbeitern durchgeftihrt.

Uber die starkere Systematisierung®® und Protokollfiihrung bitten wir noch zu berichten.

32 7.B.Az: 4.UVG.01.004836 und 4.UVG.03.004751.

3 Das LSJV hat zur Vorbereitung der Befragung die Verwendung einer von der Kindsmutter auszufiillenden Erkidrung

empfohlen und den Unterhaltsvorschussstellen einen entsprechenden Vordruck tbermittelt.
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4.3.2.2

Priifung der Angaben der Mutter

In Fallen, in denen die Vaterschaft von leistungsémpfangenden Kindern nicht festgestellt
war, setzte die Unterhaltsvorschussstelle die Mitwirkungspflichten nach § 1 Abs. 3 UVG
der Mutter nicht immer ausreichend durch. Beispiel:

Die Vaterschaft in einem von einem anderen Jugendamt tbernommenen Fall war
auch nach knapp 13 Jahren nicht festgestellt (Az.: 4.UVG.02.004029). Nach der Ge-
burt des Kindes beantragte die Mutter Unterhaltsvorschuss, parallel wurde eine Bei-
standschaft zur Feststellung der Vaterschaft eingerichtet. Die Mutter benannte dem
Beistand zwei Putativviter, beide US-Amerikaner. Einer der beiden M&nner war
nach Angaben der Kindsmuiter in Deutschland stationiert, zwischenzeitlich aber
zurlick in den USA. Ihr war angeblich nur der Spitzname bekannt, weitere Angaben
lagen nicht vor. Der zweite Mann hatte privat einen Vaterschaftstest durchfihren
lassen. Die Probeentnahme war nach Angaben der Mutter in ihrer Anwesenheit im
privaten Umfeld erfolgt. Getestet wurden lediglich der Putativvater und das Kind, eine
Probeentnahme der Mutter unterblieb. Die GroBmutter mutterlicherseits erklarte,
dass das Kind dem getesteten Putativvater sehr &hnlich sehe. Laut dem vorliegen-
den Gutachten war dieser aber nicht der Vater. Weder der Beistand, noch eine der
Unterhaltsvorschussstellen hinterfragten das Ergebnis und dréngten nicht auf eine
Uberpriifung. Auch gab es keine weiteren Bemiihungen, die Mutter bezlglich des
zweiten Putativvaters zu weiteren Ermittlungen zu motivieren oder selbst aktiv den
Mann zu suchen. Bis 31. Dezember 2023 leisteten die Jugenddmter Uber 28.000 €.

Die Rahmenbedingungen des selbst initierten Vaterschaftstests sind fragwirdig.
Vaterschaftstests konnten zum Zeitpunkt der Testung im Jahr 2011 von jedermann
in Auftrag gegeben und eigensténdig durchgefuhrt werden. Eine |dentitatsfeststel-
lung war nicht erforderlich. Es konnte somit nicht tiberpriift werden, ob die dem Vater-
schaftstest zugrundeliegenden Proben auch von den Beteiligten stammten.®* Zudem
ist ein Vaterschaftstest ohne die DNA der Mutter nicht empfehlenswert. Die Wahr-
scheinlichkeit einer Vaterschaft kann durch die zweite DNA sicherer analysiert
werden. Hierdurch wird zudem sichergestellt, dass kein véllig fremdes Kind getestet
wird. Die Anspruchsvoraussetzungen sind von Amts wegen stets neu — auch bei
Folgeantragen — zu priifen. Auch neuerliche Befragungen sind durchzufiihren. Eine
Bindung an die Wirdigung des Sachverhalts des zuvor zusténdigen Jugendamts
besteht nicht.?* Nach einem Hinweis wahrend der ortlichen Erhebungen filhrte das
Jugendamt die Beistandschaft mit dem Ziel der Vaterschaftsfeststellung und Unter-
haltsrealisierung fort.

Ein neuerlicher Vaterschaftstest ist zu veranlassen.

AuBerung der Verwaltung:
Eine Anfrage an das Office of the Judge Advocate in Wiesbaden habe lediglich die

35

Erst seit Anderung des Gendiagnostikgesetzes in 2012 gibt es eine Verpflichtung zur Feststellung der Identitéten der zu
untersuchenden Personen. Zu Details vgl. Richtlinie der Gendiagnostik-Kommission (GEKO) fur die Anforderungen an
die Durchfithrung genetischer Analysen zur Kldrung der Abstammung und an die Qualifikation von #rztlichen und
nichtarztlichen Sachverstindigen gemaf § 23 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 2b GenDG.

OVG Nordrhein-Westfalen, Beschlisse vom 12. September 2022 — 12 A 1263/20 (juris Rn. 22 ff.) und 27. Juli 2022 —
12 E 497/22 (juris Rn. 8).
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Bestétigung gebracht, dass der von der Kindsmutter benannte Putativvater nament-
lich in der Empféngniszeit in der US Armee existierte. Auch das angegebene Alter
wirde passen. Ein aktueller Aufenthalt dieser Person sei dem Office aber nicht be-
kannt. Den Aufenthaltsort gelte es nun zu ermitteln.

Auch Uberpriifte die Verwaltung nicht immer die Angaben der Mutter. Beispiele:

Die Mutter stellte den Antrag auf Unterhaltsvorschuss knapp ein Jahr nach der Ge-
burt des Kindes (Az.: 4.UVG.03.004751). Die Vaterschaft war nicht festgestellt, eine
Beistandschaft nicht beantragt. Die Schwangerschaft resultierte laut Angaben der
Kindsmutter aus einem einmaligen Geschlechtsverkehr wahrend eines Disco-
besuchs im Auto des Mannes. Sie beschrieb ihn als Mitte bis Ende 20, blond und ca.
1,85 m grof mit leichtem Akzent. Konkretere Angaben kénnten weder sie noch ihre
Freundin machen. Sie sei lange nicht davon ausgegangen, schwanger zu sein, da
aufgrund einer vorhergegangenen Eileiterschwangerschaft die Wahrscheinlichkeit
fur eine erneute Schwangerschaft sehr gering gewesen sei. Zudem habe sie die Pille
genommen. Die Schwangerschaft sei schliellich erst im 4. Monat festgestellt wor-
den. Ihre anschliefenden Recherchen und die ihrer Freundin bei Facebook und auf
der Homepage des Disco-Betreibers hatten keine Erkenntnisse zum vermutlichen
Vater des Kindes erbracht. Die Disco habe sie aufgrund ihres schlechten Gesund-
heitszustands nicht mehr aufgesucht. Der Parkplatz werde nicht videoliberwacht. Mit
ihrem friiheren Partner, von dem sie sich drei Wochen vor dem Discobesuch getrennt
habe, habe sie schon ldnger keinen Geschlechtsverkehr mehr gehabt. Das Jugend-
amt liel} sich keine Nachweise zu den Angaben (insbesondere zur Eileiterschwan-
gerschaft, Mutterschaftspass zur Priifung der Plausibilitdt des angegebenen Da-
tums) vorlegen; weder befragte es die Freundin® noch stellte es weitere Nachfragen
zur Plausibilitat der Angaben und ob nicht noch weitere Sexualkontakte wahrend der
Empféangniszeit stattfanden.

Die Glaubwirdigkeit der Angaben (insbesondere zur Einnahme der Pille trotz gerin-
ger Wahrscheinlichkeit schwanger zu werden und zum nur einmaligen Geschlechts-
verkehr) wéare gezielter zu hinterfragen gewesen. Zudem wére es angezeigt gewe-
sen, soweit méglich Belege fir die Angaben zu verlangen und die Freundin und den
ehemaligen Lebensgefahrten zu befragen. Insbesondere sollte die Zustimmung zu
einem Vaterschaftstest des ehemaligen Lebensgefahrten gefordert werden. Sonst
ist nicht auszuschliel?en, dass — z. B. nach einem erfolglosen Verséhnungsversuch —
die Mutter durch falsche Angaben vermeiden méchte, dass dessen Vaterschaft fest-
gestellt wird.

Die Mutter stellte den Antrag auf Unterhaltsvorschuss knapp ein halbes Jahr nach
der Geburt des Kindes (Az.: 4.UVG.01.004836). Die Vaterschaft war nicht festge-
stellt, eine Beistandschaft nicht beantragt. Die Schwangerschaft resultierte laut
Angaben der Kindsmutter aus einem One-Night-Stand. Wahrend einer Feiertour in
Koéin habe sie den vermeintlichen Vater des Kindes kennengelernt. Sie kénne ledig-
lich seinen Vornamen nennen. Er sei fiir einen Junggesellenabschied aus London

36

Nach Einholung des Einverstdndnisses der Kindsmutter.
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angereist. Die Handynummer, die er ihr gegeben habe, sei falsch gewesen, sie habe
ihn am nachsten Tag nicht erreichen kénnen. Die Freundin befragte das Jugendamt
nicht. Den Mutterschaftspass liek es sich nicht vorlegen.

Auch in diesem Fall hatten die Angaben soweit mdglich auf ihre Plausibilitét gepriift
werden miissen. Zumindest hatte sich das Jugendamt den Mutterschaftspass vor-
legen und die Freundin befragen sollen.

Die Unterhaltsvorschussstelle hat die Anspruchsvoraussetzungen des § 1 Abs. 3 2. Alt.
UVG fiir die Gewahrung von Unterhaltsvorschussleistungen nicht ausreichend geprift
und dokumentiert. Demnach besteht kein Anspruch, wenn der mit dem Kind zusammen-
lebende Elternteil sich weigert, bei der Feststellung der Vaterschaft oder des Aufenthalts
des anderen Elternteils mitzuwirken. Die Kindsmutter kommt ihrer Mitwirkungspflicht
nach, indem sie unverziglich entweder die erforderlichen Schritte zur Feststellung der
Vaterschaft selbst einleitet oder das Jugendamt gemaf § 1712 BGB zum Beistand
bestellt und mit den ihr méglichen Angaben ber die Person des mutmaflichen Vaters
versieht.

Der Anspruch auf Unterhaltsvorschussleistungen ist nach UVG-RL 1.11.4 ausgeschlos-
sen, wenn die Mutter keine bzw. nur unzureichende Angaben zur Person des Vaters
macht.*” Gleiches gilt, wenn sie nicht darlegt, dass sie unverziiglich nach Feststellung
ihrer Schwangerschaft das Mégliche und Zumutbare versucht hat, den Vater ihres Kin-
des zu finden, und zwar auch bei ungewissen Erfolgsaussichten.®® Dabei ist der Kinds-
mutter alles in ihrer Macht und ihrer Kenntnis Stehende abzuverlangen. Sie muss nicht
nur vorhandenes Wissen mitteilen, sondern auch selbst Nachforschungen anstellen, die
ohne Schwierigkeiten maglich sind.>® Die Fragen des Jugendamts sind erschépfend zu
beantworten, um diesem gegebenenfalls eigene Ermittlungen*® zu erméglichen.*’ Als
Ermittlungsansétze kommen dabei u. a. auch umfangreiche Internetrecherchen tber
Soziale Medien (z. B. Facebook, Instagram) in Betracht. Die Anspruchsvoraussetzungen
sind von Amts wegen stets neu — auch bei Folgeantragen — zu priifen.*?

37 VG Aachen, Urteil vom 19, Januar 2010 — 2 K 706/08 (juris Rn. 16).

38 VG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 27. Juli 2022 — 12 E 487/22 (juris Rn. 8) und OVG Rheinland-Pfalz, Urteil
vom 24, September 2018 — 7 A 10300/18 (juris Rn. 19 ff.).

3% sschsisches OVG, Utteil vom 24, Mai 2023 — 5 A 350/22 (juris Rn. 34) und VG Berlin, Urteil vom 21. Mai 2019
— 21K 982.18 (juris Rn. 16).

40 1m Rahmen des amflichen Untersuchungsgrundsatzes nach §§ 20 ff. SGB X.

N ve Berlin, Urteil vom 24, Januar 2023 —21 K 510/20 (juris Rn. 18). Zu den erforderlichen Angaben der Mutter gehdren
insbesondere ldentitat und Aufenthaltsort des Kindsvaters oder, falls diese nicht bekannt sind, Angaben wie z. B.
Aussehen, Alter, Beruf, Wohnort, Telefonnummer, Kommunikation (insbesondere E-Mails, Chats usw.), Fotos, Ort sowie
Art und Weise des Kenneniemens, die eine Identifizierung der als Kindsvater infrage kommenden Personen ermég-
lichen kénnen. Zudem sind detaillierte Angaben dazu erforderlich, wie sie den Sexualpartner kennengelemt hat bzw.
den Ablauf des Tags, an dem es zur Zeugung des Kindes gekommen ist. Zudem muss die Mutter versuchen, den
potentiellen Vater ihres Kindes am Ort des Kennenlernens erneut anzutreffen oder dort Informationen dber ihn zu
beschaffen.

42 VG Nordrhein-Westfalen, Beschlisse vom 12. September 2022 — 12 A 1263/20 (juris Rn. 22 ff) und 27. Juli 2022
— 12 E 497/22 (juris Rn. 8).
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Es obliegt der Verwaltung, die geschilderten Aspekte zu prifen und im Einzelfall zu be-
werten. Hierzu bedarf es vor ailem intensiverer Nachfragen und des Verlangens nach
Belegen, soweit solche méglicherweise existieren.

Bei unbekannter Vaterschaft sind die Angaben der Kindsmutter intensiver zu prifen.

AuBerung der Verwaltung:

Grundsétzlich wiirden die Befragungen intensiviert und mit zwei Mitarbeitern durchge-
flihrt. Dabei wiirden sich die Fragen im Wesentlichen an den unter Fu3nofe 41 gemach-
ten Angaben orientieren.



5.1

Riickgriff und Ausfallleistungen
Entwicklung der Riickgriffsquote

Erhalten Kinder Unterhaltsvorschuss, gehen ihre zivilrechtlichen Unterhaltsanspriiche
gegen den Elternteil, bei dem sie nicht leben, in Hohe der gezahlten Leistung auf das
Land Uber (§ 7 Abs. 1 UVG). Ist der familienferne Elternteil unbekannt, verstorben oder
nachweislich nicht leistungsfahig, wird Unterhaltsvorschuss als Ausfallleistung bewil-
ligt.** Zahlt er trotz Leistungsfahigkeit nicht, sind die Ubergegangenen, zivilrechtlichen
Anspriiche rechtzeitig und vollstandig nach den Bestimmungen des Haushaltsrechts (§ 7
Abs. 3 UVG) durchzusetzen (sog. Riickgriff).

Die Ruckgriffsquote wird ermittelt aus dem Verhéltnis der Einnahmen, die von den Un-
terhaltsschuldnern eingezogen werden (§ 7 UVG) und den Ausgaben* fir den Unter-
haitsvorschuss. Sie entwickelte sich in den letzten Jahren wie folgt:

Riickgriffsquoten im Vergleich

2018 2019 2020 2021 2022 2023
- Ruckgriffsgquoten in % -
Ei_?dr:igﬂerf 10,01/ 11,39/ 11,23/ 13,39/ 16,01/ 13,43/
ochnster
Vileot ki 31,51 31,92 34,04 37,96 37,35 32,42
@ RLP gesamt 18,77 19,92 20,91 22,14 23,64 21,94
@ Landkreise 18,65 22,46 23,44 24,52 26,28 24,34
Kreis Kusel 13,62 18,21 18,58 18,44 18,90 18,73

Darstellung: Rechnungshof Rheinland-Pfalz. Quellen: UVG-Geschéfisstatistik und Abrechnungen mit dem Landesamt
filr Soziales, Jugend und Versorgung {LSJV).

Die Ruckgriffsquoten des Landes stiegen von 2018 bis 2022 kontinuierfich an, die des
Landkreises stagnierte mehr oder weniger seit 2019. Sie lag dauerhait deutlich unter
den Referenzwerten der rheinland-pfélzischen Landkreise.

*3  Nach dem Berichtder Bundesregierung Uber die Wirkungen der Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes, ein Jahr nach

dem Inkrafitreten zum 1. Juli 2017, stand in 2016 zum Zeitpunkt der Leistungseinstellung bei 31 % aller Falle fest, dass
keine Unterhaltsanspriiche bestanden.

“  Die Ausgaben werden um die Einnahmen aus zu viel geleisteten — von Unterhaltsberechtigten zurlickerstatteten —
Ausgaben bereinigt (§ 5 UVG).
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Entwickiung der Riickgriffsquote
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Darstellung: Rechnungshof Rheinland-FPfalz. Quelle: UVG-Geschéftsstatistiken.

Die niedrige Rickgriffsquote des Landkreises ldsst sich nicht allein mit der ungiinstigen
Sozialstruktur erklaren. Sie durfte zu einem erheblichen Teil auf die im Folgenden dar-
gestellten Defizite in der Aufgabenwahrnehmung zurtickzufithren sein. Ausgehend von
einer — als realistisch angenommenen — Riickgriffsquote von zwei Prozentpunkten unter
dem Durchschnitt der Landkreise wéren 2022 héhere Einzahlungen von rund 130.000 €
und 2023 von tber 200.000 € jahrlich zu erzielen gewesen.*5

Aufenthaltsermittiungen

Waren barunterhaltspflichtige Elternteile nach ,unbekannt* abgemeldet oder aktuell nicht
auffindbar, nutzte die Verwaltung nicht alle ihr gesetzlich zustehenden Méglichkeiten zur
Ermittlung des Aufenthalts. Insbesondere Anfragen an auskunitsverpflichtete Institutio-
nen wie Meldeémter, das Bundesverwaltungsamt (AZRG und BVFG), Versicherungsun-
ternehmen, Sozialleistungstréger, das Kraftfahrtbundesamt, Kfz-Zulassungsstellen und
Finanzamter stellte sie nicht oder nicht regelmaRig. Sie lieR auch Suchvermerke beim
Bundeszentralregister nicht eintragen und betrieb keine Recherchen im Internet. Zu-
meist beschrankten sich die Ermittlungen auf Auskiinfte aus dem Einwohnermeldesys-
tem oder von der Deutschen Rentenversicherung (DRV).*® Teilweise unterblieben Auf-
enthaltsermittiungen Uber langere Zeitrdume génzlich. Weitere Beispiele:

— FEine Adressermittiung des fur vier Kinder unterhaltspflichtigen Vaters
(Az.: 4.UVG.03.004821, 4.UVG.03.004823, 4.UVG.03.004824 und

43 Dabei ist noch nicht berlcksichtigt, dass die eigentliche Rickgriffsquote des Landkreises noch niedriger wére, wenn

aufgrund regelméaliger Zahlung einzustellende Fille (Nr. 4.3.1) entfallen, und dass auch bei anderen Landkreisen Opti-
mierungspotenziale bestehen.

4 7 B.Az:4.UVG.02.002305 und 4.UVG.04.002769.
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4.UVG.03.004825) unterblieb nach dessen Abmeldung nach unbekannt. Der Vater
selbst meldete sich nach neun Monaten bei der Unterhaltsvorschussstelle.

— Ein nach Aktenlage berufstitiger Kindsvater konnte wegen falscher Adresse schrift-
lich nicht erreicht werden. Eine Abfrage im Einwohnermeldesystem unterblieb tber
ein Jahr und wurde erst auf Hinweis im Rahmen der 6rtlichen Erhebungen nach-
geholt (Az.: 4.UVG.04.005334).

Die Ermittlung des gewdhnlichen Aufenthalts ist unabdingbare Voraussetzung fiir einen
effektiven Rickgriff. Dieser scheitert oftmals an der nicht rechtzeitigen Ermittlung von
Wohnanschrift, Einkiinften und Arbeitgeber des familienfernen Elternteils. Ist dessen
Wohnsitz oder gewdhnlicher Aufenthalt unbekannt, ist dieser nach § 20 SGB X von Amts
wegen zu ermitteln. Dabei sind alle zur Verfigung stehenden Mdglichkeiten zu nutzen.*’
Erfolglose Auskunftsersuchen sind in regelméBigen Absténden — etwa halbjahrlich — zu
wiederholen (UVG-RL 7.5.1).

Zur Bestimmung des gewdhnlichen Aufenthalts von barunterhaltspflichtigen Elternteilen
sind alle zur Verfligung stehenden Auskunftsmdglichkeiten zu nutzen.

AuBerung der Verwaltung:

Suchvermerke beim Bundeszentralregister wiirden seit etwa zehn Jahren keine mehr
veranlasst, da sie regelméfig keinen Erfolg gebracht hétten. Unabhéngig davon seien
die Recherchen intensiviert worden.

Im Fall 4.UVG.04.005334 sei der Vater seit September 2022 nach unbekannt abgemel-
det. Eine EWOIS-Abfrage im Januar 2025 habe ergeben, dass er seit November 2024
wieder eine Meldeadresse habe. Seit Leistungsgewdhrung habe iber die DRV kein Ar-
beitgeber ermittelt werden kénnen. Inzwischen sei der Gerichtsvollzieher mit der Forde-
rungspfandung beauftragt.

Erfahrungen aus anderen Prifungen bestatigen, dass Suchvermerke nur selten zum Er-
folg fuhren. Sie erscheinen dann angezeigt, wenn alle anderen Ermittlungsmoglichkeiten
ausgeschopft sind und z. B. in Fallen mit Deutschen im Ausland.

Suchvermerke sollten erwogen werden, wenn sonstige Bemiuhungen der Aufenthaltser-
mittlung fehlgeschlagen sind.

47 Bei anderen Jugendamtem haben sich zudem Recherchen in den Sozialen Medien als effektive Ermittlungsméglichkeit
erwiesen.
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Anschreiben an den barunterhaltspflichtigen Elternteil

Die Erstanschreiben an die Unterhaltspflichtigen entsprachen nicht den Vorgaben der
UVG-RL und des Musters ,Auskunftsersuchen, Zahlungsaufforderung” der Anlage zu
UVG-RL 7.4.1. Sie waren in Teilen unzweckmaRig formuliert:

Abrufersuchen

Die Unterhaltsschuldner wurden nicht darauf hingewiesen, dass der Kreis Abrufer-
suchen {iber ihre Konten beim BZSt stellen kann.

§6Abs. 6 UVGi.V.m§ 93 Abs. 8, 9und 10 sowie § 93b AO ermachtigt die Unter-
haltsvorschussstellen zum Abruf von Kontostammdaten des Unterhaltspflichtigen.
Die Erméachtigung greift, wenn die Durchfiihrung des Ruckgriffs dies erfordert und
ein vorheriges Auskunftsersuchen an den familienfernen Elternteil nicht zum Ziel ge-
fithrt hat oder keinen Erfolg verspricht. Der Unterhaltsschuldner ist hierauf hinzuwei-
sen. Dies sollte bereits friihzeitig, im Vordruck des Erstanschreibens, geschehen
(UVG-RL 6.3.2 und Anlage zu UVG-RL 7.4.1). Andere Unterhaltsvorschussstellen
haben berichtet, dass bereits dieser Hinweis die Kooperation und die Zahlungsbe-
reitschaft der unterhaltspflichtigen Elternteile férdert und sich die Ruckgriffserfolge
dadurch verbessert haben.*?

Verzinsung
Einen Hinweis auf anfallende Zinsen im Verzugsfali enthielten die Anschreiben nicht.

Bei Verzug oder Rechtshangigkeit ist der Anspruch grundsétzlich zu verzinsen
(§ 286 ff. BGB). Hierauf sollte, so wie es das Muster vorsieht, ebenfalls bereits im
Erstanschreiben hingewiesen werden. Auch die Aussicht darauf, im Verzugsfall zu-
satzlich Zinsen zahlen zu missen, kann die Zahlungsbereitschaft steigern.

Vereinfachtes Verfahren

Die Anschreiben wiesen auch nicht darauf hin, dass gegen Unterhaltsschuldner, die
ihre Leistungsunfahigkeit nicht darlegen und beweisen und sich auch nicht zur Zah-
lung bereit erklaren, Antrag auf Festsetzung von Unterhalt im vereinfachten Verfah-
ren gestellt wird.

Ist die Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs im vereinfachten Verfahren (§ 249
ff. FamFG) méglich, ist das Erstanschreiben um diesen Hinweis zu ergénzen (UVG-
RL 7.4.1).

48

Deutscher Bundestag, Bericht Uber die Auswirkungen der Einfuhrung des Kontoabrufverfahrens nach § 6 Abs. 6 des
Unterhaltsvorschussgesetzes sowie iber die gegebenenfalls notwendige Weiterentwicklung dieser Vorschrift (Druck-
sache 18/7700 Nr. 5).
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5.4

—  Erhohte Leistungsverpflichtung

Der Hinweis auf die erhdhte Leistungsverpflichtung bezog sich allein auf das Bemii-
hen um eine Vollzeitstelle.*°

Die daraus abzuleitenden Verpflichtungen der Schuldner reichen weiter (vgl.
Nr. 5.5).

Die in den UVG-RL beschriebenen Anforderungen soliten beachtet und die Erstanschrei-
ben entsprechend ergénzt und abgewandelt werden.

AuBerung der Verwaltung:
Das Erstanschreiben sei um die betreffenden Punkte ergénzt und angepasst worden.

Priifungen der Leistungsfihigkeit

Die aktuelle Leistungsfahigkeit des unterhaltspflichtigen Elternteils war in vielen Fallen
ohne Unterhalitstitel nicht bekannt. Es fehlte an einer regelméRigen Uberpriifung. Die
unterhaltspflichtigen Elternteile erhielten lediglich Mitteilungen tber die Anderung der
Unterhaltsvorschuss-Zahlbetrage. Die weitere Bearbeitung hinsichtlich Titelerrichtung
oder Unterhaltsrealisierung unterblieb. Beispiele:

— Unterhaltspflichtige bezogen Sozialleistungen. Nach Ablauf des Bewilligungszeit-
raums prifte das Jugendamt die wirtschaftlichen Verhéaitnisse nicht mehr.%°

— Unterhaltsschuldner reichten angeforderte Unterlagen nicht ein und die Verwaltung
fragte nicht nach.®’

Die MaBnahmen zur Geltendmachung und Durchsetzung des auf das Land (ibergegan-
genen Unterhaltsanspruchs des Kindes sind nach UVG-RL 7 zeitnah zu veranlassen. Je
zeitnaher MaBnahmen getroffen werden, umso effektiver kann der Ruickgriff erreicht
werden. Werden Unterhaltsanspriiche ohne einen Titel geltend gemacht, muss die Leis-
tungsfahigkeit des Pflichtigen regelméaRig gepriift werden, um die Unterhaltszahlungen
sicherzustellen und méglichst eine Titulierung zu erreichen. Von mangelnder Leistungs-
fahigkeit darf die Verwaltung nur ausgehen, wenn der unterhaltschuldende Elternteil dies
vortragt und entsprechende Nachweise einreicht.*? Die Vollstreckbarkeit des Unterhalts-
anspruchs ist hiervon unabhangig zu betrachten.

=S0fern Sie nicht oder nicht in Vollzeit berufstatig sind, weisen wir Sie schon jetzt darauf hin, dass Sie verpflichtet sind,
sich um eine Vollzeitstelle zu bemhen (gesteigerte Erwerbsobliegenheit). Die Erwerbsbemiihungen sind uns, im Falle
der Bewilligung, durch Vorlage von Bewerbungen, Absagen usw. nachzuweisen,”

50 7. B.Az: 4.UVG.02.005065.

3 7 B:Az:4.UVG.02.003244 und 4.UVvG.02.005393.

52 Nach § 1605 Abs. 2 BGB kann der Unterhaltsbedrftige vor Ablauf von zwei Jahren nur dann emeut Auskunft verlangen,

wenn er glaubhaft machen kann, dass der zur Auskunft Verpflichtete dann wesentlich héhere Einkinfte hat.

53 insbesondere kénnen Unterhaitsschuldner mit geringem Einkommen aufgrund der gesteigerten Erwerbsobliegenheit

unterhaltspflichtig sein, ohne dass eine Vollstreckung maglich ist.
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Die aktuelle Leistungsfahigkeit ist in Fallen ohne Unterhaltstitel regelmaRig zu Giberpri-
fen.

AuBerung der Verwaltung:

Die Mitarbeiter seien nochmals angewiesen worden, die Uberprilfung der Leistungs-
fahigkeit regelméBig vorzunehmen. In den Féllen 4.UVG.02.005065 und
4.UVG.02.003244 seien die fehlenden SGB II-Bescheide angefordert und zur Akte ge-
nommen worden. Im Fall 4.UVG.02.005393 sei zwischenzeitlich die Unterhaltsfestset-
zung im vereinfachten Verfahren beantragt worden.

Auch in Fallen mit bestehenden Unterhaltstitein priifte die Verwaltung die Leistungsfa-
higkeit nicht oder nicht ausreichend. Regelméalig lagen keine aktuellen Informationen
Uber die Einkommenssituation der Unterhaltsschuldner vor. Beispiele:

— Die Unterhaltsvorschussstelle hatte fiir drei Geschwisterkinder Unterhalt gepféndet
(Az.: 4.UVG.03.002950, 4.UVG.03.002951 und 4.UVG.03.002952). Es konnten hier-
bei Uber 13 Monate Unterhaltsbetrdge fiir drei Kinder oberhalb der Unterhaltsvor-
schussleistung realisiert werden. Nachweise Uber die Héhe des Einkommens lagen
jedoch nicht vor. Die Leistungen wurden nicht eingestellt (vgl. Nr. 4.3.1). Nach dem
Ausscheiden des Unterhaltsschuldners beim Drittschuldner unternahm die Unter-
haltsvorschussstelle iber drei Jahre keine weiteren Ermittlungen und Mainahmen
zwecks Realisierung der Anspriiche. In diesem Zeitraum zahlie sie insgesamt
36.546 € Unterhaltsvorschuss.

— Der unterhaltspflichtige Vater zahite den laufenden Unterhaltsvorschussbetrag an
die Unterhaltsvorschusssteile und die Differenz zum Mindestunterhalt an die Mutter
(Az.: 4 UVG.03.002532). Die Leistungen wurden nicht eingestellt (vgl. Nr. 4.3.1). Es
bestanden noch Rickstande von rund 5.500 €. Das Jugendamt forderte den Vater
weder zur Begleichung der Riickstdnde auf, noch Uberprilite es seine aktuelle
Leistungsfahigkeit.

— Die Verwaltung forderte von einem selbsténdigen Unterhaltspflichtigen nur fur das
erste Jahr seiner Selbsténdigkeit Nachweise Uber seine Leistungsfahigkeit an
(Az.. 4.UVG.04.002873). Zudem fehlte Uber Hilfen fur Selbsténdige, die er nach eige-
nen Aussagen erhielt, ein Nachweis. Die letzte Zahlung ging im Oktober 2021 ein.
Weitere Unterhaltszahlungen erbrachte er in diesem Zeitraum wegen angeblich
mangelnder Leistungsfahigkeit nicht, Vollstreckungsmafnahmen unterblieben trotz
vorhandenem Titel.

Zur Feststellung des Einkommens sind alle Einklinfte heranzuziehen, die dem unter-
haltspflichtigen Elternteil zuflieBen. Staatliche Zuschiisse sind gema UVG-RL 7.6.3.
als unterhaltspflichtiges Einkommen zu berlicksichtigen.

— Das Jugendamt zahlte seit Marz 2023 (Az.: 4.UVG.02.005393) Unterhaltsvorschuss.
Nachweise (ber das Einkommen des unterhaltspflichtigen Vaters lagen nicht vor.
Aus der Akte ergaben sich Hinweise auf ein Nettoeinkommen von rund 2.500 € und
einen Unterhaltstitel, der aber nicht vorlag. Unterhalt ging nicht ein.
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Eine materielle Prifung der Leistungsfahigkeit ist in Failen, in denen ein Unterhaltstitel
besteht, nicht erforderlich (UVG-RL 7.2.2). Von einer Leistungsfahigkeit in Hhe des Un-
terhaltstitels ist auszugehen. Sie ist aber im Rahmen der Realisierung der Anspriiche
relevant. Kenntnisse der Einkommenssituation werden benétigt fur die Abwagung und
Vorbereitung verschiedener ZwangsvollstreckungsmaRnahmen. Ohne deren Kenntnis
ergeben sich Vollstreckungshindernisse. Daher sind, auch bei titulierten Forderungen,
Ermittlungen zum Einkommen der Unterhaltspflichtigen anzustelien.

Hierzu stehen auch bei titulierten Forderungen die Méglichkeiten der UVG-RL 7.5.2 zur
Verfugung. Insbesondere die dort genannten Versicherungsunternehmen und die von
der Verwaltung ggf. befragte DRV kénnen aktuelle Informationen zur Einkommens-
situation liefern.

Zur Abwagung der Malnahmen zur Realisierung des Riickgriffs ist das aktuelle Einkom-
men regelmalig zu ermitteln.

AuBerung der Verwaltung:

Die Mitarbeiter seien aufgefordert worden, die aktuelle Leistungsfihigkeit der Unterhalts-
pflichtigen regelméafBig zu berpriifen. Gleichwohl stelle die Vollstreckung mit bestehen-
dem Unterhaltstitel grundsétzlich den zweckméRigeren Weg dar, um Erkenntnisse (iber
das aktuelle Einkommen zu erhalten bzw. sogar Anspriiche zu realisieren.

Az. 4.UVG.03.002950, 4.UVG.03.002951und 4.UVG.03.002952: Die bestehenden Un-
terhaltstitel seien mittels Versdumnisbeschiuss abgeéndert worden. Die Rechtskraft
miisse noch abgewartet werden.

Az, 4.UVG.03.002532: Unterhaltsvorschuss sei im Mai 2024 eingestellt worden. Der Un-
terhaltspfiichtige habe den SGB /I-Bescheid fiir 2024 vorgelegt. Auf Nachfrage habe das
Jobcenter mitgeteilt, dass er durchgehend ergénzende Leistungen erhalten habe. Zur
Abtragung des noch bestehenden Riickstands von 897 € seien monatliche’Raten von
10 € vereinbart worden.

4.UVG.04.002873: Der im Gastronomiebereich als Selbststéandiger tatige Unterhalts-
pfiichtige habe ab April 2020 keinen Unterhalt mehr an das Kind gezahit. Daraufhin sei
Unterhaltvorschuss bewilligt worden. Ab September 2020 bis Oktober 2021 habe er wie-
der direkt Unterhalt an die Mutter gezahlt und monatliche Zahlungen zur Abtragung der
Riicksténde erbracht. Seit Juli 2022 habe er die Zahlungen wieder eingestellt. Aufforde-
rungen zur Vorlage von Nachweisen sei er nicht nachgekommen. Nach Androhung der
Kontenpféandung zahle er seit Februar 2024 monatlich 500 € zur Begleichung des lau-
fenden Unterhalts und der Riicksténde.

4.UV(G.02.005393 Da der Unterhaltspflichtige keine Einkommensnachweise vorgelegt
und keine Zahlungen geleistet habe, sei die Unterhaltsfestsetzung im vereinfachten Ver-
fahren beantragt worden. Der Hinweis auf einen Unterhaltstitel fuBe auf Angaben der
Mutter.

Uberprifte die Verwaltung die Leistungsfahigkeit, wiesen die unterhaltspflichtigen Eltern-
teile vielfach lediglich das laufende Erwerbseinkommen nach, den bermittelten Vor-
druck zu ihren wirtschaftlichen Verhaltnissen fuliten sie meist unvollstandig aus oder die-
ser fehlte génzlich. Nachfragen hierzu stellte die Verwaltung nicht. Sie bemiihte sich
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auch nicht, weiteres Einkommen zu ermitteln. Weder forderte sie Steuerbescheide an
(vgl. Nr. 5.6.4), noch prifte sie Kapitaleinkiinfte oder bei Unterhaltspflichtigen mit gerin-
gem Einkommen eine eventuelle Nebenbeschaftigung.®* Ob Unterhaltspflichtige ber
Grundbesitz verfugten, prifte die Unterhaltsvorschussstelle in der Regel nicht. Sie holte
keine Auskinfte (iber Grundeigentum der Unterhaltspflichtigen beim Grundbuchamt ein
(zu Abrufen im elektronischen Grundbuch vgl. Nr. 3.3).

Zur Feststellung des Einkommens sind alle Einkiinfte heranzuziehen, die dem unter-
haltspflichtigen Elternteil zuflieRen (UVG-RL 7.6.3). Insbesondere bei nicht Vollzeit be-
schaftigten Unterhaltspflichtigen sollte mittels DRV-Abfrage gepriift werden, ob eine wei-
tere Beschaftigung besteht. Zu den Einkiinften zahlen geméal § 2 Einkommensteuerge-
setz (EStG) Einnahmen aus Landwirtschaft und Forsten, Gewerbebetrieb, selbststandi-
ger und nichtselbststandiger Tatigkeit, Kapital, Vermietungen und Verpachtungen. Hinzu
kommen sonstige vermogenswerte Vorteile wie insbesondere mietfreies Wohnen, ver-
mogenswirksame Leistungen, Steuervorteile, Steuererstattungen und staatliche Zu-
schiusse (z. B. landwirtschaftliche Fordermittel) und sozialstaatliche Zuwendungen (z. B.
Arbeitslosengeld, Krankengeld, BAf6G, Wohngeld). Auch Vermégenswerte kénnen flr
den Unterhalt relevant sein und sind daher abzufragen. Im Rahmen der erweiterten Un-
terhaltspflicht kann der Vermégensstamm des unterhaltspflichtigen Elternteils selbst zur
Befriedigung des Mindestbedarfs des Kindes in dem MaRe herangezogen werden, dass
der notwendige Eigenbedarf des Unterhaltspflichtigen unter Berlicksichtigung seiner
voraussichtlichen Lebensdauer sowie unter Einbeziehung etwa zu erwartender kinftiger
Erwerbsméglichkeiten gesichert bleibt.>®

Einkommen und Vermdégen der Unterhaltsschuldner sind vollumfénglich zu ermitteln.

AuBerung der Verwaltung:
Die Mitarbeiter seien nochmals darauf hingewiesen worden, dass weiteres Einkommen
und Vermégen zu ermitteln ist.

Az. 4.UV(G.02.004677: Nach vorausgegangen Vollstreckungsversuchen arbeite der Un-
ferhaltspflichtige seit Mérz 2024 Volizeit und leiste seitdem monatliche Zahlungen von
700 €.

Az. 4.UVG.01.005077: Der Kindsvater habe Einkommensnachweise vorgelegt. Er habe
monatlich Unterhalt von 200 € direkt an die Kindsmutter gezahlt, die auf die Leistungen
angerechnet worden seien. Die Unterhaltszahlungen hétten seine Leistungsféhigkeit
iiberstiegen. Nach den Ergebnissen von Abfragen bei der Minijob Zentrale und der DRV
gehe er keiner Nebentétigkeit nach.

54 7 B. Az.:4.UVG.03.004677 und 4.UVG.01.005077.

55 BGH, Urteil vom 2. November 1988 — I\Vb ZR 7/88, juris Rn. 7 ff,
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5.5

Entscheidung iiber die Leistungsfahigkeit, gesteigerte Erwerbsobliegenheit

Aus den Akten und dem Fachverfahren ergab sich regelméaRig nicht, ob die Unterhaits-
vorschussstelle unterhaltspflichtige arbeitslose oder gesundheitlich beeintréchtigte El-
ternteile als leistungsfahig oder -unfahig betrachtete und ob sie von einem Einkommen
aus fiktiver Tatigkeit ausging. Entsprechende unterhaltsrechtliche Vermerke fehlten zu-
meist. Das Jugendamt definierte gezahiten Unterhaltsvorschuss selten als Ausfallleis-
tung und ging teilweise ohne Einzelfallpriifung davon aus, dass der barunterhaltspflich-
tige Elternteil im Rahmen der gesteigerten Erwerbsobliegenheit zu weiteren Anstrengun-
gen zur Sicherstellung des Unterhalts verpflichtet war. Es buchte im Regelfall die Forde-
rungen und machte sie gegeniiber dem Unterhaltspflichtigen geltend. Mit Vorlage des
Sozialleistungsbescheids oder dem Nachweis von Einkommen unterhalb des Selbstbe-
halts stelite es die Bemiihungen zur Unterhaltsrealisierung meistens ein, traf aber keine
Entscheidung Uber die Leistungsfahigkeit. Dies betraf auch Fille mit laufenden SGB |I-
Leistungen ohne Einkommen im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 1 SGB Il oder mit anderen
Sozialleistungen. In vielen Fallen war unklar, ob die gezahlten Leistungen als Ausfall-
leistung gewahrt wurden. Die Entscheidung hiertiber traf die Verwaltung nicht nach ein-
heitlichen Kriterien und oftmals erst bei Beendigung der Leistungsgewahrung, wenn das
Fachverfahren eine solche Definition erforderlich machte. Beispiele:

. — Trotz dauerhaftem Bezug von SGB [l-Leistungen des Unterhaltspflichtigen ohne

eigenes Einkommen wurden zundchst lediglich Teil-Zeitrdume als Ausfallleistung
definiert (Az.: 4.UVG.03.003493). Nach einem Hinweis wahrend der értlichen Erhe-
bungen holte die Verwaltung dies fiir die restlichen Zeitraume nach.

— Die Verwaltung gewahrte Unterhaltsvorschuss (Az.: 4.UVG.04.002158) nach eige-
nen Angaben im Zeitraum der Inhaftierung des Unterhaltspfiichtigen als Ausfall-
leistung. Dennoch buchte sie im Fachverfahren Forderungen.

— Die Unterhaltsvorschussstelle priifte bei Bezug von SGB ll-Leistungen nach dem
1. Juli 2017 nicht, ob der unterhaltspflichtige Elternteil ergénzendes Einkommen
erzielte (z. B. Az.: 4.UVG.01.002854).

— Der Vater eines Kindes (Az.: 4.UVG.03.004711) lebte in Ruménien und zahlte regel-
maRig den im ruménischen Scheidungsurteil festgesetzten Unterhalt an die Kinds-
mutter. Die Unterhaltsvorschussstelle erbrachte ergdnzende Leistungen und buchte
diese als Forderungen (rund 9.000 €).

Die Verwaltung traf (z.B. Az.:4.UVG.03.002950, 4.UVG.03.002951 und
4.UVG.03.002952) auch Entscheidungen, dass es sich um Ausfallleistungen handelte,
obwohl sich hierfiir aus der Akte keine Anhaltspunkte ergaben und dokumentierte die
Griinde nicht.

Grundsétzlich ist von der Leistungsfahigkeit des familienfernen Elternteils auszugehen
(UVG-RL 7.1.2), es sei denn, er beweist seine fehlende oder geminderte Leistungs-
fahigkeit. Gegentiber minderjéhrigen Kindern besteht grundsatzlich eine  gesteigerte
Erwerbsobliegenheit (§ 1603 Abs. 2 BGB). Der familienferne Elternteil kann sich nicht
ausschliefilich aus Griinden der Arbeitslosigkeit auf seine Leistungsunfahigkeit berufen.
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Fir Leistungszeitraume von Juli 2017 bis Dezember 2024 war bei Beziehern von Leis-
tungen nach dem SGB Il von deren Leistungsunfahigkeit auszugehen.® Bei Beziehern
von Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung bei Erwerbsminderung nach dem
SGB Xl gilt das auch weiterhin, wenn mit der Leistungsgewahrung deren Bedurftigkeit
und Erwerbsunfahigkeit feststeht.” Somit handelte es sich bei den Leistungen nach dem
UVG in solchen Zeitraumen ebenfalls um Ausfallleistungen. Dies ist anhand der SGB |-
und SGB XlI-Leistungsbescheide zu priifen.5® Verbuchte Forderungen sind ggf. abzu-
setzen. Fir sonstige Unterhaltspflichtige (z. B. Bezieher anderer Leistungen nach
SGB Il und SGB [I-Bezieher mit eigenem Einkommen im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 1
SGB IIF%) griff der Schutz des § 7a UVG nicht.

Unterhaltspflichtige missen aufgrund ihrer gesteigerten Unterhaltspflicht nachweisen,
dass sie sich durch intensive Suche und eine Vielzahl von Bewerbungen (und damit
einhergehende Absagen) ausreichend um Arbeit bemiht haben. Bei Arbeitsstellen mit
geringem Einkommen ist entweder eine neue Arbeitsstelle oder eine weitere Beschafti-
gung zu suchen, um zusétzliche Mittel zu erlangen, etwa Gelegenheits- und Aushilfsta-
tigkeiten.®® Es besteht auch eine Obliegenheit zu Tétigkeiten unterhalb des Ausbildungs-
niveaus, Nebenbeschiaftigungen und Uberstunden. So kann z. B. verlangt werden, ne-
ben einer normalen vollschichtigen Erwerbstétigkeit eine Nebentéatigkeit auszuliben (ins-
gesamt bis zu 48 Wochenstunden), um die Einkommenssituation zu verbessern. Nach-
voliziehbare Griinde, die gegen eine Nebentéatigkeit sprechen, sind vorzutragen. in zu-
mutbaren Grenzen kann sowohl ein Orts- als auch ein Berufswechsel verlangt werden.
Kommen unterhaltspflichtige Elternteile ihrer gesteigerten Erwerbsobliegenheit nicht hin-
reichend nach, kénnen Einklinfte aus einer vollschichtigen Erwerbstatigkeit und einer
zumutbaren Nebentatigkeit zugerechnet werden. Dabei dirfen tarifvertragliche Mindest-
entgelte flr ungelernte Arbeitskrafte herangezogen werden.®' Das zitierte Oberlandes-
gericht erklérte eine Tatigkeit in der Pflegebranche fur zumutbar und bericksichtigte so
ein fiktives Nettoeinkommen von 1.696 € (zzgl. weiterer 200 € aus zumutbarer Nebenta-
tigkeit). Auf die gesteigerte Erwerbsobliegenheit und die damit verbundenen Verpflich-
tungen sollte das Jugendamt die Unterhaltspflichtigen detaillierter hinweisen. Kommen
Unterhaltspflichtige dem nicht nach, sind die Forderungen geltend zu machen.

% Dies galt nach der Rechtsprechung (BGH, Beschluss vom 31. Mai 2023 — Xl ZB 190/22 — juris Rn. 19) und den daraufhin

aktualisierten UVG-RL zu § 7a UVG im genannten Glllfigkeitszeitraum des § 7a UVG fur SGB |I-Bezieher, wenn sie Uber
kein Einkommen im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 1 SGB Il verfugten. Zur weiteren Behandlung der Forderungen aus
diesem Zeitraum vgl. UVG-RL 7.16.

57 Zur eventuellen Zumutbarkeit der Aufnahme einer Beschdftigung bei Bezug einer Altersrente vgl. OLG Koblenz, Urteil

vom 25. November 2002 — 13 UF 465/02 (juris Rn. 5 ff.).

58 Es bleibt offen, ob die Unterhaltsvorschussstelle verpflichtet ist, das Vorliegen der Voraussetzungen des § 7a UVG von

Amts wegen zu prilfen (so OLG Frankfurt, Beschluss vom 26. September 2023 — 6 UF 121/23 — juris Rn. 8) oder nur
nach Vorlage der Bescheide durch die Unterhaltspflichtigen. Entsprechende Anfragen beim jeweiligen Jobcenter
versprechen jedenfalls eine Klarung mit maglichst geringem Verwaltungsaufwand.

5% Anderer Ansicht: OLG Frankfurt, Beschluss vom 28, September 2023 — 6 UF 121/23 (juris Rn. 9). Dem war schon im

Hinblick auf den eindeutigen Wortlaut von § 7a UVG nicht zuzustimmen
80 oG Bamberg, Beschluss vom 9. Februar 2022 — 7 UF 196/21 (juris Rn. 18) und BGH, Urteil vom 22, Januar 2014 —
Xl ZB 185/12 (juris Rn. 18).

81 OLG Celle, Beschiuss vom 11. Mai 2023 — 21 WF 43/23 (juris Rn. 42 ff.) und Gitsche, jurisPR-FamR 15/2023 Anm. 3.



Es obliegt dem Jugendamt, frihzeitig festzustellen, ob und in welcher Hdhe (ggf. fur
welche Zeitrdume) Unterhaltsvorschuss als Ausfalileistung zu zahlen ist oder nicht. Wird
als Ausfallleistung gezahlt, mussen diese Fille nicht Giber viele Jahre weitergefiihrt, son-
dern koénnen nach Leistungsende abgeschlossen werden. Das verringert auch den
Arbeitsaufwand fur die weitere Verfolgung solcher (nicht bestehender) Anspriiche und
deren spétere Niederschlagung. Wird als Vorschuss gezahlt, muss sich die Verwaltung
stérker um eine Realisierung der Anspriiche bemiihen.

Die Unterhaltsvorschussstelle hat zu priifen, ob der familienferne Elternteil leistungsun-
fahig ist. Legt dieser hierzu ausreichende Nachweise vor, sollten diese in den Fallakten
dokumentiert und ihre Bewertung dort nachvolliziehbar begriindet werden. Solche Zeit-
raume sind als Ausfallleistungen zu werten und die Forderungen sind auszubuchen. An-
sonsten ist von der (fiktiven) Leistungsfahigkeit auszugehen. Forderungen sind dann
festzusetzen, zu buchen und zu verfolgen.

AuBerung der Verwaltung:

Alle laufenden Félle seien im Laufe des Jahres 2024 dahingehend Uberpriift worden, ob
die Unterhaltspflichtigen leistungsfahig sind und entsprechend als Forderung oder Aus-
fallfeistung qualifiziert worden.

Im Fall 4.UVG.04.002158 sei der Unterhalt vom Beistand geltend gemacht worden. Der
Unterhaltspfiichtige sei - abgesehen von der Zeit der Inhaftierung - voll leistungsfahig.

Az. 4.UVG.03.004711: Die Forderung sei in gleicher Héhe bereinigt worden.

Wiesen Unterhaltspflichtige geringes Einkommen nach, wirkte die Verwaltung meist
nicht auf die Erfullung von deren Pflichten aus gesteigerter Erwerbsobliegenheit hin.®2
Auch in diesen Féllen buchte das Jugendamt in der Regel die Forderungen und unter-
nahm weder weitere Ermittlungen zur Hohe des Einkommens (vgl. Nr. 5.4), noch sons-
tige Realisierungsbemuhungen. Die Rahmenbedingungen der Arbeitstétigkeit waren
nicht immer ersichtlich; Nachweise (ber die wéchentlichen Arbeitsstunden fehlten.®?
Weitere Beispiele:

— Ein Selbsténdiger (Az.: 4.UVG.02.004148) berief sich auf seine Leistungsunfahig-
keit. Nach den eingereichten Unterlagen verblieben ihm lediglich 505 € monatlich
plus Trinkgeld. Eine Aufforderung zur Aufnahme einer anderen Tatigkeit zwecks
Sicherstellung der Unterhaltspflichten unterblieb.

— Aus der Verdienstbescheinigung eines unterhaltspflichtigen Vaters ging hervor, dass
er lediglich 538 € verdiente (Az.: 4.UVG.03.004677). Eine Aufforderung zur Aufnah-
me einer weiteren Beschéftigung oder die Anrechnung eines fiktiven Einkommens
erfolgte auch hier nicht.

Auf die Ausfiinrungen zur gesteigerten Erwerbsobliegenheit in der vorhergehenden Prii-
fungsfeststellung wird verwiesen.

2 zum Hinweis im Erstanschreiben vgl. Nr. 5.3.

8 z.B.Az: 4.UV(G.02.0003728, 4.UVG.02.0003729 und 4.UVG.02.0003730.
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Die Unterhaltspflichtigen sind detaillierter auf die gesteigerte Erwerbsobliegenheit und
deren Bedeutung hinzuweisen.

AuBerung der Verwaltung:

Das Erstanschreiben sei entsprechend angepasst worden (vgl. Nr. 5.3). In den entspre-
chenden Féllen werde dies auch mit den Unterhaltspflichtigen wiederholt thematisiert.
Im Fall 4.UVG.03.004677 habe der Vater nach einer weiteren Lohnpfandung mit monat-
lichen Zahlungen von 700 € begonnen.

Unterhaltsherechnungen
Fehlende Unterhaltsberechnungen

Die Kreisverwaltung berechnete nicht in jedem Fall die aktuelle Unterhaltsverpflichtung.
Der Vater (Az.: 4.UVG.02.005525) zahlte 100 € monatlich ab November 2023. Eine
Berechnung hatte die Unterhaltsvorschussstelle nicht durchgefiihrt.

Aufgrund eines Hinweises wahrend der ortlichen Erhebungen erstelite die Verwaltung
im August 2024 eine Unterhaltsberechnung. Der Vater war seit August 2023 leistungs-
fahig, zuletzt mit 617 € monatlich. Im Oktober 2024 leistete er eine Einmalzahlung von
1.580 €.

Die Verwaltung hatte die Unterhaltsberechnung deutlich frither durchfithren missen.
Dann waren erhebliche Riickstande vermutlich vermeidbar gewesen, Zudem hatte der
Fall méglicherweise — bei regelméRiger Zahlung ~ eingestellt werden kénnen.®

Unterhaltsberechnungen sind zeitnah durchzufithren.

AuBerung der Verwaltung:

In diesem Bezirk habe zum 18. Oktober 2023 ein Personalwechsel stattgefunden. In
dem erwéhnten Fall seien die Leistungen eingestellt und der Unterhaltspfiichtige zahle
weiterhin 100 € auf den Riickstand.

Berechnungsgrundlage

Die Unterhaltsvorschusskasse berechnete die aktuelle Leistungsfihigkeit nicht immer
auf Basis des Durchschnitts des Einkommens der letzten zwdIf Monate. Beispiel:

— Fur zwei Geschwisterkinder (Az.: 4.UVG.01.003724 und 4.UVG.01.003725) erfolgte
die Berechnung auf Basis der Monate Januar bis Oktober 2021, die Monate Novem-
ber und Dezember des Vorjahres blieben unberiicksichtigt.

Nichtselbstandige erhalten oft Urlaubs- bzw. Weihnachtsgeld oder Jahressonderzahlun-
gen. Das bereinigte Jahresnettoeinkommen wird daher bei Nichtselbststandigen und

8 Im Hinblick auf das Ergebnis der Unterhaltsberechnung ware die Mutter auf die Moglichkeit der Geltendmachung

hoherer Unterhalsanspriiche — ggf. unter Einrichtung einer Beistandschaft — hinzuweisen.
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5.6.3

5.6.3.1

Rentnern aus dem Durchschnitt der letzten zwdlf Monate oder des letzten abgeschlos-
senen Kalenderjahres gebildet (UVG-RL 7.6.3).

Die Unterhaltsberechnungen sind auf Basis des bereinigten Jahresnettoeinkommens zu
erstellen.

AuBerung der Verwaltung:
Die Sachbearbeiter seien nochmals ausdriicklich darauf hingewiesen worden.

Mangelfélle

Sofern die finanziellen Mittel des unterhaltspflichtigen Elternteils nicht ausreichen, um
alle Unterhaltsanspriiche zu bedienen, ohne dabei den Selbstbehalt zu unterschreiten,
liegt ein Mangelfall vor. Die Unterhaltsberechnungen fiir Mangelfalle waren haufig feh-
lerhaft.

Verbuchung von Forderungen

Die Verbuchung von Forderungen gegen den unterhaltspflichtigen Elternteil im Mangel-
fall erfolgte uneinheitlich. Bei einigen Mangelféllen buchte das Jugendamt Forderungen
entsprechend der Leistungsfahigkeit,®® bei anderen buchte es den vollen Zahlbetrag des
Unterhaltsvorschusses als Forderung.®® Griinde hierfur waren nicht dokumentiert.

Ist der errechnete Unterhaltsbetrag niedriger als der Unterhaltsvorschuss, ist zu priifen,
ob aufgrund der erhohten Leistungsverpflichtung gegeniiber minderjéhrigen Kindern ein
fiktives Einkommen anzusetzen ist. Dann ist die Forderung in Héhe des Unterhaltsvor-
schusses zu buchen.®” Ist die Leistungsfahigkeit nicht nur voriibergehend geringer als
der Unterhaltsvorschuss und kein fiktives Einkommen anzusetzen, kann der unterhalits-
pflichtige Elternteil nur in der ermitteiten Héhe zur Riickzahlung aufgefordert werden.
Forderungen sind dann nur in Hohe der Leistungsfahigkeit zu buchen und die Differenz
zur Héhe des Unterhaltsvorschusses ist als Ausfallleistung anzusehen. Das reduziert in
diesen Fallen auch den Aufwand fiir die spatere Weiterverfolgung offener Forderungen.

Forderungen sind in der Héhe zu buchen und zu verfolgen, die der (fiktiven) Leistungs-
fahigkeit der Unterhaltsschuldner entspricht.

AuBerung der Verwaltung: :

Wie unter Nr. 5.5 dargestellt, seien alle laufenden Féllen im Laufe des Jahres 2024 da-
hingehend iberpriift worden, ob die Unterhaltspflichtigen leistungsféahig sind, und ent-
sprechend als Forderung bzw. als Ausfalileistung qualifiziert worden. In diesem Zuge

85 7 B.Az:4.UVG.03.002961, 4.UVG.01.003573 und 4.UVG.02.005258.

% 7z B.Az: 4.UVG.04.003757, 4.UVG.02.0003728, 4.UVG.02.003729 und 4.UVG.02.003730.

87 Hinsichtlich der Differenz zwischen der Forderung und der Hohe der aktuell realisierbaren Anspriiche kénnen widerrufli-

che Vollstreckungsverzichte erklart werden.
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sefen die Forderungen in ihrer Hohe angepasst worden und Neufélle wiirden nur noch
entsprechend der Leistungsféhigkeit der Unterhaltsschuldner als Forderungen verbucht.

Berufsbedingte Aufwendungen

Auch bei Mangelfaliberechnungen beriicksichtigte die Verwaltung regelmafig pauschal
berufsbedingte Aufwendungen in Héhe von 5 % einkommensmindernd.®® Nachfragen zu
deren konkreter Hohe stellte sie nicht.

Unterhaltsrechtlich sind berufsbezogene Aufwendungen im Mangelfall im Einzelnen dar-
zulegen, konkret aufzuschlisseln und nachzuweisen.®®

Berufsbedingte Aufwendungen sind bei Mangelfallen nur mit konkretem Nachweis zu
beriicksichtigen.

AuBerung der Verwaltung:

In einer Vielzahl der Félle sei der pauschale 5 %-Abzug die fiir die Unterhaltsberechnung
bessere Variante. Die Mitarbeiter seien darauf hingewiesen worden, bei Hinweisen auf
eine mégliche Unterschreitung der 5 % entsprechende Nachweise anzufordern.

Nur teilweise aktualisierte Berechnungsgrundlagen

Die Leistungsféhigkeit eines unterhaltsverpflichteten Beamten musste aufgrund seiner
Dienstunfahigkeit neu berechnet werden (Az.: 4.UVG.01.0003571). Der Beistand be-
riicksichtigte bei der Berechnung die festgesetzten Versorgungsbeziige und den bishe-
rigen Krankenversicherungsbeitrag. Belege tiber die aktuellen Beitrdge forderte er nicht.
Der Rechtsanwalt des unterhaltspflichtigen Vaters wandte gegen die Berechnung ein,
dass ab 1. Januar 2024 der neue, hohere Selbstbehalt zu beriicksichtigen sei. Ein Nach-
weis (iber die Pension ab diesem Zeitraum lag nicht vor. Eine Neuberechnung hatte der
Beistand noch nicht vorgenommen.

Frihere Beamte, die wegen Dienstunfahigkeit ausgeschieden sind, haben einen Beihil-
feanteil von 70 % (§ 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BVOi. V. m. § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LBG).
Bei Beamten im aktiven Dienst betragt der Beihilfeanteil im Regelfall 50 %. Der um
20 Prozentpunkte steigende Beihilfeanteil wirkt sich mindernd auf den Krankenversiche-
rungsbeitrag aus (geschétzt um 110 € je Monat). Um diesen Betrag wére die Leistungs-
fahigkeit des Unterhaltsschuldners somit schon bei der ersten Berechnung hher gewe-
sen. Fur die Neuberechnung sind zudem aktuelle Einkommensnachweise zu verlangen
und zu berlicksichtigen.

8 7. B. Az:4.UVG.02.005258, 4.UVG.02.003728, 4.UVG.02.003729 und 4.UVG.02.003730.
69 Unterhaltsrechtliche Leitlinien der Familiensenate in Suddeutschland (Stand 1.1.2025), Nr. 10.2.1. Werden sie
nachgewiesen, ist zu priifen, ob berufsbedingte Fahrtkosten zum erzielten Nettoeinkommen aufler Verhaltnis stehen.
Dann ist der Unterhaltsschuldner grundsatzlich auf &ffentliche Verkehrsmittel zu verweisen (ggf. Deutschland-Ticket).
Selbst ein Wechsel des Wohnorts oder des Arbeitgebers kann erwartet werden.
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5.6.3.4

5.6.3.5

Die Krankenkassenbeitrdge und die Hthe der Pension sind mit aktuellen Werten zu
beriicksichtigen.

AuBerung der Verwaltung:
Die Krankenkassenbeitrdge und die Héhe der Pension wiirden mit den aktuellfen Werten
beriicksichtigt.

Erneute Uberpriifung der Leistungsfahigkeit

Nach Unterhaltsberechnungen in Mangelfdllen wurde die wirtschaftliche Leistungsfahig-
keit der Unterhaltsschuldner nicht regelmagig Giberpriift. In einem Mangelfall ergab sich
ein durch den Beistand errechneter Zahlbetrag wvon 80€ pro Monat
(Az.: 4.UVG.03.004769). Die Unterhaltsberechnung lag zwischenzeitlich rund 3,5 Jahre
zurick. Eine erneute Uberpriifung hatte weder der Beistand, noch die Unterhaltsvor-
schussstelle vorgesehen.

Da sich die Einkommensverhéltnisse regelmaRig dndern kénnen, besteht ein Auskunfis-
anspruch grundsatziich alle zwei Jahre (§ 1605 Abs. 2 BGB). Vor Ablauf dieser Zeit kann
er nur geltend gemacht werden, wenn glaubhaft gemacht werden kann, dass sich die
Einklnfte des Betroffenen wesentlich erhdht haben. Der Auskunftsanspruch geht eben-
falls auf das Jugendamt Uber. Eine regelméaRige Uberprifung der Leistungsfahigkeit ist
geboten, insbesondere in Mangelfallen.

Die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit ist regelmallig zu Uberpriifen.

AuBerung der Verwaltung:

Die Mitarbeiter seien auf die regelméfige Uberpriifung hingewiesen worden. Den ge-
nannten Fall habe die Unterhaltsvorschusskasse (iberpriift; die wirtschaftliche Leistungs-
féhigkeit habe sich nicht gedndert.

Schuldendienst bei Wohnwertvorteil

Die Unterhaltsvorschussstelle priifte bei Unterhalisberechnungen mit Wohnwertvorteil
die Abzugsfahigkeit der Kreditverpflichtungen nicht immer ausreichend. Bei einer Man-
gelfallberechnung von zwei Geschwisterkindern’ lagen keine Nachweise zur Héhe der
Zinsen, der Tilgung und der Restschuld vor. Die Verwaltung erkannte die mitgeteilten
Belastungen ungepriift an.

Die Zins- und Tilgungsleistungen kénnen grundsétzlich bis zur Héhe des errechneten
Wohnwertvorteils berlicksichtigt werden. Kann der unterhaltpflichtige Elternteil den fur
minderjahrige Kinder in der Disseldorfer Tabelle festgelegten Mindestunterhalt nicht
mehr zahlen, ist er aber ggf. gehalten, eine Tilgungsstreckung vorzunehmen. Dies gilt

70 Az:4.UVG.01.003724 und 4.UVG.01.003725.
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jedenfalls dann, wenn eine sehr hohe Tilgungsrate vereinbart ist oder die Immobilie
schon fast komplett abbezahlt worden ist.”!

Die Hohe des beim Wohnwertvorteil zu berlicksichtigenden Schuldendienstes ist zu
prifen.

AuBerung der Verwaltung:

Nach den inzwischen vorgelegten Kontoausziigen hétten die Zins- und Tilgungszahiun-
gen dem berticksichtigten Schuldendienst entsprochen. Aus dem Darlehensvertrag er-
gebe sich, dass die Voraussetzungen fiir das Verlangen einer Tilgungsstreckung nicht
voridgen.

Steuererstattungen

Die Unterhaltsvorschussstelle legte inren Unterhaltsberechnungen regelmagig nur das
Arbeitseinkommen zugrunde. Ob die Unterhaltsverpflichteten Steuererstattungen erhiel-
ten, prilfte sie nicht.”? Auch die Beistidnde — deren Berechnungen die Unterhaltsvor-
schussstelle ungeprift ibernahm — forderten Steuerbescheide nicht immer an. Die An-
rechnung von Steuererstattungen unterblieb somit regelmagig.

Steuererstattungen sind entsprechend der unterhaltsrechtlichen Leitlinien des OLG Kob-
lenz”® in der Regel in dem Jahr, in dem sie anfallen, zu beriicksichtigen. Zudem kann
durch den Einkommensteuerbescheid geklart werden, ob Einkiinfte aus weiteren Ein-
kunftsarten (z. B. aus Vermietung und Verpachtung sowie ggf. Kapitalertragen) erzielt
werden (vgi. auch Nr. 5.4). Zur Feststellung des Einkommens sind alle Einkiinfte heran-
zuziehen, die dem unterhaltspflichtigen Elternteil zuflieBen (UVG-RL 7.6.3).

AuBerung der Verwaltung:
Die Sachbearbeiter seien nochmals angewiesen worden, Steuerbescheide anzufordern,

sofern keine Hinweise dafiir voridgen, dass sie fiir die Unterhaltsberechnung nicht rele-
vant sind.

Bei Empféangern einkommensabhéngiger Sozialleistungen mégen Einkommensteuer-
bescheide entbehrlich sein. Auch geben nicht alle Arbeitnehmer Steuererklarungen ab.
im Ubrigen ist aber nicht ersichtlich, welche Hinweise die Vorlage entbehrlich machen
wirden.

Die Verwaltung solite die Einkommensteuerbescheide der unterhaltspflichtigen Eltern-
teile anfordern. Steuererstattungen sind bei der Ermittlung der Leistungsfahigkeit zu
beriicksichtigen. Im Ubrigen sind sie zur Feststellung eventueller weiterer Einkommens-
arten zu nutzen.

™ Eine viliige Aussetzung der Tilgung ist nicht zumutbar, vgl. BGH, Beschluss vomn 9. Mérz 2022, XI| ZB 233/21.

72 7 B. Az 4.UVG.01.003724 und 4.UVG.01.003725.

Nk 1.7, Stand 1. Januar 2024.
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Titulierung
Fehlende Unterhaltstitel

Wirkten Unterhaltspflichtige nicht mit oder leisteten keine oder zu niedrige Zahlungen,
erwirkte das Jugendamt Unterhaltstite! (z. B. im vereinfachten Verfahren) h&ufig nicht
oder nicht zeitnah.” Aktenvermerke zu den Griinden waren nicht vorhanden.

Zur Durchsetzung des Unterhaltsanspruchs sollte nach Ablauf der im Auskunftsersu-
chen gesetzten Frist oder nach Eingang der Auskunft umgehend ein Unterhaltstitel er-
wirkt werden, soweit nicht die Leistungsunfahigkeit des unterhaltspflichtigen Elternteils
erwiesen ist. Die erforderlichen Schritte zur Titulierung, Vollstreckung oder die aktenkun-
dige Dokumentation der Leistungsunfahigkeit des anderen Elternteils sollen innerhalb
von langstens sechs Monaten ab Bewilligung erfolgen (UVG-RL 7.6).

Der Landkreis sollte Unterhaltsanspriiche in Fallen, in denen er nicht die Leistungsun-
fahigkeit des pflichtigen Elternteils feststellt, zeitnah titulieren lassen.

AuBerung der Verwaltung:

Kiinftig sofle in den Féllen, bei denen die Unterhaltspflichtigen nicht mitwirken, unmittel-
bar mit Leistungsbewilligung ein Unterhaltstitel im vereinfachten Verfahren erwirkt wer-
den, um auf diesem Weg standardisiert die erforderlichen Schritte einzuleiten.

Titelumschreibung

Bei Fallen mit bestehendem Unterhalistitel wurde auf eine Titelumschreibung zugunsten
des Landes in nahezu allen Féllen verzichtet. Beistand oder Unterhaltsvorschussstelle
vollstreckten aufgrund der auf das Kind lautenden vollstreckbaren Ausfertigung des Un-
terhaltstitels oder iber einen selbst erwirkten Unterhaltstitel.

Durch die Auszahlung der Unterhaltsleistung nach dem UVG und dem damit verbunde-
nen gesetzlichen Forderungstbergang wird das Land Rechtsnachfolger des Kindes.
Dadurch ist das Kind nicht mehr selbst aktiv legitimiert, seinen Unterhaltsanspruch inso-
weit geltend zu machen.”® Die zivilrechtliche Zwangsvollstreckung der auf das Land
Uibergegangenen Forderungen erfolgt regelmafig mit vollstreckbaren Titeln. Endet die
Beistandschaft oder verweigert’® der betreuende Elternteil die Herausgabe der voli-
streckbaren Ausfertigung des auf das Kind lautenden Unterhaltstitels, schrénkt dies den
Handiungsspielraum der Unterhaltvorschussstelle zur Unterhaltsrealisierung ein. Liegt
ein vollstreckbarer Titel des Kindes gegen den unterhaltspflichtigen Elternteil vor, ldsst
die zusténdige Unterhaltsvorschussstelle diesen Titel nach § 120 Abs. 1 FamFGi. V. m.
§ 727 ZPO bis zur Hohe des Unterhaltsvorschusses auf das Land umschreiben
(UVG-RL 7.7.2). Da nach § 727 ZPO Voraussetzung ist, dass Rechtsnachfolge bereits

™ Z.B. Az:4.UVG.02.005393 und 4.UVG.04.005462.

7S |1 Hahe des Uibergegangenen Anspruchs ist nicht mehr das Kind, sondern das Land Gldubiger der Forderung.

78 Wegen der Weigerung der alleinerziehenden Elternteile, die volistreckbare Ausfertigung des Unterhaltstitels auszuhan-

digen, kann die Leistung weder versagt noch entzogen werden (UVG-RL 7.7.2).
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eingetreten ist, kann eine Titelumschreibung ausschlielich fir vergangene Zeitrdume
beantragt werden. Dafur ist bei der Stelle ein formloser Antrag zu stellen, die den ur-
springlichen Titel (Urkunde/Beschluss) gefertigt oder erlassen hat (Jugendamt, Notariat,
Amtsgericht). Eine erste Titelumschreibung sollte spatestens sechs Monate nach Beginn
der laufenden Zahlung fur den zuriickliegenden Leistungszeitraum beantragt”” werden,
weitere Umschreibungen sollen folgen. Nur so werden bei ausbleibenden Zahlungen
zeitnahe VollstreckungsmalRnahmen erméglicht und die Verjdhrungsfrist fiir die nach-
trégliche Unterhaltsrealisierung von drei Jahren auf 30 Jahre erweitert.

Der Landkreis sollte auf das Land Ubergegangene Unterhaltsanspriiche zeitnah um-
schreiben lassen. Weiterhin sollten erneute Umschreibungen regelmégig folgen.

AuBerung der Verwaltung:
Dies werde kiinftig beachtet.

Unklarheiten hinsichtlich Unterhaltstitel

Aus den Akten war nicht immer ersichtlich, ob es bereits Unterhaltstitel gab. Die Unter-
haltsvorschussstelle priifte das auch nicht. Beispiele:

— Titel lagen dem Beistand vor, aber nicht der Unterhaltsvorschussstelle
(Az.: 4.UVG.01.002880 und 4.UVG.01.002881).

— Im Antrag war angegeben, dass ein Titel existiere (Az.: 4.UVG.02.005393). Angefor-
dert hatte ihn die Unterhaltsvorschussstelle nicht. Er lag auch nicht vor.

~ Das Jugendamt fiihrte eine Unterhaltsberechnung durch und nahm am 10. Februar
2022 eine Urkunde tber 100 % des Mindestunterhalts auf. Die Urkunde lag der Un-
terhaltsvorschussstelle (Az.: 4.UVG.03.004727) weder vor, noch war deren Existenz
aus der Akte zu ersehen.

Unterhaltstitel und ihre vollstreckbaren Ausfertigungen sind fiir den Rickgriff von
elementarer Bedeutung. Die Unterhaltsvorschussstelle muss prifen, ob bereits ein
vollstreckbarer Unterhaltstitel gegen den unterhaltspflichtigen Eliternteil vorliegt
(UVG-RL 7.1.2). Hiervon hangt ab, wie weiter vorzugehen ist. Liegt ein Titel vor, ist
dieser ggf. umschreiben zu lassen und mdglichst zu vollstrecken. Anderenfalls ist zu-
ndchst die Leistungsfahigkeit des Schuldners zu prifen und anschlieRend ggf. ein Titel
zu erwirken.

Die Verwaltung muss prifen und dokumentieren, ob bereits ein Unterhaltstitel vorliegt.

AuBerung der Verwaltung:

Grundsétzlich werde dies bereits mit dem Antragsformular abgefragt. Die Antragsteller
wiirden die Frage aber oft falsch verstehen. Entgegen der Angabe im Antrag existiere
z. B. im Fall 4.UVG.02.005393 kein Unterhaltstitel. Gleichwohl seien die Sachbearbeiter

7 Arbeitshilfe Landesjugendamt Rheinland-Pfalz ,Riickgriffsbearbeitung nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG)"

(Stand: Mai 2023).
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sensibilisiert worden, dies grundsétzlich zu priifen. In den Féllen 4.UVG.01.002880,
4.UVG.01.002881 und 4.UVG.03.004727 seien die Forderungen inzwischen beglichen.

Abéanderung eines Unterhaltstitels

Fur zwei Geschwisterkinder (Az.: 4.UVG.01.003724 und 4.UVG.01.003725) im laufen-
den Unterhaltsvorschussbezug lag jeweils eine Jugendamtsurkunde vom 20. M&rz 2017
tiber 67 € und 85 € je Monat zu Gunsten der Kinder vor. Nach der Uberpriifung der wirt-
schaftlichen Verhaltnisse des Vaters errechnete die Unterhaltsvorschussstelle ab Juni
2022 eine monatliche Leistungsfahigkeit von 568 €. Eine Titelabdnderung veranlasste
das Jugendamt nicht. Der Vater leistete weiterhin maximal Zahlungen in Héhe der bis-
herigen Titel.

Liegt zugunsten des Kindes ein vollstreckbarer Unterhaltstitel vor, der der H6he nach
hinter dem nach dem UVG zu zahlenden Betrag zurtickbleibt, so ist die Anhebung des
Titels anzustreben, wenn die Unterhaltsvorschussstelle eine Leistungsfahigkeit des
unterhaltsverpflichteten Elternteils Uber der bisher titulierten Hohe annimmt (UVG-
RL 7.7.3). Anderungsantrage sind maéglich, wenn sich die maflgebenden Verhéltnisse
wesentlich gedndert haben. Das ist nach gangiger Rechtsprechung bei Verdnderungen
ab etwa 10 % der Fall.

Ab&nderungen von Unterhaltstiteln sind zu erwirken, wenn sich die Leistungsfahigkeit
der Unterhaltspflichtigen wesentlich erhéht.

AuBerung der Verwaltung:

Die Abdnderung des Unterhaltstitels sei unstrittig angezeigt, wenn sich die Leistungsfé-
higkeit der Unterhaltspfiichtigen erhGht. In den Féllen 4.UVG.01.003724/3725 laufe die
Titulierung der bis 31. Januar 2025 entstandenen Unterhaltsriicksténde. Es handele sich
um einen komplexen Fall, in dem zuvor noch Unterhalt an zwei weitere Kinder geleistet
worden sei.

Zahlungskontrolle

Die Unterhaltsvorschussstelle traf in diversen Fillen Ratenzahlungsvereinbarungen’®
mit den Unterhaltsschuldnern’® oder forderte diese pauschal zur Riickzahlung des Un-
terhaltsriickstands auf. Sie priifte aber nicht in allen Fallen, ob Zahlungen eingingen oder
traf anschiiefend keine weiteren Malnahmen. Beispiele:

— For drei Geschwisterkinder (Az.: 4.UVG.02.003728, 4.UVG.02.003729 und
4.UVG.02.003730), die laufend Unterhaltsvorschuss bezogen, traf die Unterhalts-
vorschussstelle mit dem Vater eine Zahlungsvereinbarung auf Mangelfalibasis. Die
monatlich vereinbarten 258 € zahlte er Uber zwei Jahre nicht. Weitere Manahmen
traf die Verwaltung, trotz nachgewiesener teilweiser Leistungsfahigkeit, nicht.

78 Diese unterbrechen die Verjahrung (§ 212 BGB), da der Schuldner bei deren Abschluss die Forderung anerkennt.

78 7. B.Az:4.UVG.02.005393 und 4.UV(G.02.004148.
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— Einen unterhaltspflichtigen Vater erinnerte die Unterhaltsvorschussstelle in 3,5 Jah-
ren zwei Mal an die getroffene Ratenzahlungsvereinbarung (Az.: 4.UV(G.02.004148).
Er zahlte jeweils im Folgemonat die geforderte Rate. Ohne Erinnerung unterblieb die
Zahlung.

— Die Unterhaltsvorschussstelle (Az.: 4.UVG.02.004219) vereinbarte mit der unter-
haltspflichtigen Mutter mtndlich Ratenzahlungen von 50 € je Monat. Nachdem sie
zwei Raten leistete, stellte sie die Zahlungen ohne Angabe von Griinden ein. Erst
ber zwei Jahre spéter schrieb die Verwaltung sie an, erinnerte sie und forderte sie
zur Zahlung auf.

Zahlungsfristen sind regelmaBig zu Uberwachen und bei fruchtlosem Ablauf weitere
MaBnahmen zu ergreifen. Werden die Forderungen im Kassenverfahren gebucht (vgl.
Nr. 8.1), obliegt dies der Kasse.

Die gesetzten bzw. vereinbarten Zahlungstermine sind zu kontrollieren. Nach Fristablauf
sind weitere MaRnahmen zu ergreifen.

AuBerung der Verwaltung:
Dies werde kiinftig beachfet.

Verjahrung und Verwirkung

Die Verwaltung informierte die Unterhaltsschuldner weder im Rahmen der jahrlichen An-
schreiben zur Anderung der Unterhaltsvorschussbetrdge, noch in sonstiger Form tber
den jeweiligen Riickstand. Dessen Mitteilung wire auch problematisch gewesen, da die
Forderungen im Fachverfahren nicht immer korrekt gebucht waren.?® Da sie die Forde-
rungen grundséatzlich nicht im Kassenprogramm buchte (Nr. 8.1), ergingen auch keine
automatisierten Mahnungen. Eine systematische Titulierung von Unterhaltsforderungen
unterblieb. Haufig hatte die Verwaltung keine verjahrungshemmenden oder -unterbre-
chenden MalRnahmen ergriffen. Dadurch sind zahlreiche Unterhaltsanspriiche verjahrt.®!

Fur die nach § 7 UVG Ubergegangenen Unterhaltsanspriiche geiten die Verjahrungsre-
gelungen nach § 194 ff. BGB. Sie verjahren grundséatzlich nach drei Jahren. Titulierte
Anspriiche auf Unterhalt, die bereits fallig waren (als Ricksténde titulierte Forderungen),
verjahren nach 30 Jahren. Anderungsmitteilungen hemmen oder unterbrechen den Ab-
lauf der Verjdhrung von Riickstanden nicht. Durch die jahrelangen Versdumnisse und
die eingetretene Verjhrung (zum Teil kénnte auch Verwirkung eingetreten sein®?) sind
erhebliche Einnahmeverluste fir Bund, Land und Kreis zu befiirchten. Auch wenn die
sachgerechte Verfolgung nicht bei allen Altfallen zu Einnahmen gefiihrt hatte, bewirkt
eine konsequente Bearbeitung offener Forderungen zumindest in einem Teil der Fille
Zahlungen durch die Schuldner.

80 insbesondere unterblieben Anpassungen der Forderungsbetrage bei Anderungen, z. B. bei Altersstufenwechsein.

81 7 B Az: 4.UVG.01.002854 und 4.UVG.04.002569.

82 Vgl. zu den Voraussetzungen BGH, Beschlusse vom 31 Januar 2018 — Xil ZB 133/17 (juris Rn. 17 ff.) und 7. Februar
2018 — Xl ZB 338/17 (juris Rn. 20 ff.).
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Das Risiko einer Verjahrung und Verwirkung kann minimiert werden, wenn Unterhalts-
anspriche konsequent und zeitnah tituliert und vollstreckt werden. Werden die Schuld-
ner jahrlich Uber die Riickstande informiert, wird damit deutlich, dass auf deren Einzie-
hung nicht verzichtet wird. Die Serienbriefe sollten daher méglichst aktualisierte Riick-
standsberechnungen enthalten, aus denen die Forderungszeitrdume sowie die offenen
Betrage und Zinsen hervorgehen. Zumindest aber sollten sie den Schuldner darauf hin-
weisen, dass noch offene Forderungen auch weiterhin beansprucht werden.®?

Soweit Forderungen nicht auszubuchen sind (Nr. 3.1), sind zeitnah MaRnahmen — ins-
besondere Titulierung und Vollstreckung — zur Vermeidung weiterer Verjdhrung und Ver-
wirkung einzuleiten. Zudem wird empfohlen, in den jéhrlichen Anschreiben zur Informa-
tion Uber die neuen Unterhaltsbetrage auch den jeweiligen Unterhaltsriickstand mitzu-
teilen oder wenigstens einen Hinweis darauf aufzunehmen, dass Rickstande weiter ver-
folgt werden.

AuBerung der Verwaltung:

Wie bereits dargestellt, sei in allen laufenden Féallen im Laufe des Jahres 2024 gepriift
worden, ob die Unterhaltspflichtigen leistungsfédhig sind. In diesem Zuge seien die For-
derungen entsprechend der Héhe angepasst worden und Neufélle wiirden nur noch ent-
sprechend der Leistungsfahigkeit der Unterhaltsschuldner als Forderungen verbucht.
Durch diese Verbuchung kénnten nunmehr automatisierte Mahnungen sowohl! iiber den
lautenden Unterhalt als auch iiber die bestehenden Riickstdnde erfolgen. Durch die
unter Nr. 5.7.1 dargestellfe Verfahrensweise wiirden auch insbesondere MafBnahmen
zur Titulierung eingeleitet. Zudem werde die Anderungsmitteilung um einen entspre-
chenden Hinweis, dass Riickstande weiterverfolgt werden, ergénzt.

Da Mahnungen die Verjahrung nicht unterbrechen, sind bei nicht titulierten Ricksténden
weitere Mallnahmen (Anerkennung des Anspruchs durch den Schuldner, Vollstre-
ckungshandlungen) erforderlich, mit denen die Verjadhrung unterbrochen wird.

Zum weiteren Vorgehen nach Mahnung der Forderungen bitten wir noch zu berichten.

Verwarnungs- und BuRgelder

Die Unterhaltsvorschussstelle setzte den Unterhaltspflichtigen Termine, z. B. fur die
Riickgabe des Vordrucks und der Belege zur Uberprifung der wirtschaftlichen Verhit-
nisse. Diese hielten die Fristen haufig nicht ein. Einige reagierten auf die Anschreiben
Uberhaupt nicht. Dies blieb fur die Unterhaltspflichtigen jedoch regelmaRig folgenlos. Die
Anschreiben enthielten Hinweise, dass fehlende Mitwirkung mit einem BuRgeld geahn-
det werden kann. Die Festsetzung eines solchen unterblieb in allen Fallen.

Eiternteile, bei denen das Kind nicht lebt, sind verpflichtet, umfassende Auskiinfte tiber
ihre Einkommenssituation zu erteilen (§ 6 Abs. 1 UVG, UVG-RL 6.1.1). Verstée gegen

8 vgl. DIJUF — Themengutachten TG-1019 — Verjahrung von Kindesunterhalt (Stand 6/2014).
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die Auskunftspflichten stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und kénnen mit einer Geld-
bufle geahndet werden (§ 10 Abs. 1 und 2 UVG).** Bei geringfligigen Ordnungswidrig-
keiten kommt ein Verwarnungsgeld in Betracht (UVG-RL 10.3). Die Verhangung von
Buf3- und Verwarnungsgeldern gegen nicht mitwirkungsbereite Unterhaltspflichtige kann
dazu beitragen, die Ergebnisse bei der Vorlage entscheidungsrelevanter Unterlagen
deutlich zu verbessern 8®

Die Verwaltung solite bei mangelnder Vorlage von Nachweisen der Unterhaltspflichtigen
die Verhdngung von Verwarnungsgeldern und Geldbullen in Erwdgung ziehen.

AuBerung der Verwaltung:

Wenngleich die finanziellen Belastungen durch Verwarnungs- und Buf3gelder die Bei-
treibung von Forderungen nach § 7 UVG zusétzlich erschweren wiirden, werde in ge-
eigneten Féllen die Verhdngung kiinftig in Betracht gezogen.

Strafanzeigen bei Verletzung Unterhaltspflicht

Bei Verdacht einer Straftat wegen der vorsatzlichen Verletzung der Unterhaltspflicht
hatte die Unterhaltsvorschussstelle oder die Beistandschaft bisher in nur wenigen Féallen
Anzeigen bei der zustandigen Staatsanwaltschaft oder Polizei erstattet.

Nach § 170 Abs. 1 StGB wird bestraft, wer sich seiner gesefzlichen Unterhaltspflicht ent-
zieht, sodass der L.ebensbedarf des Unterhaltsberechtigten gefahrdet ist oder ohne die
Hilfe anderer gefahrdet wére. Allein durch die Titulierung und Nichtzahlung steht aber
nicht zugleich fest, dass der objektive Tatbestand des § 170 StGB erfillt wird.®® Voraus-
setzung ist, dass der barunterhaltspflichtige Elternteil sich schuldhaft entzieht, was durch
Nichtzahlung des Unterhalts trotz Leistungsfahigkeit, durch Vereitelung seiner Inan-
spruchnahme sowie unter Umstdnden auch durch Herbeiflihrung oder Aufrechterhaltung
seiner Leistungsunfahigkeit geschehen kann (UVG-RL 7.10.4). Besteht ein solcher Ver-
dacht, haben Unterhaltsvorschussstellen aufgrund des gesetzlichen Forderungsiber-
gangs (§ 7 Abs. 1 UVG) zu priifen, ob sie eine Strafanzeige bei der zustandigen Staats-
anwaltschaft erstatten.?” Bei Personen, die sich ihrer Unterhaltsverpflichtung trotz Leis-
tungsfahigkeit entziehen, kann eine strafrechtliche Verfolgung, oder sogar schon deren
Androhung, ggf. die Motivation zur Zahlung erhéhen.

Strafanzeigen wegen Verletzung der Unterhaltspflicht sollten in Betracht gezogen
werden.

8% Die eingezogenen Verwarnungs- und BuBgelder sind nicht an Bund und Land abzuflhren. Sie flieRen in vollem Umfang

in den kommunalen Haushalt.

85 In Einzelfallen kommt eine Abgabe an die Staatsanwaltschaft wegen des Verdachts eines Betrugs nach § 263 StGB in
Betracht (Arbeits- und Orientierungshilfen zur Prozessoptimierung im UVG). Zudem kénnen auch Arbeitgeber ordnungs-
widrig handein.

% oG Brandenburg, Beschluss vom 6. September 2021 — 13 UF 83/18 (juris Rn. 32).

87 DIJuF - Themengutachten TG - 1033, Strafverfolgung wegen Verletzung der Unterhaltspflicht (§ 170 StGB), Stand

3/2018.
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AuBerung der Verwaltung:

Strafanzeigen seien in der Vergangenheit zwar erstattet worden, viele Verfahren habe
die Staatsanwaltschaft aber eingestellt. Dies habe nicht zur Zahlungsmotivation beige-
tragen. Daher solle nur in Ausnahmeféllen, als letzte Mdglichkeit zur Unterhaltsrealisie-
rung, Strafanzeige gestellt werden. Insbesondere sollten Félle, wie der unter Nr. 7.5.1
genannte Fall mit dem Az. 4. UVG.04.0027689 kiinftig zur Anzeige gebracht werden. Der-
zeit wiirden zudem im Rahmen von drei Beistandschaften Strafverfahren laufen, aller-
dings noch ohne Ergebnis.

Stundungs- und Verzugszinsen

Die Unterhaltsvorschussstelle machte bei riickstdndigen und gestundeten Unterhaltsfor-
derungen nahezu ausnahmslos keine Stundungs- und Verzugszinsen geltend. Gleiches
galt fur gestundete Ruckforderungen auf der Grundiage von § 5 UVG. Sie dokumentierte
auch nicht, warum sie von einer Erhebung dieser Nebenforderungen absah. Beispiele®®:

— Fir ein im Marz 2005 geborenes Kind (Az.: 4.UVG.01.002347) zahlte das Jugend-
amt Uber mehrere Jahre Unterhaitsvorschuss als Ausfallleistung, weil die Vaterschaft
nicht festgestellt war. Die Mutter hatte im urspriinglichen Antrag bei der vormals
zustandigen Stadtverwaltung angegeben, sie sei durch einen One-Night-Stand
schwanger geworden und der Vater sei ihr unbekannt. Im Juli und August 2006
gingen Hinweise ein, dass der tatsdchliche Vater zwischenzeitlich im Haushalt der
Mutter lebe. Die Mutter erklérte daraufhin bei einer Anhérung am 8. September 2006,
dass sie lediglich mit dem Mann zusammenlebe, er aber nicht der Vater sei.

Ab Dezember 2007 wechselte die Zustdndigkeit zum Kreis Kusel, der weiterhin
Unterhaltsvorschuss bewilligte. Im November 2010 beantragte die Mutter eine Bei-
standschaft, sie hatte sich zuvor von ihrem Lebenspartner getrennt. Dieser erkannte
die Vaterschaft daraufhin noch im selben Monat freiwillig an. Mit Bescheid vom
2. Dezember 2010 forderte die Verwaltung 8.534 € bis dahin gezahite Leistungen
von der Mutter zurtick und bot ihr die Riickzahlung in Raten an. Zinsen verlangte sie
nicht.

— Eine Mutter bezog bis Juni 2015 Unterhaltsvorschuss von insgesamt 10.044 €
(Az.: 4.UVG.03.002532). Die Leistungen wurden wegen des seinerzeit gliltigen
maximalen Bezugszeitraums eingestellt. Ein Rickgriff erfolgte nicht, da keine Vater-
schaft festgestellt werden konnte. Nach Auskunft der Mutter hatte sie wahrend der
gesetzlichen Empféngniszeit lediglich einmal Geschlechtsverkehr. Dies sei im Urlaub
gewesen, mit einem Mann namens ,Erik". Weitere Angaben machte sie nicht, die
Unterhaltsvorschussstelle stelite keine weitergehenden Ermittlungen an. Nach
Inkrafttreten der neuen gesetzlichen Regelungen zum 1. Juli 2017 bewilligte das
Jugendamt erneut Unterhaltsvorschuss. Die Vaterschaft zu diesem Kind war
zwischenzeitlich mit Beschluss des Amtsgerichts vom 29. Marz 2017 festgestellt
worden. Die Mutter teilte diesen Umstand dem Jugendamt im Mai 2017 mit. Sie war
laut eigenen Aussagen immer davon ausgegangen, dass er der Vater des Kindes

8 Die Prufung, ob der Tatbestand des Betrugs (§ 263 StGB) erfillit sein durfte und die Taten noch nicht verjahit sind,
obliegt der Verwaltung. Ggf. sind entsprechende Strafanzeigen zu erwdgen.
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sei. Einen entsprechenden Hinweis an das Jugendamt hatte sie wahrend des ersten
Bezugszeitraums nicht gemacht. Nach erfolgter Anhorung zur Rickforderung der
Leistungen erlies das Jugendamt im Juli 2017 einen Riickforderungsbescheid tber
den Betrag von 10.044 €. Es behielt ab April 2018 monatlich 100 € von den neu
gewdhrten Leistungen ein. Zinsen verlangte es nicht.

Die nach § 7 Abs. 1 UVG Ubergehenden Anspriiche sind rechtzeitig und vollstdndig nach
den Bestimmungen des Haushaltsrechts durchzusetzen (§ 7 Abs. 3 Satz 1 UVG, § 34
LHO). Unterhaltsforderungen sind nach §§ 286, 288, 291 BGE (bis zur Tilgung oder
Stundung) zu verzinsen (§ 288 BGB).*® Zu deren Erhebung besteht auch eine grund-
satzliche Verpflichtung (VV Nr. 4.1.1 und 4.4 zu § 34 LHO). Fir gestundete Betrdge
- auch wenn sie Riickforderungen nach § 5 UVG betreffen — sind grundsétzlich Stun-
dungszinsen zu erheben (§ 59 Abs. 1 Nr. 1 LHO, VV Nr. 1.2 zu § 59 LHO).

Ein genereller Verzicht auf Verzugs- oder Stundungszinsen ist nicht zuldssig. Es ist in
jedem Einzelfall eine Entscheidung zu treffen, die auch zu dokumentieren ist. Dabei kann
eine mogliche Zinsforderung als Verhandlungsmasse in die Kommunikation mit dem bar-
unterhaltspflichtigen Elternteil einbezogen werden (z. B. Verzicht auf Zinsen wéhrend
einer Ratenzahlungsvereinbarung), um im Einzelfall insgesamt zu besseren Ergebnis-
sen zu gelangen.®®

Stundungs- und Verzugszinsen sind zu erheben. Soweit im Einzelfall eine abweichende
Entscheidung getroffen wird, ist diese zu dokumentieren.

AuBerung der Verwaltung:
Dies werde kiinftig in allen Féllen beachtet. Insbesondere solle die Zinsforderung, wie
empfohlen, als Verhandlungsmasse in die Kommunikation einbezogen werden.

Anspriiche gegen Erben Unterhaltspflichtiger

Starben unterhaltspflichtige Elternteile, priifte das Jugendamt nicht, ob sie verwertbares
Vermdgen hinterlieRen. Beispiel:

— Der unterhaltspflichtige Vater von drei Geschwisterkindern (Az.: 4.UVG.03.004608,
4,.UVG.03.004609 und 4.UVG.03.004610) war alleiniger Eigentlimer eines Hauses.
Den Wert gab er bei der Vermdgensabfrage in 2020 mit ca. 200.000 € an. Die Unter-
haltsforderungen betrugen insgesamt ca. 1.500 €. Nach seinem Ted hat die Verwal-
tung nichts unternommen, um ihre noch offenen Forderungen zu realisieren.

89 |m vereinfachten Verfahren kénnen gesetzliche Verzugszinsen ab dem Zeitpunkt der Zustellung des Festsetzungsan-

trags (§ 251 Abs. 1 FamFG) auf den zu dieser Zeit riickstindigen Unterhalt festgesetzt werden; die Festsetzung kinftiger
Verzugszinsen ist ausgeschlossen (UVG-RL 7.4.1).

90 Vgl. S. 19 Arheitshilfe ,Rickgriffsbearbeitung nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG)" des LSJV (Stand: Mai 2023)
und UVG-RL 7.10.1. ¢
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Zum Zeitpunkt des Todes bereits fallige Unterhaltsverpflichtungen®! werden zu Nach-
lassverbindlichkeiten, fiir die der Erbe haftet (§ 1967 BGB). Die an sich unbeschrénkte
Haftung kann von diesem auf den Nachlass beschrénkt werden. Daher sind die Unter-
haltsschulden gegentiber dem Erben geltend zu machen.

Anspriiche gegen Erben Unterhaltspflichtiger sind zu priifen. |

Au3erung der Verwaltung:
Die Unterhaltsforderung im genannten Fall sei von den Erben beglichen worden.

Auslandsriickgriff
Aufenthaltsermittiungen

Die Verwaltung nutzte Méglichkeiten zur Aufenthaltsermittiung Unterhaltspflichtiger im
Ausland regelmaRig nicht, nicht umfassend oder erst mit groRer zeitlicher Verzégerung.
Weitere MaRnahmen zur Durchsetzung des Rickgriffs unterblieben in der Folge.

Der alleinerziehende Elternteil ist eingehend nach Anhaltspunkten tiber Aufenthaltsort
und Einkommen des anderen Elternteils zu befragen (UVG-RL 6.2). Auch die weiteren
Moglichkeiten zur Anschriftenermittiung sind konsequenter nutzen. Eine aktuelle und
volistdndige Adresse der unterhaltspflichtigen Person ist fiir eine Durchsetzung von Un-
terhaltsanspriichen im Ausland mittels des BfJ als zentraler Behérde zwar nicht zwin-
gend erforderlich. Es reicht vielmehr, wenn gesicherte Erkenntnisse vorliegen, dass sich
der Pflichtige in einem der genannten Lander aufhélt. Aufenthaltsermittlungen sind auch
durch das DIJuF oder das BfJ méglich. Die genaue Anschrift wird dann durch die betei-
ligten Behérden ermittelt. Dennoch sollten — zwecks Vereinfachung und Beschleuni-
gung — zunachst eigene Ermittlungen angestellt werden, z. B. mit Hilfe von Angaben des
betreuenden Elternteils, iiber soziale Netzwerke und — soweit moglich — Melderegister
im Ausland.

Die Bemiihungen zur Ermittlung des Aufenthalts Unterhaltspflichtiger im Ausland sind zu
intensivieren.

AuBerung der Verwaltung:
Spezialisierungen in Bezug auf den Auslandsriickgriff seien vorgenommen worden.

Beispiele:

Der unterhaltspflichtige Vater hielt sich nach Angaben der Mutter in Spanien auf
(Az.: 4.UVG.01.004401). Sie gab bei Stellung des Antrags am 23. Januar 2019 Name,
Geburtsdatum und Geburtsort des Kindsvaters an. Es bestand ein spanischer Unter-
haltstitel vom 9. Mai 2016, der Vater leistete jedoch keine Zahlungen. Entsprechende
Nachweise, einschlieBlich einer Kopie des spanischen Unterhaltstitels legte sie vor. Die

1 Der barunterhaltspflichtige Eltemteil ist im Rahmen seiner gesteigerten Unterhaltspflicht nach § 1603 Abs. 2 BGB auch

verpflichtet, den Kindesunterhait ggf. aus dem Stamm seines Vermogens zu erbringen, sofern sein Einkommen nicht
ausreicht und wenn dies der Billigkeit entspricht, vgl. OLG Hamm, Beschluss vom 10. April 2018 — 1 UF 186/17 (juris
Rn. 62), OLG Frankfurt, Beschluss vom 15. Juli 2015 — 5 UF 50/15 (juris Rn. 8) und BGH, Urteil vom 21. April 2004 —
Xl ZR 326/01 (juris Rn. 16).
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Verwaltung befragte sie nicht danach, ob es Kontakt zum Umfeld des Vaters gab. Erste
Bemuhungen zur Aufenthaltsermittiung unternahm das Jugendamt erst nach einem ent-
sprechenden Hinweis wahrend der 6rtlichen Erhebungen. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte
es bereits Uiber funf Jahre Leistungen von insgesamt 17.225 € gezahit.

Die Kindsmutter solite befragt werden, welche Hinweise sie zum Aufenthalt des Unter-
haltspflichtigen geben kann. Zudem besteht in Spanien eine Meldepflicht. Aus daten-
schutzrechtlichen Grinden werden die Meldedaten von spanischen Behérden nur in be-
grundeten Féllen an andere Behérden weitergegeben. Eine Weitergabe der Meldedaten
an Privatpersonen ist nicht mdglich. Daher kénnen die deutschen Vertretungen Aufent-
haltsermittiungen liber spanische Behérden auch nur im Auftrag von deutschen Behdr-
den und Gerichten durchfithren.®? Anschriften und Telefonnummern kann man ggf. auch
aus offentlich zugénglichen Anschriften- und Telefonverzeichnissen® ermitteln.

AuBerung der Verwaltung:

Aus dem vorgelegten Titel habe sich ergeben, dass der Kindsvater zur Verhandlung am
9. Mai 2016 schriftlich vorgeladen worden sei, aber nicht erschien. Die Beziehung der
Eltern sei beendet worden als das Kind zwei Jahre alt war. Der Aufenthaltsort des Kinds-
vaters sei nicht bekannt. Die Mutter habe sich, seitdem der Vater die Familie verlassen
habe, alleine um das Kind gekiimmert. Der Vater habe friiher einige Male etwas Geld
geschickt, er habe jedoch zum Zeitpunkt des Urteilsspruchs bereits seit zwei Jahren
nicht mehr gezahit und das Kind auch seit zwei Jahren nicht mehr gesehen. Die Schwes-
ter der Kindsmutter habe das bestéatigt. Er sei seit 15. Juni 2011 arbeitsios, die Zahlung
von Arbeitslosengeld zum 14. September 2014 eingestellt worden und seitdem seien
keine Leistungen mehr an den Vater gezahit worden. Auf den Namen des Vaters sei nur
ein Konto verzeichnet, mit einem Kontostand von 0 € zum 31. Dezember 2015 und ohne
Kontenbewegungen. Das Urteil fiihre aus, dass es unmdglich gewesen sei, den Kinds-
vater zu lokalisieren. Er sei vom Gericht zur Zahlung von monatlich 90 € Unferhalt ver-
pflichtet worden. Aus dem Urteil ergebe sich auch, dass seif 2014 kein Kontakt mehr
zum Kindsvater bestanden habe und die Mutter seinen Aufenthalt bereits nicht gekannt
habe, als sie noch in Spanien lebte. Sie sei darum nach Antragseingang nicht erneut
befragt worden, warum sie im Antrag keine Angaben zum Aufenthaltsort des Vaters ge-
macht hatte. In allen Fragebogen zur jahriichen Uberpriifung habe sie angegeben, dass
sie das Kind alleine betreue und weder Aufenthaltsort, noch Arbeitgeber oder Kranken-
kasse des Kindsvaters kenne. Die Ermittlung des Aufenthalts des Kindsvaters liege im
Interesse der Kindsmutter. Sie habe sich bereits in Spanien vergeblich dafir eingesetzt,
dass sein Aufenthalt ermittelt wird. Die Verwaltung habe daher keinen Anlass gesehen,
die Kindsmutter abgesehen von den jahrlichen Fragebtgen noch weiter zum Aufenthalt
des Vaters zu befragen. Wegen der geringen Erfolgsaussichten und mdéglicher Kosten
sei kein Verfahren im Ausland angestrebt worden. Zwischenzeitlich sei die deutsche
Botschaft in Spanien kontaktiert und um Ermittiung des Aufenthalfs des Kindsvaters

92 https://spanien.diplo.de/es-de/service/-/1694528.

% Offentliches Telefonverzeichnis (,Paginas Blancas"): hitps:/fwaww.paginasamarillas.es/.

Offentliches Anschriftenverzeichnis (,Infobel"): hitps:/iwww.infobel.com/de/spain.
Die Suchmaske gibt es auch in deutscher Sprache.
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gebeten worden. Diese habe mitgeteill, dass ihre Anfrage keine Ergebnisse geliefert
habe und die Méglichkeiten der Botschaft damit erschopft wéren.

Die Notwendigkeit weiterer Ermittlungen ergab sich aufgrund des grof3en zeitlichen Ab-
stands zwischen Erlass des Urteils, der Antragstellung auf Unterhaltsvorschuss (knapp
drei Jahre) und der seither vergangenen Zeitspanne. Auch bei Unterhalispflichtigen, de-
ren Aufenthalt tiber Jahre nicht festgestelit werden kann, ist nicht auszuschlieen, dass
dies zu einem spéateren Zeitpunkt moglich ist. Fur die Feststellung der weiteren Unauf-
findbarkeit des Unterhaltsschuldners genligte es daher nicht, sich allein auf die jahrlichen
Angaben der Mutter im Fragebogen zu stitzen. Aufgrund der gesamten Umsténde er-
scheint es indes fraglich, ob sich der Unterhaltsschuldner tiberhaupt noch in Spanien
aufhalt. Insofern erscheint es angezeigt — fiir den Fall, dass er nach Deutschland verzo-
gen sein sollte — zumindest noch einen Teil der Ublichen Ermittlungsbemiihungen (Ab-
fragen Uber AZR sowie ggf. EWOIS und DRV, Recherchen in sozialen Medien) vorzu-
nehmen.

Uber die weiteren Bemuhungen der Verwaltung bitten wir noch zu berichten.

Der Umzug eines Vaters nach Norwegen wurde der Unterhaltsvorschussstelle und dem
Beistand im  Juni 2020 durch eine Melderegisterabfrage  bekannt
(Az.: 4.UV(G.02.004628). Dennoch Ubermittelte die Verwaltung die Informationsschrei-
ben zur Anderung des Unterhaltsbetrags an die bisherige Adresse. Sie befragte die Mut-
ter nicht, ob sie Hinweise zum neuen Aufenthalt hitte geben kénnen und animierte sie
auch nicht zu weitergehenden Ermittlungen im privaten Umfeld.®* Im Mai 2022, knapp
zwei Jahre nach Bekanntwerden des Wegzugs, stellte der Beistand einen Antrag nach
Auslandsunterhaltsgesetz an das BfJ. Dieses konnte die Adresse aber nicht ermitteln,
weitere MaBnahmen erfolgten seither nicht mehr.

Ist der Aufenthalt des unterhaltspflichtigen Elternteils nicht bekannt, kann in Norwegen,
nach erfolgloser Durchflihrung einer Internetrecherche, eine Anfrage an das norwegi-
sche zentrale Melderegister (Folkeregisteret) gerichtet werden. Die Anfrage ist kosten-
los. Sie sollte in englischer Sprache verfasst werden.® In der Regel geniigt es, den voll-
stédndigen Namen, das Geburtsdatum, den Geburtsort sowie die Staatsangehdrigkeit
anzugeben. Die Verwaltung hétte zeithah nach Bekanntwerden des Wegzugs nach Nor-
wegen die Anschriftenermittlung einleiten missen. Ebenso hatte die Mutter zu Hinwei-
sen auf den Aufenthalt des Vaters und zu mdéglichen Ermittiungen im privaten Umfeld
des Vaters befragt werden miissen.

AuBerung der Verwaltung:

Der Aufenthalt des Vaters sei der Mutter nichf bekannt. Sie sei mehrfach vom Beistand
hierzu befragt worden. Auch aus ihrem privaten Umfeld habe sie keine Erkenntnisse
gewinnen kénnen. Bis zur Antragstellung zur Vollstreckung in Norwegen sei zunéchst
die Titulierung des Unterhalts und danach eine Kontenpfdndung erfolgt. Nachdem diese

% Nach Aktenlage hatte die Verwaltung die Kindsmutter lediglich zu Beginn seines Aufenthalts in Norwegen angeschrie-

ben und gefragt, ob ihr eine Versicherung bekannt sei. Auf dieses Schreiben reagierie sie nicht.

% |anderhinweise DIJUF fiir Norwegen.
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keinen Erfolg gebracht habe und keine anderen Maglichkeiten zur Vollstreckung im
Inland ersichtlich gewesen seien, sei der Antrag in Norwegen gestellt worden. Da die
Behdérde in Norwegen den Aufenthalt nicht habe ermitteln kénnen, sei davon auszu-
gehen, dass auch eigene Ermittlungen keinen Erfolg bringen werden.

Rund drei Jahre nach den letzten Bemiihungen erscheint es geboten, zumindest ein-
fache Ermittlungen erneut durchzufiihren. Hierzu z&hlen insbesondere Recherchen in
sozialen Medien, eine Anfrage an das norwegische zentrale Melderegister und — fir den
Fall seiner Rickkehr nach Deutschland — Abfragen tiber EWOIS und bei der DRV.

Uber die weiteren Bemiihungen der Verwaltung bitten wir noch zu berichten.

Far ein Kind (Az.: 4.UVG.04.005078) zahlte der Landkreis seit ca. 2,5 Jahren Unterhalts-
vorschuss. Davor hatte bereits die Stadt Kaiserslautern geleistet. Dort existierte eine
Beistandschaft, die trotz Umzugs nicht (ibergeben wurde und deren Akte nicht vorlag.
Das Jugendamt hatte sich hierum auch nicht bemiht. Nach Aktenlage hielt sich der un-
terhaltspflichtige Vater in Mexiko auf und die bisher zustandige Beistandschaft strebte
eine Aufenthaltsermittlung an. Eine Befragung der Mutter nach Adresse oder Kontaktda-
ten durch das neu zustandige Jugendamt unterblieb. Zusammen hatten beide Jugend-
amter bereits 12.375 € geleistet, demgegenuber standen Einzahlungen von 40 €. Seit
Fallubernahme unternahm das Jugendamt nichts zur Ermittlung einer Adresse in Me-
xiko. Eine EWOIS-Abfrage im Oktober 2023 ergab, dass er weiterhin nicht in Deutsch-
land gemeldet war. Nach einem Hinweis wéhrend der &rtlichen Erhebungen nahm die
Unterhaltsvorschussstelle Kontakt mit der Mutter auf und erfuhr, dass diese 2023 mit
dem Kind den Vater in Mexiko besucht hatte. Eine genaue Adresse konnte sie jedoch
nicht nennen, da sie ihn an einem neutralen Ort getroffen habe. Die Mutter hatte das
alleinige Sorgerecht.

Allein die Tatsache, dass der barunterhaltspflichtige Elternteil im Ausland lebt, steht der
Klarung der Vaterschaft tiber einen Beistand nicht entgegen.®® Das BfJ wird als Emp-
fangs- und Ubermittlungsstelle nach dem UN-Ubereinkommen von 1956 tétig. Mexiko
ist seit 1992 Vertragsstaat. Die Geltendmachung von Unterhaltsvorschiissen nach dem
Unterhaltsvorschussgesetz oder anderer Sozialleistungen durch eine staatliche Stelle ist
im Rahmen des UN-Ubereinkommens 1956 grundsétzlich nicht méglich. Natirlichen
Personen ist dies moglich, wenn sich die unterhaltspflichtige Person in einem der Ver-
tragsstaaten des UN-Ubereinkommens aufhilt.?” Mittels Ruickiibertragungsvertrag kénn-
te ein Beistand als Vertreter des Kindes tdtig werden. Hierzu sollte die Beistandschaft
vom Jugendamt Kusel Ubernommen werden. Die Mutter sollte nach weiteren Hinweisen
(z. B. zur Kontaktaufnahme mit dem Vater), die der Ermittiung des Aufenthalts dienlich
sein kdnnen, befragt werden.

AuBerung der Verwaltung:
Die beim Stadtjugendamt gefiihrte Beistandschaft sei von der Mutter mangels Aussicht

% jAmt2018, 366 Wenn UVG-Kassen Forderungen im Ausland geitend machen: Der Auslandsriickgriff*,

% Bundesamt fiir Justiz: Auslandsunterhalt Hinweise fiir den Unterhaltsrlckgriff 6ffentlicher Stellen im Ausland.
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auf Erfolg beendet worden. Nach Aufforderung habe sie die Beistandschaft erneut ein-
gerichtet. Laut ihrer Aussage arbeite der Vater im Hotelgewerbe und habe keinen festen
Wohnsitz. Vielmehr wechsele er inmer seinen Aufenthaltsort je nachdem, wo er gerade
arbeite. Aus von ihr vorgelegten Gehaltsabrechnungen ergebe sich ein Einkommen zwi-
schen 220 € bis 380 € in 14 Tagen. Aktuell sei er wieder arbeitslos. Mit den vorhandenen
Informationen habe der Beistand in Mexico einen Antrag nach dem UN-Ubereinkommen
eingereicht.

Die Unterhaltsvorschussstelle leistete seit April 2023 fiir ein Kind dessen Vater in Ruma-
nien lebte (Az.: 4.UVG.03.005381). Im rumanischen Scheidungsurteil war Unterhalt fir
das Kind festgesetzt. Unter der von der Mutter angegebenen Adresse konnte die Ver-
waltung eine Zustellung ihrer Anschreiben nicht bewirken. Sie befragte die Mutter aber
nicht weiter nach alternativen Adressen oder moglichen Kontakten im Freundes- oder
Familienkreis. Recherchen in Sozialen Medien oder mit Hilfe der zentralen Behdrden
unterblieben ebenfalls, eine Beistandschaft bestand nicht.

Die Unterhaltsvorschusskasse kann das BfJ mit der Anschriftenermittiung beauftragen.
Ein bestehender Titel kann im Wege der Verfahrenshilfe mittels der zentralen Behérden
vollstreckt und zu diesem Zweck von diesen eine Aufenthaltsermittlung durchgefiihrt
werden.

AuBerung der Verwaltung:

Inzwischen habe man eine zustellfahige Anschrift in Deutschland ausfindig gemacht. Der
Vater sei daraufhin zur Erstattung des Unterhaltsvorschusses aufgefordert worden. Da
er nicht reagiert habe, seien gerichtliche Schritte eingeleitet worden.

Fur zwei Geschwisterkinder mit unterschiedlichen Vétern in den USA, hatte das Jugend-
amt Uber ein Jahr nach Bewilligung noch keine Rickgriffmalnahmen eingeleitet. Die
Kindsmutter hatte in einem ersten Antrag angegeben, dass sie dies aus Angst vor den
Kindsvatern nicht wiinsche. Diese Antrage hatte die Verwaltung nach Einholung einer
Stellungnahme des LSJV abgelehnt. Bei der erneuten Antragstellung nahm die Kinds-
mutter bewusst in Kauf, dass RickgriffmaBnahmen erfolgen. Die Verwaltung unternahm
in beiden Fallen dennoch nichts. Die Mutter hatte mit beiden Vatern in den USA gelebt
und dort die Kinder geboren.

Der Aufenthalt eines Vaters (Az.: 4.UVG.02.005101) war der Mutter laut Antrag nicht
bekannt. Eine Aufenthaltsermittlung und anschlieRende Bemihungen zur Unterhalts-
realisierung unterblieben.

Eine Aufenthaltsermittlung kann Uber die zentralen Behdrden (BfJ) oder mit Hilfe des
DIJuF erfolgen. Da keine ausreichende Verbindung nach Deutschland besteht, muss der
Unterhalt in den USA tituliert werden.®®

Der andere Vater (Az.: 4. UVG.02.005102) bezog eine Militdrrente von Gber 2.000 $. Es
existierte ein Unterhaltstitel iber 380 $ monatlich. Die Mutter gab an, dass der Vater sich

% vgl. Landerhinweise des DIJUF fir die USA.
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vermutlich in Ohio befand. MaRnahmen zur Anschriftenermittiung oder Bemuhungen
zum Ruckgriff unterblieben.

Uber aktuelle oder ehemalige Angehérige der US-Streitkrafte kann die zustandige
NATO-Verbindungsstelle (,Office of the Judge Advocate” in Heidelberg) Auskiinfte tiber
den aktuellen Status erteilen. Der bestehende Titel kann Uber die zentralen Behérden
vollstreckt werden.

Wir bitten noch um AuRerung dazu, was veranlasst wurde.

Unterhaltsrealisierung

Unterhaltspflichtigen Elternteilen mit gew&hnlichem Aufenthalt im Ausland sandte das
Jugendamt ggf. jahrliche Anderungsmitteilungen mit Zahlungsaufforderungen. Méglich-
keiten zur Unterhaltsrealisierung nutzte das Jugendamt haufiger nicht im gebotenen Um-
fang oder erst mit erheblicher zeitlicher Verzégerung. Beispiele:

— Fur zwei Geschwisterkinder (Az.: 4.UVG.01.002880 und 4.UVG.01.002881) zahlte
das Jugendamt seit Mai 2011 Unterhaltsvorschuss. Der Kindsvater lebte zum Zeit-
punkt der Antragstellung bereits in den USA. Zwischenzeitlich war ein Rechtsanwalt
mit der Unterhaitsrealisierung beauftragt, Nachweise Uber dessen Arbeit fehlten in
den Akten. Bis zur Einrichtung der Beistandschaft im April 2015 richtete die Verwal-
tung lediglich drei Anschreiben an das ,Depariment of Child Support Services® zur
Adressermittiung und Einkommensabfrage. Der Beistand konnte schlieflich tber
das BfJ einen Unterhaltstitel in den USA schaffen, jedoch erst ab dortigem Antrags-
eingang (1. August 2020). Ab diesem Zeitpunkt bis zur Volljahrigkeit der Kinder
zahlte der Vater den Unterhalt regelméaRig, weswegen die Verwaltung die Gew&h-
rung von Unterhaltsvorschuss 2022 auch einstelite.

Wenn das Jugendamt (miftels Riuickubertragungsvertrag) die Mutter selbst die Unter-
haltsrealisierung mittels Rechtsanwalt betreiben lasst, dann muss es sich regelmalig
tber dessen Vorgehen informieren. Es muss sich darum bemihen, dass mdéglichst
zeitnah ein Titel geschaffen und mit diesem auch der Unterhalt fiir die Vergangenheit
festgesetzt wird. Im Zeitraum von Mai 2011 bis Juli 2020 hat das Jugendamt 43.675 €
Unterhaltsvorschuss gezahit, der nunmehr nachtraglich kaum noch zu realisieren
sein dirfte.

— Die Unterhaltsvorschussstelle zahlte ab August 2021 laufende Leistungen fur zwei
Geschwisterkinder (Az.: 4. UVG.01.005037 und 4.UVG.01.005038). Es bestand je-
weils eine Beistandschaft ohne Rickibertragungsvertrag. Unterhaltstitel lagen vor.
Der Kindsvater lebte in den USA und erzielte nachweislich ausreichend Einkunfte fir
Unterhaltszahlungen. Nach Angaben der Mutter hatte der Vater im Rahmen der
Scheidung eine Zahlung nach Recht von Ohio angeboten (622 $ fur beide Kinder).
Der Beistand erkundigte sich im Juni 2022 und im Januar 2023 nach der Bereitschaft
der Kindsmutter bezlglich einer méglichen Pfandung. Bis Dezember 2023 unterblie-
ben Malnahmen zur Unterhaltsrealisierung wegen fehlender Riickmeldung. Der Bei-
stand informierte die Unterhaltsvorschussstelle hierliber nicht. Alleine im besagten
Zeitraum von nunmehr Uber 19 Monaten zahlte das Jugendamt Uber 9.000 €
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Unterhaltsvorschuss (zuletzt noch fiir ein Kind, das Geschwisterkind wurde zwi-
schenzeitlich volljahrig), ohne dass es weitere Bemiithungen zur Realisierung des
Rickgriffs unternahm.

Das Jugendamt hétte bereits bei der Mitteilung der Mutter iiber das Zahlungsangebot
entscheiden missen, ob es auf die Zahlung der angebotenen Summe hinwirkt oder
die vorhandenen Titel mittels Verfahrenshilfe durch die zentralen Behérden (BfJ) voll-
strecken l4sst, um dann zeitnah entsprechend titig zu werden. Ohne Rickibertra-
gungsvertrag war dies Aufgabe der Unterhaitsvorschussstelle.

Nach UVG-RL 7.13 sind fiir Falle, in denen der familienferne Elternteil aulRerhalb des
Bundesgebiets lebt, die ,Handlungsleitlinien Auslandsriickgriff* zu beachten. Die Durch-
setzung von Unterhaltsanspriichen im Ausland ist besonders schwierig. Je nach Land
und Verfahrensschritt ist das BfJ als zentrale Behorde nach dem Auslandsunterhaltsge-
setz (AUG) einzuschalten. Es bietet fur Unterhaltsvorschussstellen ein kostenfreies Un-
terstiitzungsangebot®® fir einen Ruckgriff in Landern, fur die entsprechende Rechts-
grundlagen bestehen.'® Das kostenpfiichtige Angebot des DIJuF bietet darliber hinaus
weitere Unterstiitzungsméglichkeiten.'®' Die wichtigsten internationalen Regelungen fur
den Auslandsriickgriff sind

— die EuUnthvVO%? sowie
— das Haager Unterhaltsiibereinkommen von 2007 (HUU 2007).%

Sie gewihren Unterhaltsvorschussstellen ausdricklich die Moglichkeit, im eigenen
Namen die Durchsetzung der Anspriiche mithilfe der zentralen Behérden im Ausland zu
beantragen.'® Nach einer Landerliste des DIJuF (JAmt 2021, 504) waren dies zuletzt
42 |ander, neben denen der EU u. a. GroRbritannien, die Turkei und die USA.

Voraussetzung fiir die grenziiberschreitende behérdliche Unterstitzung und Vollstre-
ckung ist allerdings, dass ein Unterhaltstitel vorliegt, den es durchzusetzen gilt. Liegt
noch kein Unterhaltstitel vor, kann fiir die Vollstreckung im Ausland ein Titulierungsver-
fahren beim Amtsgericht am Sitz des Oberlandesgerichts am gewdhnlichen Aufenthalts-
ort des Kindes eingeleitet werden (Art. 3 Buchst. B EuUnthVO, § 28 AUG)."® Dies gilt
auch, wenn der Antragsteller eine Unterhaltsvorschussstelle ist und auch fir den Fall,

% Siehe www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt mit umfangreichem Informationsmaterial zum Serviceangebot ein-

schiietlich Broschiiren und Merkbldttern.

0 g, JAmt 2021, 503 UV-Riickgriff im Ausiand: Mission (Im-)Possible?.

101 www.dijuf. defunterhalisrealisierung.

102 Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates Uber die Zustandigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Voilstre-

ckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen vom 18. Dezember 2008 (EuUnthVO), ABI.
EU 2008 L7, 1.
163 Haager Ubereinkommen tber die intemationale Geltendmachung der Unterhaltsanspriiche von Kindern und anderen
Familienangeharigen vom 23. November 2007 (HUU 2007), ABL EU 2011 L 182, 51.

104 Unterhaltsvorschussstellen sind dffentiiche Aufgaben wahmehmende Einrichtungen im Sinne des Art. 54 EuUnthvVO
und Art. 36 HUU 2007.

0% EyGH, Urteil vom 17. September 2020 — C-540/1.
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dass sich die unterhaltspflichtige Person auRerhalb der EU aufhalt. Die grenziiberschrei-
tende Vollstreckung von Geldforderungen innerhalb der EU ist zudem durch die Mdg-
lichkeit grenziiberschreitender, vorlaufiger Pfandungen seit 18. Januar 2017 einfacher
geworden.'®

Die Falle sind hinsichtlich der Erfolgsaussichten der unterschiedlichen Ma@nahmen und
Fallgestaltungen zu differenzieren. Wenn keine Erkenntnisse zur Aussichtslosigkeit ent-
sprechender Bemiihungen vorliegen, sind die notwendigen Schritte fiir einen grenzlber-
schreitenden Rickgriff unverziglich einzuleiten.

AuBerung der Verwaltung:
Durch die Spezialisierung des Auslandsriickgriffs solle auch die Unterhaltsrealisierung
verbessert werden.

Im Fall 4. UVG.01.002880/2881 sei die Mutter nach Einrichtung der Beistandschaft im
September 2015 aufgefordert und im November erinnert worden, Unterlagen vorzule-
gen. Im April 2016 sei der Antrag auf Unterhaltsfestsetzung in den USA tber das BfJ
eingereicht worden. Der Antrag sei zunschst nach Kansas weitergeleitet worden, dort
zundchst angeblich nicht eingegangen und dann von dort nach Missouri verwiesen wor-
den. Wegen geénderter Vordrucke und einer ldngeren Reaktionszeit der Kindsmutter sei
der neuerliche Antrag im November 2018 beim BfJ eingereicht worden. Nachdem von
der Behérde in Missouri weitere Unterlagen gefordert und diese vorgelegt worden seien,
habe das BfJ im Juli 2020 mitgeteilt, dass die zustandige Behdrde den Unterhalt berech-
net habe. Zur Realisierung der Riicksténde seien zwischenzeitlich Antrdge auf deren
Festsetzung im vereinfachten Verfahren beim hiesigen Amtsgericht beantragt worden.

Im Fall 4. UVG.01.005037/5038 habe der Vater die Unterhaltszahlungen im August 2024
aufgenommen. Daher sei der Unterhaltsvorschuss fiir das noch minderjahrig Kind zum
1. Dezember 2024 eingestellt worden. Fir das inzwischen volljghrige Kind sei die
Titelumschreibung beantragt. Fir das noch minderjahrige Kind habe der Beistand ein
Vollstreckungsverfahren (ber das BfJ eingeleitet.

Die Unterhaltsvorschusssachbearbeiter und die Beistande waren fur die Verfolgung von
Unterhaltsanspriichen im Ausland in ihren jeweiligen Fallen selbst verantwortlich.

Bei grenzliberschreitenden Fallen wird haufiger auf gebotene MaRnahmen verzichtet,
weil sich die Sachbearbeiter damit tiberfordert sehen. Da zahlreiche Rechtsfragen (Vor-
schriften des internationalen Zivil- und Zivilprozessrechts, des EU-Gemeinschaftsrechts
sowie internationaler Abkommen) zu beachten sind und Erfahrung im Umgang mit aus-
landischen Behsrden und Gerichten sinnvoll erscheint, empfiehlt es sich, erforderliches
Fachwissen auf einer Stelle zu konzentrieren."”

Es wird empfohlen, die Félle mit Auslandsriickgriff bei einem Sachbearbeiter zu bundeln.

108 Verordnung (EU) Nr. 655/2014, des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Einfuhrung eines
Verfahrens fir einen Europaischen Beschluss zur vorlufigen Kontenpfandung im Hinblick auf die Erleichterung der
grenziiberschreitenden Eintreibung von Forderungen in Zivil- und Handelssachen, ABI. L 189 vom 27. Juni 2014, S. 59.

97 Dies gilt zundchst unabhangig von einer eventuellen weitergehenden, trageriibergreifenden Konzentration der Aufga-
ben, z. B. im Wege interkommunaler Zusammenarbeit.
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AuBerung der Verwaltung:
Eine Spezialisierung sei erfolgt, unter Differenzierung nach den verschiedenen Aus-
landsunterhaltsverfahren.
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Zusammenarbeit mit Unterhaltsbeistanden
Riickiibertragungsvertrige

Far 165 minderjahrige Kinder, die Unterhaitsvorschuss bezogen, war beim Jugendamt
eine Beistandschaft eingerichtet. Die auf das Land Ubergegangenen Unterhaltsanspri-
che (§ 7 Abs. 1 UVG) machte dann, zusammen mit eventuellen weiteren Unterhaltsan-
spriichen des Kindes, der Beistand geltend. In vielen Fallen fehlten Riickiibertragungs-
vertrage.'®® Lagen diese vor, hatte die Unterhaltsvorschussstelle die Vertrdge nahezu
ausnahmslos allein mit dem betreuenden Elternteil geschlossen, unabhéngig davon, ob
alleiniges oder gemeinsames Sorgerecht bestand. Die Verwaltung hatte auch regeima-
Rig keine Kenntnis Uber das Sorgerecht.'®®

Der auf das Land Ubergegangene Unterhaltsanspruch kann auf das Kind treuh&nderisch
riickibertragen werden (§ 7 Abs. 4 Satz 3 UVG). Dies dient der Verfahrenstkonomie.
Es vermeidet die parallele Verfolgung von Unterhaltsanspriichen einerseits durch das
Kind selbst (hinsichtlich der ihm zustehenden Anspriiche) und andererseits durch das
Land (hinsichtlich der Ubergegangenen Unterhaltsanspriiche). Das dient auch dem bes-
seren Einsatz von Ressourcen in der Verwaltung und der Entlastung der Unterhaltsvor-
schussstellen von Rickgriffsaufgaben.®

Die Befugnis zum Abschluss eines Rickiibertragungsvertrags ist aber an die elterliche
Sorge geknupft. Bei alleiniger Sorge kann der Vertrag zwischen dem Kind, gesetzlich
vertreten durch den allein sorgeberechtigten Elternteil, und dem Land, vertreten durch
die jeweilige Unterhaltsvorschussstelle, geschlossen werden. Bei gemeinsamer elterli-
cher Sorge kann ein gultiger Ruckibertragungsvertrag nur mit Zustimmung des anderen
(familienfernen) Elternteils geschlossen werden."" In der Vergangenheit geschlossene
Rickabtretungen sind als von Anfang an unwirksam zu betrachten, wenn ein gemeinsa-
mes Sorgerecht besteht und nur der betreuende Elternteil der Riickabtretung zuge-
stimmt hat. Bei unwirksamen Riickiibertragungsvertragen besteht ein erhebliches Risiko
hinsichtlich der Unterhaltsrealisierung, auch im Rahmen der Zwangsvollstreckung. Bei-
spielsweise bewirken Zwangsvollstreckungsmalnahmen des Beistands dann keine
Hemmung oder Unterbrechung der Verjdhrung.'? Die Unterhaltsvorschussstelle bené-
tigt, zur Beurteilung der Wirksamkeit der geschlossenen Riickiibertragungen und soweit

108 7 B. Az: 4.UVG.01.005038, 4.UVG.01.003571 und 4.UVG.02.004334,

199 7 B Az:4.UVG.04.004013 und 4.UVG.04.004014.

M0 DluF - Themengutachten TG-1260 — Treuhdnderische Rucklbertragung bei gemeinsamer Sorge — Inhalt des BGH
Beschlusses vom 18. Mai 2020 — XII ZB 213/19 — Grundsatzfragen und allgemeine Ldésungsmoglichkeiten (Stand
6/2020).

11 BGH, Beschiuss vom 18. Mérz 2020 — XII ZB 213/19 (juris Rn. 23 ).

T Erbringt der barunterhaltspflichtige Eltemteil Zahlungen an das Kind (den Beistand), die zumindest teilweise der Unter-
haitsvorschussstelle zustehen, handelt der Beistand in Vertretung des Kindes bei der inempfangnahme als Nichtberech-
tigter. Die Unterhaltsvorschussstelle kann die Inempfangnahme ausdricklich oder stillschweigend genehmigen,
wodurch sie einen Herausgabeanspruch nach § 816 Abs. 2 BGB erlangt und der barunterhaltspflichtige Elternteil von
seiner Verpflichtung frei wird. Durch die Weiterleitung an die Unterhaltsvorschussstelle erfullt der Beistand den hieraus
folgenden Anspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung.
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sie beabsichtigt, weitere Ruicklibertragungen vorzunehmen, Kenntnis Uber die jeweilige
Sorgerechissituation.

Eine nachtrégliche Zustimmung (Genehmigung) des anderen Elternteils zur Riickiber-
tragung dirfte auch fir die Vergangenheit méglich sein (§ 184 BGB).'* Unterhaltsvor-
schussstelle und Beistandschaft sollten sich daher um eine Zustimmung des Unterhalts-
schuldners zum Ruckiibertragungsvertrag bemihen. Fur kiinftige Riuckibertragungen
sollte aus verfahrenstkonomischen Griinden zuerst die Unterschrift des Unterhalts-
schuldners angefordert werden. Scheitert dies, ertibrigt sich eine Vertragsunterzeich-
nung durch den betreuenden Elternteil.

Die Sorgerechtsverhéltnisse sind zu kldren. Bei gemeinsamer Sorge sollte sich die Ver-
waltung um die Zustimmung des Unterhaltsschuldners zum Ruckubertragungsvertrag
bemuhen. Fehlt der Ruckiibertragungsvertrag oder die erforderliche Zustimmung, sind
die Unterhaltsanspriiche von der Unterhaltsvorschussstelle selbst geltend zu machen.

AuBerung der Verwaltung:

Aus der Praxis sei zu berichten, dass im Rahmen der gerichtlichen Titulierung die Bei-
stdnde bisher in keinem Fall ihre Aktiviegitimation in Form einer Riickiiberfragung héften
nachweisen miissen. Gleiches gelte in Bezug auf die elterliche Sorge wie auch bei Voll-
streckungsmafinahmen. Dennoch werde ktinftig verstéarkt auf den Abschiuss von Rick-
ibertragungsvertrégen hingewirkt.

Informationsaustausch

Beistand und Unterhaltsvorschussstelle tauschten ihre Informationen auch im Rahmen
von Riickiibertragungen nicht regelmaBig untereinander aus. Bei einigen Féllen erfolgte
dies anlassbezogen. In den meisten Fallen fehlten der Unterhaltsvorschussstelle aber
Informationen oder diese waren nicht dokumentiert.""* Haufig wurden Informationen le-
diglich mindlich ausgetauscht, Aktenvermerke zu Gesprachsinhalten gab es selten. Das
betraf auch die Beendigung der Beistandschaft sowie ob und mit welchem Ergebnis der
Unterhaltsbeistand einer Verwirkung und Verjahrung der Zahlungsanspriiche entgegen-
wirkte. Die Beistéande hatten nicht in allen Féallen verjghrungshemmende oder -unterbre-
chende MaRnahmen ergriffen. Die Unterhaltsvorschussstelle wirkte bei den Beistdnden
auch nicht darauf hin, dass sie entsprechende Malnahmen ergriffen. Teilten die Bei-
stiande Informationen tiber einen SGB [I-Bezug Unterhaltspflichtiger mit, enthielten diese
regelmaRig keinen Hinweis, ob diese Einkommen im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 1
SGB |l erzielten.

Ist nach erfolgter Riickitbertragung nach § 7 UVG ein Beistand tatig, so ist er als Erfil-
lungsgehilfe des Kindes aus der Treuhandvereinbarung verpflichtet, der Unterhaltsvor-
schussstelle Auskunft iiber den Stand des Geschéfts zu geben (UVG-RL 7.5.3).7"° Dazu

3 puuF - Themengutachten TG-1261 — Treuhanderische RickUbertragung bei gemeinsamer Sorge — Einzelfragen zur
praktischen Umsetzung des BGH-Beschlusses vom 18.3.2020 ~ Xil ZB 213/18 (Stand 6/2020).

114 7 B Az 4.UVG.04.002158 und 4.UVG.04.005504.

15 vl JAmt 2010, 28.
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ist der Beistand wenigstens einmal im Jahr um Auskunft zum Sachstand zu bitten. Zu
den Obliegenheiten, die der Beistand in Vertretung des Kindes aufgrund des treuh&nde-
rischen Auftragsverhaltnisses zu erfiillen hat, diirfte es auch gehoren, der Unterhaltsvor-
schussstelle Berechnungsgrundlagen mitzuteilen, sie iiber Schreiben, mit denen der Un-
terhaltsschuldner in Verzug gesetzt wurde, zu informieren'"® sowie Uber den Stand des
Geschifts Auskunft zu erteilen und nach der Ausfuhrung Rechenschaft iiber seine Auf-
tragsdurchfiihrung abzulegen (§ 666 BGB).!"" Dies kann vom Beistand nicht - auch nicht
unter Hinweis auf den Datenschutz — verweigert werden. '

Bei Riickiibertragungen soliten aus jéhrlichen Mitteilungen des Unterhaltsbeistands alle
fir die Unterhaltsvorschussstelle relevanten Informationen hervorgehen. Das betrifft ins-
besondere das Fortbestehen der Beistandschaft, ob und ggf. welche verjahrungshem-
menden und -unterbrechenden sowie der Verwirkung entgegenwirkenden MaBnahmen
der Beistand ergriffen hat und ggf. den Bezug von SGB Il-Leistungen einschlieBlich be-
ricksichtigtem Einkommen.'® Die Unterhaitsvorschussstelle muss bestrebt sein, die
Verjahrung und Verwirkung inrer Anspriiche zu verhindern. Dies kann sie nur, wenn sie
sich Uber entsprechende MaRnahmen der Beistande berichten lasst und — sollten solche
nicht ergriffen worden sein — hierauf hinwirkt oder den Ruckiibertragungsvertrag kiindigt
und ihre Anspriiche selbst verfolgt.

Sind Riickiibertragungen erfolgt, sollte die Unterhaltsvorschussstelle mindestens jahrlich
von den Beisténden umfangreichere Angaben verlangen sowie ggf. auf gebotene MaR-
nahmen hinwirken oder die Riickiibertragung beenden und diese selbst ergreifen.

AuBerung der Verwaltung:
Dies werde kiinftig beachtet.

Im Rahmen von Unterhaltsberechnungen

War Unterhalt nicht tituliert, forderte die Unterhaltsvorschussstelle oder der Beistand von
den Unterhaltspflichtigen Unterlagen zur Prifung ihrer Leistungsfahigkeit an. Bestand
eine Beistandschaft, fiihrte der Beistand die Unterhaltsberechnungen durch. Die Unter-
haltsvorschussstelle (lbernahm dann die Berechnungen ungeprift. Absprachen vor
Ubermittiung an den Unterhaltsschuldner erfolgten nicht.

Beistandschaft und Unterhaltsvorschussstelle sollten sich vor Ubermittiung der Berech-
nungen an die Schuldner abstimmen.'® So kénnen nachtrégliche Anderungen der

118 plJuF, Nr. 4 Themengutachten TG-1230 - Beistandschaft fur Kinder im Sozialleistungsbezug (Stand 9/2017).

17 bjJuF, Nr. 6.1 Themengutachten TG-1008 — Datenschutz wahrend der Beistandschaft (Stand 2/2019).

118 Arbeitshilfe Landesjugendamt Rheinland-Pfalz ,Rilckgriffsbearbeitung nach dem Unterhaltsvorschussgesetz” (Stand
Mai 2020).

119 5pwohl Unterhaltsbetrage im Verhaltnis zwischen Kind und Schuldner bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres nicht
verjhren kénnen (§ 207 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BGB) ist umstritten, ob im Fall der treuhanderischen Rickibertragung
durch einen Sozialleistungstréager die Hemmung der Verjahrung wieder eintritt.

120 g1 DIJUF, Nr. 8 Themengutachten TG-1230 — Beistandschaft fur Kinder im Sozialleistungsbezug (Stand 9/2017).
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Berechnung aufgrund von Einwénden der Unterhaltsvorschussstelle vermieden werden
und die Fehleranfalligkeit der Berechnungen wird reduziert.

Zu den Unterhaltsberechnungen sollten sich Beistand und Unterhaltsvorschussstelle ins
Benehmen setzen.

AuBerung der Verwaltung:
Dies werde kiinftig beachtet.

Bei Vaterschaftsfeststeliungen

Beantragten Miitter bei unbekannter Vaterschaft eine Beistandschaft mit dem Ziel der
Vaterschaftsfeststellung, gewahrte die Unterhaltsvorschussstelle vorbehaitlos Leistun-
gen. Sie stand regelmaRig nicht mehr mit dem Beistand zum Sachstandsaustausch in
Kontakt und priifte nicht, ob die Kindsmutter den Beistand mit allen ihr méglichen Infor-
mationen versorgte, die eine Vaterschaftsfeststellung erméglichen konnten. Sie wirkte
beim Beistand auch nicht auf eine zligige Bearbeitung hin. Beispiel:

— Eine Kindsmutter gab bei der Beistandschaft zwei Putativvater an, beim Unterhalts-
vorschuss lediglich eine Person (Az.: 4.UVG.01.005504). Nach einer ersten Anho-
rung des durch die Mutter als wahrscheinlichen Vater bezeichneten Mannes durch
den Beistand erfolgte tiber knapp ein halbes Jahr keine weitere Bearbeitung, eine
Vaterschaftsklage wurde nicht eingereicht. Der zweite in Frage kommende Vater er-
hielt kein Anschreiben. Nachfragen durch die Unterhaltsvorschussstelle gab es nicht.

Die Unterhaltsvorschussstelle muss daran interessiert sein, dass Vaterschaften zeitnah
festgestellt werden. Sie sollte sich daher vom Beistand iber dessen MaRRnahmen infor-
mieren lassen und ggf. auf eine zigigere Bearbeitung hinwirken. Verzégerungen er-
schweren letztlich die Durchsetzung der Unterhaltsanspriche.

Die Zusammenarbeit mit dem Beistand ist zu intensivieren.

AuBerung der Verwaltung:
Dies werde kiinftig beachtet.
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Vollstreckung
Interne Zustandigkeit

Soweit die Aufgaben nicht den Beistdnden Gibertragen waren, bearbeitete die Unterhalts-
vorschussstelle den Rickgriff gegeniiber den Unterhaltspflichtigen. Die Kréafte der Un-
terhaltsvorschussstelle berwachten die Rickersatze (§ 7 UVG) mithilfe der Fachan-
wendung PROSOZ 14plus und mahnten und vollstreckten im Einzeifall. Sie meldeten
auch die Forderungen in Insolvenzverfahren an. Uberwachung, Mahnung und Vollstre-
ckung von Zahlungsriickstanden durch die Kreiskasse unterblieben auch deshalb, weil
Forderungen im Finanzverfahren nicht erfasst waren (vgl. Nr. 8.1). Auch bei Riuckforde-
rungen nach § 5 UVG bemiihte sich die Unterhaltsvorschussstelle zumindest teilweise
selbst um die Realisierung. Erst wenn sie mit eigenen Mallnahmen keinen Erfolg er-
zielte, beauftragte sie die Kreiskasse mit der Vollstreckung der Forderungen. Bei der
Unterhaltsvorschussstelle war keine Zahlstelle eingerichtet.

Mahnung und Vollstreckung sind Teil der Zahlungsabwickiung (§ 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4
GemHVQ). Sie kénnen Zahistellen Ubertragen werden (Nr. 4 VV zu § 25 GemHVOQ). Die
Unterhaltsvorschussstelle darf daher nur dann mahnen und vollstrecken, wenn hierftr
eine Zahlstelle eingerichtet und die damit verbundenen organisatorischen Rahmenbe-
dingungen {insbesondere Einbeziehung in Kassenpriifungen) eingehalien werden. Auf-
gaben der Zahlungsanweisung und -abwicklung diirfen aber zudem nicht von derselben
Person wahrgenommen werden und Personen, denen eine dieser Aufgaben obliegt, darf
nur ausnahmsweise die Befugnis zur sachlichen und rechnerischen Feststellung Uber-
tragen werden (§ 25 Abs. 5 GemHVO). Auch wenn es (vor Zahlungseingang) keine férm-
liche Zahlungsanweisung (Annahmeanordnung) gibt, bestehen unter dem Gesichts-
punkt der Kassensicherheit erhebliche Bedenken, Kréfte mahnen und vollstrecken zu
lassen, die die Forderungen zuvor gegenilber den Schuldnern festgesetzt haben. Dem
entsprechend sieht auch Nr. 2.5.4 der Rechnungswesen-Richtlinie vor, dass die Kreis-
kasse die Aufgaben der Vollstreckungsbehdrde nach §§ 4 und 19 Abs. 1 Satz 1 Landes-
verwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwWVG) wahrnimmt. |hr obliegt die Mahnung, die Bei-
treibung und die Zwangsvollstreckung sowie die Festsetzung, Stundung, Niederschla-
gung und der Erlass von Mahngebiihren, Vollstreckungskosten und Nebenfarderungen
(insbesondere der Zinsen).

Die Realisierung offener Forderungen im Zwangsvollstreckungsverfahren durch die
Kasse ist, aufgrund des dort bereits vorhandenen Fachwissens, auch sinnvoll. Dieses
muss nicht an einer weiteren Stelle vorgehalten werden. Weiterhin sind Synergieeffekie
bei Schuldnern mit Aulienstédnden aus anderen Bereichen zu erwarten, weil nicht zwei
Stellen innerhalb der Verwaltung VollstreckungsmalRnahmen gegen die selben Schuld-
ner einleiten. Zudem ist das Vollstreckungsprogramm in der Lage, Nebenforderungen'®!
automatisiert zu berechnen; bei der Volistreckung durch die Unterhaltsvorschussstelle
werden diese dagegen gar nicht geltend gemacht. Auch ist eine Uberwachung der For-
derungen im Programm des Finanzwesens leichter realisierbar. Soweit das Jugendamt

121 Die eingezogenen Vollstreckungskosten sind — anders als Zinsen — nicht an Bund und Land abzufithren. Sie fliefen in
vollem Umfang in den kommunalen Haushalt.
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im Rahmen seiner Sachbearbeitung und Ermittlungen fur die Vollstreckung' relevante
Sachverhalte erfahrt, ist die Kasse zeitnah zu informieren. Die nachfolgenden Feststel-
lungen zeigen, dass die Durchsetzung durch das Jugendamt mit Problemen verbunden
ist.

Die Unterhaltsvorschussstelle sollte Vollstreckungsmafnahmen der Kreiskasse liberlas-
sen.'?

AuBerung der Verwaltung: ‘
Die Ubertragung der VollstreckungsmalRnahmen auf die Kreiskasse befinde sich in Prii-
fung.

Uber das Ergebnis bitten wir zu berichten.

Aufrechnungsersuchen Finanzamt

Die Verwaltung hatte in einigen Féllen kein'® oder in anderen Féllen zu spat' ein Auf-
rechnungsersuchen beim zustandigen Finanzamt gestelit.

Stehen dem Elternteil, bei dem das Kind nicht lebt, Anspriiche gegen das Land zu,
kommt auf Ersuchen der Unterhaltsvorschussstelle eine Aufrechnung gegen diese
Anspriiche mit falligen Unterhaltsanspriichen in Betracht, soweit diese nach § 7 UVG auf
das Land Ubergegangen sind.'®® Eine Aufrechnung ist insbesondere méglich gegen
einen Anspruch aus dem Steuerschuldverhéitnis (z. B. Lohnsteuererstattungsanspru-
che, § 226 Abs. 1 AQ).

Aufrechnungsersuchen an das Finanzamt sollten kinftig regelm&Rig zur Realisierung
offener Forderungen genutzt werden.

AuBerung der Verwaltung:

Die Aufrechnungsersuchen wiirden bei Bewilligung der Leistungen bei den Finanzam-
tern gestelit. Bei Unterhaltspflichtigen, die aulerhalb von Rheinland-Pfalz gemeldet sind,
miissten diese alle zwei Jahre erneuert werden, innerhalb von Rheinland-Pfalz nur alle
neun Jahre. Die laut der Ful3noten fehlenden Aufrechnungen seien nachgeholt worden.
Soweit erforderlich wiirden die Aufrechnungsersuchen emeuert.

12 Dies betrifft z. B. auch die Frage, ob bei Insolvenzverfahren die Anmeldung als qualifizierte Forderung zu erfolgen hat

(vgl. Nr. 8.3.1).

2% Hierzu ist die Kreiskasse mit allen erforderlichen Angaben zu versorgen. Insbesondere sollte die Unterhaltsvorschuss-

stelle weiterhin im Zusammenwirken mit dem betreuenden Efternteil Ermittlungen zu mdglichen Einkommensquelien
(v. a. Arbeitgeber) und Vermdgen der Unterhaltspflichtigen anstelien.

124 7. B Az: 4.UVG.01.003091, 4.UVG.04.004014, 4.UVG.04.005462, 4.UVG.02.004334 und 4.UVG.03.002532.

126 7 B.AZ: 4.UVG.04.002873, 4.UVG.04.002158, 4.UVG.04.002768 und 4.UVG.03.003625 bis 4.UVG.03.003627.

28 m Detall vgl. UVG-RL 7.9.2, z. B. auch dazu, in welchen Fallen Aufrechnungsersuchen (insb. bei bereits ldnger laufen-

dem Bezug von Sozialleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalis) entbehriich sind.
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Verwaltungszwangsverfahren

Der Landkreis vollstreckte auf das Land iibergegangene Unterhaltsanspriiche nicht mit-
tels Verwaltungszwangsverfahren. Nach eigenen Angaben war diese Méglichkeit den
Mitarbeitern nicht bekannt.

Nach § 7 UVG iibergegangene (privatrechtliche) Unterhaltsforderungen kdnnen in
Rheinland-Pfalz aufgrund § 71 LVwVG i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. m LVWVGpFVO
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben werden, solange der Unter-
haltsschuldner bei der Vollstreckungsbehérde keine Einwendungen gegen die Forde-
rung erhebt (§ 74 Abs. 1 LVWVG). Das Verwaltungszwangsverfahren kommt demnach
insbesondere bei nicht streitigen Fallen und wenn der unterhaltspflichtige Elternteil nicht
mitwirkt in Betracht, solange noch kein zivilrechtlicher Titel vorliegt. Es kann den Zeit-
und Personalaufwand fiir eine ansonsten erforderliche privatrechtliche Titulierung und
Vollstreckung reduzieren.

Die Mdglichkeit, nach § 7 UVG tbergegangene Unterhaltsanspriiche im Wege des Ver-
waltungszwangsverfahrens beizutreiben, sollte genutzt werden.

AuBlerung der Verwaltung:
Dies werde kiinftig beachtet:

Kontopfandungen

Das Jugendamt fihrte selten Kontopfandungen bei Banken durch. Sie unterblieben
selbst in Fallen, in denen es Konten ermittelt hatte. Beispiele:

— In  einem Fall eines selbstdndigen unterhaltsverpflichteten  Vaters
(Az.: 4.UVG.04.002873) lag ein Unterhaltstitel vor, vollstandige Nachweise Uber die
aktuelle Leistungsféahigkeit lagen nicht vor. Zusagen des Vaters fur Unterhalts-
zahlungen hielt dieser nicht ein. Die Verwaltung bemihte sich nicht, ein Konto zu
ermitteln und dieses zu pfénden.

— Durch das Kontenabrufverfahren ermittelte das Jugendamt, dass der unterhalts-
pflichtige Vater Inhaber mehrerer Konten war (Az.: 4.UVG.02.003244). Die Konto-
pfandung erstreckte sich jedoch nur auf eines der bekannfen Konten, dieses war ein
Pfandungsschutzkonto.

Gegenstand einer Kontopfandung (§ 829 ZPO) kénnen Bankguthaben, Girokonten, Ter-
min- und Spareinlagen sein. Uber einen Pfandungs- und Uberweisungsbeschluss oder
eine Pfandungs- und Einziehungsverfugung wird eine Sperrung des betroffenen Kontos
erwirkt. Die Kontopfandung versteht sich als Pfandung eines Auszahlungsanspruchs des
Kunden gegen das Bankinstitut (aus einer Geldforderung) und ist nach UVG-RL 7.8.2
ausdriicklich vorgesehen. Bei ihr wird das Konto flr weitere Verfiigungen (z. B. Uber-
weisungen, Dauerauftrage, Lastschriften) gesperrt. Sie ist daher eine dullerst wirksame
und Ubliche Vollstreckungsmaflnahme, sowohl bei zivil- als auch bei &ffentlich-rechtli-
cher Vollstreckung.
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Jede Person darf nur ein Pfandungsschutzkonto unterhalten (§ 850k Abs. 3 Satz 1
ZPO). Da im obigen Fall die Pfandung fur das Pfandungsschutzkonto beantragt wurde,
hatte die Pfandung der anderen Konten gréRere Erfolgschancen versprochen.

AuBerung der Verwaltung:

Im Fall 4.UVG.04.002873 leiste der Unterhaltsschuldner seit Androhung der Kontenpfén-
dung monatliche Raten von 500 € zur Begleichung des laufenden Unterhalts und der
Riicksténde.

4.UVG.02.003244: Der Unterhaltsschuldner sei seit 2012 im Leistungsbezug beim Job-
center. Er habe zum Zeitpunkt der Pfandung nur (ber dieses Pfadndungsschutzkonto
verfiigt. Das andere Konto sei bereits aufgelGst gewesen.

Im Fall 4.UVG.02.003244 war laut Ergebnis des Kontenabrufs das Konto nicht aufgelost,
sondern wurde mit einer neuen IBAN-Nummer fortgefihrt.

Kontopfandungen sollten kiinftig regelmaRig als Mittel zur Vollstreckung offener Forde-
rungen genutzt werden.

Lohnpfandungen und -abtretungen
Einleitung von Lohnpfindungen

Das Jugendamt vollstreckte auf das Land tbergegangene Unterhaltsanspriiche haufiger
mittels Lohnpfandungen. Die Pfandungs- und Uberweisungsbeschliisse beantragte es
selbst (vgl. Nr. 7.1). Es beantragte aber trotz guter Erfolgsaussichten vieifach keine'?’
oder zu spét Lohnpfandungen. Weiteres Beispiel:

— Der Vater hatte bereits jahrelang nicht mitgewirkt und keinen Unterhalt gezahit
(Az.: 4.UVG.04.002769). Nach Aktenlage erzielte er in zwei verschiedenen Zeit-
raumen Erwerbseinkommen. Im zweiten Zeitraum war das Einkommen auch hoch
genug (netto 1.788 € monatlich). Lohnpfandungen veraniasste das Jugendamt nicht.

Beantragte Lohnpfindungen bezeichneten falsche Drittschuldner:

— Eine Lohnpfandung scheiterte wegen fehlerhafter Bezeichnung des Drittschuldners
(Az.: 4.UVG.02.003106). Der Gerichtsvollzieher gab einen Hinweis auf dessen wohl
korrekte Bezeichnung. Dennoch stellte das Jugendamt hierzu keine eigenen Ermitt-
lungen an und reichte erst finf Monate spater einen neuen Antrag mit der korrekten
Drittschuldnerbezeichnung beim Amtsgericht ein.

— Im urspriinglichen Pfandungsbeschluss vom 16. Mai 2023 benannte der Beistand
trotz vorheriger Abfrage bei der DRV den Drittschuldner falsch
(Az.: 4.UVG.01.003091). Mit dem erneuten Antrag vom 18. August 2023 wurde
dieser Fehier behoben, die Lohnpfandung begann entsprechend spater.

127 7 B Az 4.UVG.04.005334, 4.UVG.01.003724 und 4.UVG.01.003725.
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Glaubiger kénnen vollstreckbare Titel beim Arbeitgeber des Schuldners (Drittschuldner)
beitreiben (§ 832 f. ZPO'%), Der Erfolg hdngt auch davon ab, dass der Antrag ans Amts-
gericht korrekt ausgefiillt wird.

Lohnpfédndungen sollten méglichst zeitnah nach Zahlungsverzug und unter korrekter Be-
zeichnung der Drittschuldner beantragt werden.

AuBerung der Verwaltung: :
Im Fall 4.UVG.04.005334 habe es sich lediglich um eine voriibergehende Probebeschéaf-
tigung gehandelt.

Im Fall 4. UVG.04.002769 hétten verschiedenste VollstreckungsmaRnahmen stattgefun-
den, alle ohne Erfolg. Bei drei Lohnpfandungen habe der Vater die Arbeit jeweils kurz
danach wieder aufgegeben. In dem genannten Zeitraum von neun Monaten sei die Lohn-
pfédndung versdumt worden.

Im Fall 4. UVG.02.003106 habe der Vater nach der gescheiterten Lohnpfandung monat-
lich 50 € auf den Unterhaltsriickstand gezahlt. Daher sei eine weitere Lohnpfandung
nicht mehr erforderlich gewesen.

Kontrolle der Lohnpfindungsbetrige

Die Unterhaltsvorschusskasse und der fiir sie tétige Beistand kontrollierten im Rahmen
von Lohnpféndungen lediglich, ob Zahlungen eingingen. Sie priften regelmalig nicht,
ob der Arbeitgeber als Drittschuldner den Pfandungs- und Uberweisungsbeschluss kor-
rekt umsetzte.'? Hierdurch entgingen dem Landkreis im Rahmen der beantragten Lohn-
pfandungen ihm zustehende Zahlungen.

Der Arbeitgeber (Drittschuldner) ist verpflichtet, den Betrag oberhalb des festgesetzten
Pfandungsfreibetrags (§ 850c ff. ZPQ) abzufiihren. Der Pfandungsfreibetrag variiert je
nach Fallgestaltung. Drittschuldner fihren die ihnen vorliegenden Pfandungsbeschliisse
nicht immer oder auch fehlerhaft aus. Ein Abgleich der abgefuhrten Betrdge mit den
Verdienstnachweisen der Unterhaltschuldner ist zumindest zu Beginn der Vollstreckung
geboten. Die Unterhaltsvorschussstelle hat einen Auskunftsanspruch gegen den Arbeit-
geber (§ 6 UVG)."™ Fuhrt der Arbeitgeber zu wenig ab und zahlt daher zuviel an den
eigentlichen Schuldner aus, wird er in entsprechender Héhe nicht von der Zahlungsver-
pflichtung gegentber dem Glaubiger frei.

Die eingehenden Pfandungsbetrdge sind auf die korrekte Umsetzung des Pfandungsbe-
schlusses zu kontrollieren. Zu wenig abgefihrte Betrage sind beim Arbeitgeber geltend
zu machen.

128 Bej sffentlich-rechtiicher Vollstreckung § 47 LVWV/G.

129 7 B.Az.:4.UVG.03.002950, 4.UVG.03.002951, 4.UVG.03.002952, 4.UVG.03.003154 und 4.UVG.04.004464. Gleiches

galt bei einer Lohnabtretung (Az.: 4. UVG.03.004821, 4.UV(G.03.004823, 4.UVG.03.004824 und 4.UVG.03.004825).

130 Der Beistand misste den Anspruch auf Einsicht der Verdienstbescheinigung mit Pfandungsantrag gesondert beantra-
gen. Der Anspruch auf Einsicht bestent nur wenn das Amtsgericht diesen im Pfandungs- und Uberweisungsbeschluss
aufnimmt.
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AuBerung der Verwaltung:

In sémtlichen Eallen seien die Mitarbeiter im Austausch mit den Drittschuldnern, um die
dem Landkreis zustehenden Zahlungen durchzusetzen. Zum Teil seien die Félle bereits
erledigt.

Pfandungsfortwirkung bei Unterbrechung des Arbeitsverhdltnisses

Die Unterhaltsvorschussstelle pfiandete Unterhaltszahlungen beim Arbeitgeber des
unterhaltspflichtigen Vaters bis zu dessen Ausscheiden am 7. Juni 2022
(Az.: 4.UVG.03.004821, 4.UVG.03.004823, 4.UVG.03.004824 und 4.UVG.03.004825).
Der Unterhaltsschuldner begriindete mit demselben Arbeitgeber am 16. Januar 2023 ein
neues Arbeitsverhaltnis. In den Monaten Januar und Februar 2023 lag das erzielte Ein-
kommen unterhalb des pfandfreien Betrages. Fur den Monat Marz 2023 ergab sich je-
doch ein pfandbarer Einkommensanteil von 1.834 €. Ende Marz schied der Vater bei
diesem Unternehmen erneut aus. Die Unterhaltsvorschussstelle machte beim Drift-
schuldner nichts geltend.

Endet das Arbeits- oder Dienstverhéltnis und begriinden Schuldner und Drittschuldner
innerhalb von neun Monaten ein solches neu, so erstreckt sich die Pfandung auf die
Forderung aus dem neuen Arbeits- oder Dienstverhéitnis (§ 833 Abs. 2 ZPQ). Unerheb-
lich ist, aus welchem Grund das Arbeitsverhaltnis beendet und wieder neu begriindet
wurde. Die Pfandungsfortwirkung erfasst saisonbedingte Entlassungen ebenso wie an-
dere Beendigungsgriinde. Der Schuldner hat vorliegend innerhalb dieser Frist ein neues
Arbeitsverhdltnis beim Drittschuldner begriindet.

Anspriiche gegen den Drittschuldner sind zu prifen.

AuBlerung der Verwaltung:
Die Sachbearbeitung sei in diesem Fall im Austausch mit dem Drittschuldner und bereite
aktuell eine Drittschuldnerkiage vor.

Lohnabtretungen

Die Unterhaltsvorschussstelle bemiihte sich regelmaRig nicht darum, mit den Unterhalts-
schuldnern Vereinbarungen {iber Lohnabtretungen zu schliefien. Lediglich in einem ge-
priiften Fall war eine solche Vereinbarung geschlossen. Deren Ausfiihrung kontrollierte
die Verwaltung nicht.

Glaubiger haben die Méglichkeit, auf das pféandbare Einkommen des Schuldners anstatt
mittels Lohnpfandung im Rahmen einer Lohnabtretung zuzugreifen (§ 398 BGB). Sobald
der Unterhaltsschuldner in Zahlungsverzug gerét, kann das Jugendamt direkt vom Ar-
beitgeber den nach Pfandungstabelle pfandbaren Teil des Lohnes verlangen und muss
dazu weder einen Vollstreckungstitel haben, noch einen Pfandungs- und Uberweisungs-
beschluss beantragen. Die Abtretung gilt ab dem Datum der Unterschrift unter den
jeweiligen Vertrag und unterscheidet sich darin von einer Pfandung. Bei vor dem
1. Oktober 2021 geschlossenen Arbeitsvertragen kann der Arbeitgeber allerdings — im
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Gegensatz zur gerichtlich angeordneten Lohnpfandung — die Lohnabtretung ggf. verwei-
gern™' und die zulassige Hohe der Lohnabtretung ist auf die Pfandungsfreigrenzen nach
§ 850c ZPO beschrankt.

Insbesondere in Fallkonstellationen mit haufig wechselnden Arbeitgebern bietet eine
Lohnabtretung die Méglichkeit einer zeitnaheren Realisierung von Unterhaltszahlungen,
sobald der neue Arbeitgeber bekannt ist. Zudem sind gegen die im Wege der Vereinba-
rung geschlossene Abtretung keine Rechtsmittel'®? statthaft. Es obliegt der Verwaltung,
zwecks Optimierung der Volistreckungsergebnisse zu erwéagen, in welchen Fallen Lohn-
abtretungen als wirtschaftliches Mittel sinnvoll erscheinen.

Die Verwaltung sollte sich darum bemuhen, in geeigneten Fallen hdufiger Vereinbarun-
gen zu Lohnabtretungen zu schlieRen und deren Umsetzung kontrollieren.

AuBerung der Verwaltung:
In den genannten Fallkonstellationen werde die Lohnabtretung kiinftig starker bertick-
sichtigt.

Pfindung von Eigen- und Uberbriickungsgeld bei Strafgefangenen

Bei unterhaltspflichtigen Elternteilen in einer Justizvollzugsanstalt (JVA) prifte die Un-
terhaltsvorschusskasse verschiedentlich nicht, ob diese pfandbares Eigen- oder Uber-
brackungsgeld erhielten.'*

Strafgefangene sind im Strafvollzug grundsatzlich arbeitspflichtig (§ 41 StVollzG) und
erzielen durch die Arbeit ein Entgelt (§ 43 StVollzG). Aus diesem Arbeitsentgelt werden
Hausgeld, ggf. Uberbriickungsgeld und Eigengeld gebildet. Fiir Unterhaltszwecke steht
regelmafig nur das Eigengeld (§ 52 StVollzG) auf dem Eigengeldkonto des Unterhalts-
schuldners zur Verfugung.'** Die Anspriche eines Strafgefangenen auf Auszahlung sei-
nes Eigengelds sind fur Unterhaltszwecke — unter Beriicksichtigung von § 51 Abs. 4
Satz 2 StVollzG - in voller Héhe pfandbar. Die sonst tblichen Pfandungsfreigrenzen
(§ 850c ZPO) und der Pfandungsschutz (§ 850k ZPO) gelten nicht.'® Zudem ist nach
§ 51 Abs. 5 StVollzG auch der Anspruch auf Auszahlung des Uberbriickungsgelds teil-
weise pfandbar (UVG-RL 7.8.1). Dieses ist ggf. als Einkommen im Entlassungsmonat zu
berticksichtigen.'%

31 Ergéinzung von § 308 BGB um die Nr. 9 mit Wirkung ab 1. Oktober 2021.

L Erinnerung nach § 766 ZPO und Vollstreckungsabwehrklage nach § 767 ZPO.

3% 7. B. Az: 4.UVG.04.002370, 4.UVG.04.002158.
134 DIJuF, Nr. 4.4 Themengutachten TG-1182, Unterhaltsrechtliche Leistungsfihigkeit von Strafgefangenen (Stand
10/2020).

135 BGH, Beschiusse vom 1. Juli 2015 — XII ZB 240/14 (juris Rn. 36), vom 20. Juni 2013 — IX ZB 50/12 (uris Rn. 15) und

vom 16. Juli 2004 — [Xa ZB 287/03 (juris Rn. 7).

15 DIJuF, Nr. 4.3 Themengutachten TG-1182, Unterhaltsrechtliche Leistungsfihigkeit von Strafgefangenen (Stand

10/2020).



7.7

7.8

-B6-

Die Méglichkeiten der Pfandung von Eigen- und Uberbriickungsgeld bei Strafgefange-
nen sind regelmaRig zu prifen und zu nutzen.

AuBerung der Verwaltung:

Im Fall 4.UVG.04.002370 sei bei einer ersten Inhaftierung bis Februar 2017 Eigengeld
von insgesamt 158,50 € eingenommen worden. Aktuell befinde sich der Unterhaltspfiich-
tige erneut in Haft. Die Mdéglichkeit der Pfandung des Anspruchs auf Eigengeld bzw.
Uberbriickungsgeld werde gepriift und ggf. veranlasst.

Im Fall 4.UVG.04.002158 sei der damaligen Sachbearbeitung diese Méglichkeit offen-
sichtlich nicht bekannt gewesen.

Pfiandung von Mietkautionen

Abfragen zu Mietkautionen der Unterhaltsschuldner unterlieben. Angaben zur Miete wur-
den nicht weiter hinterfragt, Mietvertrage lagen héufig nicht vor. In Fallen, in denen Miet-
vertrage auf vorhandene Mietkautionen hindeuteten, prifte das Jugendamt nicht, ob de-
ren Pfandung méglich ist.

Glaubiger kénnen den Auszahlungsanspruch eines Unterhaltsschuldners als Mieter ge-
gen den Vermieter auf Herausgabe der Mietkaution (§ 551 BGB) nach Beendigung des
Mietverhéltnisses pfanden. Zur Uberpriifung ist es erforderlich, die Mietvertrage des
familienfernen Elternteils anzufordern.

Die Maglichkeiten, Anspriiche auf Mietkautionen zu pfénden, sollten geprift werden.

AuBerung der Verwaltung:
Kiinftig werde bei Einkommensiiberprifungen abgefragt, ob Mietkautionen gezahlt wur-
den.

Grundvermégen

Das Jugendamt lieR bei Unterhaltspflichtigen mit Grundvermégen auf das Land Uberge-
gangene Unterhaltsanspriiche zumeist nicht dinglich sichern.

Glaubiger konnen auf Grundlage eines Volistreckungstitels, mittels Antrag im Grundbuch
auf Eintragung einer Sicherungshypothek nach § 866 ZPO, auf das Immobilienvermo-
gen von Schuldnern zugreifen (UVG-RL 7.8.4)."*" Eine solche Zwangshypothek im Sin-
ne von § 1184 ff. BGB i. V. m. § 867 Abs. 1 ZPO ist ein bewahrtes und wirksames Voll-
streckungsmittel. Die dingliche Sicherung der Forderung bewirkt, dass entweder der
Eigentlimer zur Abwendung einer drohenden Zwangsversteigerung den Glaubiger be-
friedigen oder bei einem Verkauf des Grundstiicks das Grundpfandrecht durch Zahlung
der gesicherten Forderung abgel6st werden muss.'®

137 pa jeweils nur die der Eintragung zugrundeliegende Forderung dinglich gesichert werden kann, sind Sicherungshypo- -
theken nur fur Unterhaltsrizcksténde und nicht fur laufende Unterhaltsanspriiche moglich.

138 plJuF - Themengutachten TG-1147 — Sicherungshypothek im Rahmen der Zwangsvollstreckung (Stand 04/2021).
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Die Vollstreckung in das Grundvermégen von Schuldnern solite in den in Betracht kom-
menden Féllen geprift und genutzt werden.

AuRerung der Verwaltung:

In den in Betracht kommenden Féllen werde die Vollstreckung in das Grundvermdgen
gepriift und genutzt, insbesondere um bessere Verhandlungsergebnisse mit den bar-
unterhaltspflichtigen Elternteilen zu erzielen.
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Forderungsverwaltung
Forderungsverbuchung

Im Fachverfahren gebuchte Unterhaltsforderungen tbergab die Unterhaltsvorschuss-
stelle an das Kassenverfahren nur, wenn sie zeitnah mit einem Geldeingang rechnete.
Zwecks Generierung eines Kassenzeichens buchte sie bei Neuféllen jeweils Forderun-
gen von 1 €. Gingen erwartete Zahlungen nicht ein, ,bereinigte® die Verwaltung die Per-
sonenkonten durch Ausbuchung der offenen Forderungen am Jahresende. In der Folge
wiesen Kassenverfahren und Bilanz nahezu keine offenen Forderungen aus. Verbind-
lichkeiten gegeniiber Land und Bund waren ebenfalls nicht bilanziert.

Bei Riickforderungen nach § 5 UVG uberpriifte die Unterhaltsvorschussstelle nach Ab-
lauf der Zahlungsfrist, ob das Geld einging, Ratenzahlung vereinbart werden konnte oder
die Kreiskasse vollstrecken solite und veranlasste dann die Buchung der Forderung.

In der Buchfithrung sind sémtliche Geschéftsvorfalle zu erfassen (§ 27 Abs. 2 und § 28
Abs. 6 GemHVO, Nr. 2.3 VV zu § 93 GemO). Forderungen sind in diesem Sinne zu bu-
chende Ertrége. ,Soll = Ist-Buchungen reichen nicht aus. Die Buchung der auf das Land
tibergegangenen Unterhaltsforderungen hat entsprechend der haushalts- und kassen-
rechtlichen Bestimmungen ab der Feststellung eines Unterhaltsanspruchs im Rahmen
der Unterhaltsberechnung jeweils zum Zeitpunkt der monatlichen Unterhaltsvorschuss-
zahlung, hilfsweise zu festgelegten Stichtagen, zu erfolgen (UVG-RL 7.6.5)."*° Bei kor-
rekter Buchung ertibrigt sich zudem die manuelle Kontrolle der Zahlungseingénge und
Defizite bei der Zahlungskontrolle werden vermieden.

Als Folge der fehlenden Buchung der Forderungen wiesen die Jahresabschliisse (Bilan-
zen) die noch offenen Zahlungsriicksténde nicht aus. Nach der UVG-Geschéftsstatistik
2023 waren zum 31. Dezember 2023 insgesamt 7,4 Mio. € an offenen Forderungen im
Fachverfahren erfasst. Die Bilanzen gaben somit den Forderungsbestand nicht zutref-
fend wieder.'%° '

Bei Ruickforderungen nach § 5 UVG wird der Zahlungsanspruch mit Erlass des Riickfor-
derungsbescheids festgestellt und ist zu diesem Zeitpunkt zu buchen (§ 25 Abs. 3 Satz 1
GemHVO). Dies dient insbesondere dazu, sicherzustellen, dass die Anspriiche auch
verfolgt werden.

Forderungen sind mit ihrer Falligkeit als Ertrdge zu buchen.

3¢ Nach den UVG-RL 7.6.5 sind sie spatestens zu buchen, wenn

- die Leistungsfahigkeit des unterhaltspflichtigen Elternteils im Rahmen einer Unterhalisberechnung festgestellt wurde

oder

- ein Schuldanerkenntnis des unterhaltspflichtigen Elternteils vorliegt oder

- elne Ratenzahlungsvereinbarung gefroffen wurde oder

- wenn sie tituliert sind.
140 | der Bilanz sind auf die Forderungen Wertberichtigungen vorzunehmen und in Hhe von 70 % der wertberichtigten
Forderungen sind Verbindlichkeiten (fur die an Bund und Land weiterzureichenden Anteile der zu erwartenden Ein-
zahiungen) auszuweisen, Zudem wird die Aufarbeitung der Falle mit verjahrten und verwirkten Forderungen (vgl. Nr. 3.1)
zu einer Reduzierung der zu bilanzierenden Forderungen fihren. )
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AuBerung der Verwaltung:
Dies sei bereits umgestellt.

Forderungsverwaltung

Die Verwaltung der offenen Forderungen erfolgte, ohne Anbindung an das Kassenver-
fahren, tiber ein Feature des Fachverfahrens. Hierbei konnten monatsgenau die jewelili-
gen Forderungen fur einen Zeitabschnitt erfasst werden. Anderungen des Forderungs-
betrags'"' und des Zeitabschnitts im Fachverfahren waren vom jeweiligen Sachbearbei-
ter vorzunehmen. Anderungen der Unterhaltsverpflichtung im Rahmen von Altersstufen-
wechseln oder Neuberechnungen waren aber regelmafig nicht erfasst. Bis zur ndchsten
Anpassung der Forderungstibersicht lief dann ein fehlerhafter Betrag auf. In der Folge
ergaben sich in vielen Fallen Unklarheiten hinsichtiich der offenen Forderungen. Bei-
spiele:

—  Die dem Schuldner mitgeteilten Betrdge stimmten nicht mit der Forderungsverwal-
tung iiberein.™?

— Mangels Aktenvermerken war nicht immer nachvoliziehbar, warum bestimmte For-
derungen im Fachverfahren gebucht waren oder auch nicht."#®

_ Es war nicht ersichtlich, ob Ausfallleistungen definiert wurden oder nicht. Forderun-
gen waren gebucht trotz erwiesener Leistungsunfanigkeit.*

Die Verwaltung sollte jederzeit feststellen kénnen, in welcher Hohe sie Ausfallleistungen
erbracht hat und in welcher Héhe noch offene Forderungen bestehen. Im Rahmen un-
terjahriger’*® Schreiben (z. B. bei Pfandungsandrohungen) mitgeteilte zu niedrige Rick-
stande bedingen die Gefahr einer Verwirkung von Forderungen. Ohne die Kenntnis zum
Stichtag 31. Dezember kann zudem keine korrekte Bilanz erstellt werden.

Forderungen sind in ihrer jeweils zutreffenden Héhe zu erfassen. Dies erfordert bei An-
derungen regelmaRig Anpassungen der erfassten Betrage.

AuBerung der Verwaltung:

Mit der Umstellung bei der Buchung (Nr. 8.1) sei auch gewdhrieistet, dass die Forderun-
gen in der jeweils zutreffenden Hdhe erfasst werden und die jahrliche Anpassung der
Leistungshéhe automatisiert erfolgen kénne.

141 |nsbesondere im Rahmen der jahrlichen Anpassung der Leistungshohe.

2 7 g Az 4UVG.04.002769, 4.UVG.03.002389.
43 7 B Az 4.UVG.04.002158.
144 7 B Az:4.UVG.04.002768.

45 Nicht gemeint sind hier die jahrlichen Anschreiben.
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Forderungsverwaltung im Zusammenhang mit Insolvenzverfahren
Forderungsanmeldung im Verfahren

Das Jugendamt priifte nicht immer, ob in Insolvenzverfahren anzumeldende Forderun-
gen von der Restschuldbefreiung auszunehmen sind. Dies betraf auch Unterhaltspflich-
tige, die (teilweise) leistungsfahig waren.'®

Beim Insolvenzverfahren soll der Glaubiger bereits bei der Forderungsanmeldung darauf
hinweisen, wenn es sich nach seiner Meinung um eine von der Restschuldbefreiung
ausgenommene Forderung handelt (§ 302 Nr. 1 2. Alt. InsO). Dazu muss der Glaubiger
Tatsachen angeben und Sachverhaite beschreiben, aus denen sich ergibt, dass eine
vorsatzliche Pflichtverletzung vorliegt (§ 174 Abs. 2 Ins0O).'* Dies sollte bei riickstandi-
gem Unterhalt jedenfalls immer dann erfolgen, wenn fur den Forderungszeitraum die
Leistungsfahigkeit des Schuldners nachgewiesen werden kann. Der ,2Handlungsleitfa-
den zum Verbraucherinsolvenzverfahren ist zu beachten (UVG-RL 7.10.6). Dazu sollten
insbesondere alle bekannten Tatsachen vorgetragen werden, die die Pflichtverletzung
belegen.

Vor Anmeldungen im Insolvenzverfahren sollte regelmaRig geprift werden, ob es sich
um qualifizierte Forderungen aus vorsatzlich nicht gewahrten, rlckstandigen gesetzli-
chen Unterhaltsanspriichen im Sinne von § 302 Nr. 1 2. Alt. InsO handelt. Ist dies der
Fall, sind die maRgeblichen Tatsachen zu beschreiben und der Sachverhalt ausfiihrlich
vorzutragen. Die Priifung ist zu dokumentieren.

AuBerung der Verwaltung:

Die Mitarbeiter seien dahingehend sensibilisiert worden, dass sofern Hinweise vorliegen,
dass die Forderung von einer Restschuldbefreiung ausgenommen werden kann, eine
entsprechende Anmeldung der Forderung erfolgen solle. In dem beispielhaft genannten
Fall sei es bei der Forderungsanmeldung nicht méglich gewesen, eine vorsétzlich be-
gangene unerlaubte Handlung des Schuldners nachzuweisen.

Nachtrigliche Anmeldung von Forderungen zum Insolvenzverfahren

Die Verwaltung hatte nicht in allen Fallen von der Eréffnung von Insolvenzverfahren
Kenntnis. Diese wurden ihr auch im Laufe der jeweiligen Verfahrensdauer nicht immer
bekannt. Beispiel:

— Die Verwaltung verweigerte die Zustimmung zum auBergerichtlichen Einigungsver-
such (Az.: 4.UVG.02.003106). Eine formale Aufforderung zur Anmeldung der Forde-
rungen im Insolvenzverfahren war nicht in der Akte. Die Verwaltung bearbeitete
diesen Fall nicht weiter. Erst vier Jahre nach Eréffnung des Verfahrens erlangte sie
Kenntnis tiber das Insolvenzverfahren. Eine Nachmeldung der Forderungen unter-
blieb auch dann. Aufgrund eines Hinweises wahrend der ortlichen Erhebungen

148 7 B Az 4.UVG.01.003510 und 4.UVG.03.003511.

47 DIJUF, Nr. 1 bis 3 Themengutachten TG-1207 — Ausschluss der Restschuldbefreiung fiir Unterhaltsrizckstande durch
qualifizierte Forderungsanmeldung (Stand 9/2016). Die Restschuldbefreiung bewirkt, dass die von ihr erfassten Forde-
rungen zwar nicht erléschen, sie kénnen aber nicht mehr zwangsweise durchgesetzt werden.
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ermittelte die Verwaltung, dass swischenzeitlich Restschuldbefreiung erteilt wurde.
Die Forderungen definierte sie daraufhin als Ausfall.

Bei sachgerechter Ruckgriffsbearbeitung wére die Verwaltung auf die Insolvenzeroff-
nung friihzeitiger aufmerksam geworden. Auf der Internetseite hitps://neu.insolvenzbe-
kanntmachungen.de/ap/ werden alle Insolvenzverfahren dffentlich bekanntgemacht (§ 9
Abs. 1 InsO). Bei Hinweisen auf ein Insolvenzverfahren sollte geprift werden, ob ein:
solches tatsichlich erofinet wurde. Forderungen kénnen auch nach Ablauf der Anmel-
defrist bis zum Schlusstermin angemeldet und ins Glaubigerverzeichnis aufgenommen
werden (§ 177 InsQ). Nach Ablauf des Schlusstermins hat der Glaubiger ggf. einen
Schadensersatzanspruch gegen den Schuldner (§ 826 BGB)."#

Wird ein Insolvenzverfahren verspétet bekannt, sind Forderungen bis zum Abschluss
des Verfahrens nachzumelden. Nach Abschluss des Verfahrens ist ein Schadensersatz-
anspruch gegen den Schuldner zu prifen.

AuBerung der Verwaltung:
Eine Mitarbeiterin habe bereits eine entsprechende Fortbildung besucht. Dies sei auch
fiir alle (ibrigen Mitarbeiter sowohl im Bereich UVG als auch Beistandschaften geplant.

Forderungsverbuchung nach Restschuldbefreiung

Die Verwaltung ging mit Forderungen nach erteilter Restschuldbefreiung unterschiedlich
um. In einigen Fallen buchte sie die Forderungen aus, in anderen nicht':

— Die Forderungen fur zwei Geschwisterkinder blieben auch nach erteilter Restschuld-
befreiung im Forderungskonto stehen (Az.: 4.UVG.02.002819 und
4.UV@G.02.002860), zusammen mit einem Hinweis auf die erteilte Restschuldbe-
freiung.

— Die Forderungen (Az.: 4. UVG.03.002950, 4.UVG.03.002951 und 4.UVG.03.002952)
aus der Zeit vor Eréffnung des Insolvenzverfahrens blieben auch nach erteilter Rest-
schuldbefreiung im Forderungskonto stehen. Fur den Zeitraum der Wohlverhaltens-
phase definierte die Verwaltung die Leistungen zum Teil als Ausfall.

Die Restschuldbefreiung wird mit der Rechtskraft der Entscheidung des Gerichts wirk-
sam (§ 300 Abs. 2 Satz4 i. V. m. § 299 Ins0). Die Forderungen kénnen nicht mehr
durchgesetzt werden.

Forderungen sind nach Erteilung der Restschuldbefreiung auszubuchen.

AuBerung der Verwaltung:
Im Zuge der Umstellung der Forderungsverwaltung seien in den genannten Féllen die

148 BGH Beschiuss vom 9. Oktober 2008 — X Z8 16/08, juris Rn. 2 und Saarlandisches Oberlandesgericht, Beschiuss vom
7. Mai 2015 — 4 W 9/15, juris Rn. 9.

148 Linzu kamen Fille (z.B. Az 4.UVG.01.003510, 4.UVvG.01.003511, 4.UVG.03.003625, 4.UVG.03.003626 und
4.UVG.03.003627), in denen — mangels entsprechender Information — der Unterhaltsvorschussstelle nicht bekannt war,
ob eine Restschuldbefreiung erteilt worden war. Die Forderungen waren ebenfalls weiterhin ausgewiesen.
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Forderungskonten um die der Restschuldbefreiung unterliegenden Forderungen berei-
nigt worden.

Forderungsiibergang bei Wechsel des Bundeslands

Bei Fallabgaben von Fallen ohne Unterhaltstitel in andere Bundeslander bat das Jugend-
amt die neu zustandige Unterhaltsvorschussstelle nicht, noch offene Forderungen aus
dem Zeitraum vor dem Umzug zu realisieren.

Als Folge hiervon versuchen zwei Unterhaltsvorschussstellten unabhéngig voneinander
jeweils ihre eigenen Anspriiche gegeniiber dem Unterhaltspflichtigen zu realisieren. In
Fallen, in denen zur Zeit des Umzugs kein Titel besteht, soll die neu zusténdige Unter-
haltsvorschussstelle auch die auf die Zeit bis zum Umzug entfallenden Anspriiche gel-
tend machen; hierfur werden die Anspriiche treuhdnderisch tibertragen (UVG-RL 9.7 .4).

Die untitulierten Forderungen aus Fallabgaben in andere Bundeslander sollten treuh&n-
derisch Uibertragen und bei Fallen mit Zuziigen die treuh&nderische Ubertragung erbeten
werden.

AuBerung der Verwaltung:
Solite es zu entsprechende Fallabgaben kommen, wiirden die Mitarbeiter auf entspre-
chende Handhabung hingewiesen.

gez. gez.
Marcel Hirter Andreas Utsch
Prasident Direktor beim Rechnungshof

Beglaubigt:
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Abstimmungsergebnis

TOP: 7 Sache / Beschluss Dafur Dagegen Enthaltung

Vollzug des Haushaltsplanes 2024,
hier: Haushaltsiiberschreitungen im Teilhaushalt 04 ,,Jugend und Soziales,,

Beschlussvorlage:

Beim Vollzug des Haushaltsplanes 2024 ergaben sich Haushaltstiberschreitungen in Héhe
von insgesamt 6.042.311,02 € bei den ordentlichen und auf3erordentlichen Aufwendungen
im Teilhaushalt 04 ,Jugend und Soziales*

Diese entfallen komplett auf den Ergebnishaushalt. Diese Uberschreitungen in Hohe von
6.042.311,02 € belaufen sich auf 4,99 % der Gesamtaufwendungen des Teilhaushaltes
(120.993.012 €). Im Rahmen des endgultigen Jahresabschlusses wurden Mehrertrage in
diesem Teilhaushalt erzielt wurden um diese Haushaltsliberschreitungen abzudecken.

Nach § 100 GemO i.V.m. 8§ 57 LKO bedurfen tber- und aufl3erplanméaRige Aufwendungen
und Auszahlungen, die nach Umfang oder Bedeutung erheblich sind, der Zustimmung des
Kreistages. Nach § 5 Absatz 3 Ziffer 2. der Hauptsatzung des Landkreises ist die Zustim-
mung zur Leistung tber- und aufRerplanmafiiger Aufwendungen und Auszahlungen bis zu
100.000 € im jeweiligen Einzelfall dem Kreisausschuss zur Beschlussfassung ubertragen.

Insoweit bedirfen die Haushaltsiiberschreitungen der Zustimmung des Kreistages.

Erlauterung zu den Uberschreitungen im Teilhaushalt 04 ,Jugend und Soziales*

Die Haushaltstberschreitungen im Teilhaushalt 04 ,Jugend und Soziales® resultieren haupt-
sachlich aus zu bildenden Pauschalwertberichtigungen im Produkt 3410 ,Unterhaltsvor-
schussleistungen®.

Im Zuge einer Prifung des Sachgebietes Unterhaltsvorschussleistungen durch den Rech-
nungshof Rheinland-Pfalz wurde die bisherige Buchungspraxis des Landkreises bean-
standet.

Bis vor der Prifung durch den Rechnungshof wurden nur solche Erstattungsanspriiche von
Unterhaltspflichtigen eingebucht, wenn diese realisierbar durch die Unterhaltspflichtigen ge-
zahlt werden wirden. Nicht realisierbare Erstattungsanspriiche wurden nicht eingebucht.

Durch die Prifung durch den Rechnungshof wurde diese Praxis verworfen und eine neue
Buchungspraxis eingefiihrt. Ab dem Jahr 2024 wurden s&mtliche Erstattungsanspriiche auch
vergangener Jahre von Unterhaltspflichtigen eingebucht und am Ende des Jahres entspre-
chend der Realisierungs—und Zahlungsquote einer Pauschalwertberichtigung unterzogen.

Dies fiihrte im Jahr 2024 einmalig zu Mehrertragen bei den Erstattungsanspriichen von 6,46
Mio. €. Insgesamt wurden Erstattungsansprichen von 6,91 Mio. € eingebucht. Da von die-
sen nur 622 T€ von den Unterhaltspflichtigen gezahlt wurden (8,93 %) mussten von den ver-
bleibenden Forderungen Pauschalwertberichtigungen in H6he von 5,76 Mio. € (91,07 % der



offenen Forderungen) gebildet werden. Dies fuhrte zu einem entsprechenden Mehraufwand,
welcher in der Planung nicht vorgesehen war. Weiterhin ist es aufgrund der Bewirtschaf-
tungsregeln zum Haushalt 2024 nicht moéglich, im Rahmend er Zweckbindung die Mehrertra-
ge zur Kompensierung dieser Mehraufwendungen zu nutzen.

Weiterhin wurden bei der Forderung der Erziehung in der Familie Haushaltsiiberschreitun-
gen in Hohe von 301 T€ verbucht. Die Fallzahlen fur die Mutter/Vater-Kind-MalRBnahmen, als
auch die Anzahl der in den jeweiligen MaRnahmen betreuten Kinder sind im Vergleich zum
Vorjahr weiter angestiegen. Unter Berlcksichtigung von Mehreinnahmen aus Kostenbeitra-
gen und Kostenerstattungen von anderen Sozialleistungstréagern ergibt sich in diesem Be-
reich ein Netto-Mehraufwand von rd. 285 TEURO. Daneben tragt der Mehraufwand (rd. 21
TEuro) bei den Clearingmal3nahmen zur Abwendung einer Kindeswohlgefahrdung bzw. zur
Ermittlung des Hilfebedarfs zu dem Netto-Mehraufwand bei.

Beschlussvorschlag:

Aufgrund der Empfehlung des Kreisausschusses stimmt der Kreistag den Haushaltslber-
schreitungen im Teilhaushalt 04 in Hohe von 6.042.311,02 € gemal § 100 GemO zu.



	Sitzungsdokumente
	25 10 01 KT Einladung und Tagesordnung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Arbeitsausschuss "Kreis- und Stadtbücherei"
	Vorlage KT  1770/2025

	TOP Ö  3 Einführung einer Ersthelfer-Alarmierungs-App im Leitstellenbereich Kaiserslautern; Grundsatzbeschluss
	Vorlage KT  1760/2025/1

	TOP Ö  4 Resolution zur Sanierung der Bahnunterführungen entlang der Bahnstrecke Saarbrücken-Mannheim
	Vorlage KT  1749/2025/1
	Initiative faire Bahnquerungen  1749/2025/1

	TOP Ö  5 Haushaltssicherungskonzept
	Vorlage KT  1763/2025/1
	Haushaltsverfügung  1763/2025/1

	TOP Ö  6 Unterrichtung über die Prüfungsmitteilung des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz über die Prüfung der Gewährung von Unterhaltsvorschuss gegen den Landkreis Kusel
	Vorlage KT  1761/2025/1
	Prüfung der Gewährung von Unterhaltsvorschuss durch den Landkreis Kusel  1761/2025/1

	TOP Ö  7 Vollzug des Haushaltsplanes 2024
	Vorlage KT  1762/2025/1



